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das Privileg der Wissenschaftsfreiheit. Die mittlerweile zwar gebrochene, 
aber nicht vergangene Annahme eines gesellschaftlichen Fortschritts aus 
Wissenschaft und Technik321 in den Industriegesellschaften, die reziproke 
legitimatorische Befestigung von wissenschaftlichen Institutionen und Poli-
tik sowie, schlußendlich, auch die Optionsarmut der OECD-Länder im 
Blick auf zukunftsfähige Industrien führen zu einer nachhaltigen konzer-
tierten Unterstützung der modernen Biotechnologie. Das wissenschaftlich-
technische Fortschreiten erscheint in dieser Perspektive immer noch als eine 
Folge der Suche nach und des Auffindens von neuen Erkenntnissen. Das ist 
es zwar auch. Aber – und eben das wäre politisch zu verhandeln – die Ge-
genstände, Strategien und Formen, über, mit und in denen die Erkenntnisse 
gesucht und gefunden werden, unterliegen neben disziplininternen Filterungen 
zugleich einem wissenschafts- und gesellschaftspolitischen Formungsprozeß 
(Ravetz 1996). In diesem sind bisweilen die Rollen der Akteure verschoben, 
indem WissenschaftlerInnen und Wissenschaftsfunktionäre sich wie Politi-
ker, Politiker wie Wissenschaftler und alle beide sich wie Industrielle gerie-
ren, so daß weit eher von einem verabredeten Wechselspiel als von einer 
Kontrollfunktion der politischen und einer definierten Autonomie der wis-
senschaftlichen Institutionen gesprochen werden kann.322 Bevor ich auf die 
Fragen einer Gestaltbarkeit und demokratischen Prägung des biotechnischen 
Fortschritts zurückkomme, soll die demokratische Performanz der modernen 
Biotechnologie mit Hilfe einer in der komparativen politikwissenschaftlichen 
Demokratieforschung entwickelten Systematik beleuchtet werden. 

                                                      
Forschungskreativität für die bisherige wirtschaftliche Entfaltung einer Bio-Industrie. Es 
gibt bis heute nur vereinzelt vergleichende Untersuchungen zur Rolle der öffentlich finan-
zierten FuE für Industriezweige; die Studie von Faulkner & Senker (1994, insbes. 686) 
unterstreicht meine These ganz nachdrücklich. Vorliegende Untersuchungen zur Technolo-
gie- und Forschungspolitik konzentrieren sich auf die institutionelle Seite (Grande & Häusler 
1994; Lütz 1993; Schimank 1995), und die seinerzeitigen Überlegungen zu einem politik-
wissenschaftlichen Forschungsschwerpunkt zur Techniksteuerung befassen sich mit einem 
solchen Aspekt ebenfalls nicht (vgl. Simonis 1992). 
321  In dieser Hinsicht gibt es eine extrem große Koalition, die vom Bundesforschungsminis-
terium bis zu kritischen Wissenschaftlern reicht (BMBF 1996; Meyer-Abich 1997). Zwar 
sieht Meyer-Abich zum Beispiel ganz deutlich die zerstörerische Seite der gegenwärtigen 
wissenschaftlich-industriellen Praxis; gleichwohl hält auch er immer noch daran fest, daß 
diese Probleme wiederum mit Wissenschaft zu lösen wären. 
322  Vgl. Abschnitt 2.4.2. 
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2.4.3.3 Herausforderungen der Demokratie 

Die aktuellen Herausforderungen für die industriellen Demokratien, die 
Manfred G. Schmidt (1996: 11-12; daran anknüpfend 1999) benennt, sind 
eine Kompilation recht divergenter Problemkomplexe.323 Aus den 14 er-
wähnten politisch-gesellschaftlichen Konfliktpotentialitäten seien einige für 
die uns interessierenden Wechselwirkungen zwischen Demokratie und mo-
derner Biotechnologie aufgegriffen.324  

In vielerlei Bezügen wird im Kontext des medizinischen Teils der Bio-
technologie auf Probleme der Spaltung der Gesellschaft Bezug genom-
men. Dies basiert auf der ökonomisch-sozialen Ungleichheit und dem 
Trend zur Privatisierung von Gesundheitskosten. Resultat ist eine Spal-
tung in solche Menschen, die sich eine auf dem Stand der biomedizini-
schen Technik befindliche Gesundheitsversorgung respektive Krankheits-
behandlung leisten können, und die übrigen. Diese Problematik ist 
verquickt mit den demographischen Entwicklungen zu einer alternden 
Gesellschaft in etlichen OECD-Ländern. Demokratiepolitisch geht es um 
die Frage der gleichen Zugangschancen und tatsächlichen Gleichheit bei 
der Sicherung und Erhaltung der individuellen Gesundheit und bei der 
Verwendung gesellschaftlicher Ressourcen unter den verschiedenen Al-
tersgruppen. Wir wissen, daß Gesundheit von Menschen in einem er-
staunlichen Maß mit dem sozialökonomischen Status korreliert ist; dies 
wissen wir diachron und interkontinental (Labisch 1992). Insofern könnte 

                                                      
323  Es ist hier nicht der Ort, eine methodische und inhaltliche Kritik dieser Art Performanz-
beschreibung vorzunehmen, wiewohl manche Inkonsistenzen und Lücken, wie zum Beispiel 
das Fehlen militärischer Konflikte oder die sehr summarische Behandlung ökologischer 
Krisenpotentiale, dazu reizen. Auch in der Bewertung, die im wesentlichen mit der traditio-
nellen versicherungsmathematischen Methodik operiert (Schaden = Ausmaß x Eintritts-
wahrscheinlichkeit), wäre manche Erkenntnis aus der langen Risikodebatte nachzutragen. 
Risiken enormen Ausmaßes werden durch eine rechnerische Unwahrscheinlichkeit ihres 
Eintretens bekanntlich nicht geringer; das gilt nicht allein für nukleartechnische Anlagen. 
Zum Umgang mit Risiken, deren Charakteristika unter anderem in unklaren Eintretenswahr-
scheinlichkeiten und möglicherweise sehr großen Schadensausmaßen bestehen, vgl. das 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltverände-
rungen (WBGU 1998). 
324  Ich befasse mich mit folgenden Herausforderungen: a) Spaltung der Gesellschaft, b) Ba-
lancierung gegenwärtiger versus zukünftiger gesellschaftlicher Bedürfnisse und Interessen, 
c) Konstitutionalisierung versus demokratische Entscheidungsfreiheit. 
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man mit der Normalisierungshypothese (van den Daele 1995) annehmen, 
daß biotechnisch induzierte Befestigungen oder Verschärfungen dieser 
Situation empirisch-demokratisch von ephemerer Natur sein dürften. Al-
lerdings wäre doch zuvor noch die normative Demokratieverträglichkeit 
zu analysieren. Und für diese dürfte außer Zweifel stehen, daß es zum 
inneren Kern moderner Demokratievorstellungen gehört, daß eine ausrei-
chende und gleich verteilte gesundheitliche Grundversorgung für alle 
Bürgerinnen und Bürger existieren respektive geschaffen werden sollte. 
Die Schere zwischen einem derartigen Anspruch und der Wirklichkeit 
öffnet sich in den meisten Industriegesellschaften, und sie wird sich struk-
turell noch weitergehend öffnen, wenn die gegenläufigen Entwicklungen 
von volkswirtschaftlichen Krankheitskosten und verfügbaren Mitteln der 
Versicherungen anhalten (Alber & Bernardi-Schenkluhn 1992: insbes. 
680-688). Der größte Teil der bis heute zugelassenen biotechnisch entwi-
ckelten und produzierten Medikamente sind Spezialitäten mit hohen, teils 
extrem hohen Preisen. Da, wie schon erwähnt, biotechnische Substitute 
für großvolumige chemisch-synthetische Pharmazeutika bis heute ohne 
komparativen Kostenvorteil und neue Massenpräparate aus der biotechni-
schen Pipeline nicht in Sicht sind,325 ist weit eher als wahrscheinlich an-
zunehmen, daß die Biotechnik weitere spezielle hochpreisige Produkte zu 
Markte bringen wird. Damit wird auf der Kostenseite das Finanzierungs-
problem des Gesundheitswesens verstärkt. Die Verfügbarkeit und Ope-
rierbarkeit von Xenotransplantaten326 würde darüber hinaus eine Kosten-
explosion bisher unbekannten und ungeahnten Ausmaßes implizieren,327 
                                                      
325  Das ergibt sich sowohl aus den verfolgten Forschungs- wie aus den priorisierten Anwen-
dungsgebieten. 
326  Gegenwärtig scheint es so, als ob die immunologischen Probleme, insbesondere die 
Unberechenbarkeit von Retroviren, der raschen Durchsetzung der Xenotransplantationswirt-
schaft einen ernsthaften Widerstand bieten würden (vgl. Maeschli 1997). 
327  Dies ist ein vielleicht typisches Beispiel für ein organisiertes Nicht-Wissen-Wollen des 
politischen Apparates: Es gab schon vor sechs bis sieben Jahren, als die ersten ernstzuneh-
menden Hinweise auf eine tatsächliche Entwicklung der Xenotransplantationswirtschaft zu 
beobachten waren, verschiedene Versuche, in Deutschland eine frühzeitige und fundierte 
öffentliche Debatte nicht allein über die moralischen, sondern auch über die gesundheits-
ökonomischen Implikationen zu befördern. Dies hätte zum Beispiel durch eine Enquete-
Kommission des Deutschen Bundestages oder einen TA-Prozeß erfolgen können. Beides ist 
nicht zustandegekommen, weil der Zeithorizont zu weit und das Interesse, sich mit dem me-
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eine noch weit größere als die technische Möglichkeit somatischer oder 
anderer Gentherapie. Beide Entwicklungen gehören ebenfalls zu den 
strukturellen Verschärfungsbeiträgen zur Verteilungskonkurrenz um Ge-
sundheitssystem-Ressourcen, die von der Biotechnologie ausgehen kön-
nen. Hinzuzusehen sind noch die Forschungs- und Wissenschaftsressour-
cen, die möglicherweise demnächst in übergewichtiger Weise für Fragen 
verwendet werden, die für die politisch-institutionell einflußreiche Grup-
pe älterer Menschen,328 die zudem eine erhebliche Bonität aufweisen, von 
vorrangigem Interesse sind.329 

Die Frage einer gerechten intergenerativen Ressourcen-Allokation leitet 
über zu einer zweiten Herausforderung: dem Konflikt zwischen der Be-
rücksichtigung von Gegenwartsinteressen und der Wahrung von Zukunfts-
interessen. Dieser Spannungsbogen ist sowohl biographisch wie intergene-
rativ zu sehen und wird vor allem im Kontext von UNCED und sustainable 
development debattiert (vgl. BUND & Misereor 1996: 351-420; kritisch 
dazu Eblinghaus & Stickler 1996). Bezogen auf demokratierelevante Impli-
kationen der modernen Biotechnologie wäre das Kernargument des bio-
safety-Disputes, nämlich die Irreversibilität der Etablierung transgener Or-
ganismen330 sowie die gerechte Verwendung gesellschaftlicher Ressourcen 
zur Verbesserung bestehender und Eröffnung neuer zukunftsfähiger Optio-
nen für die individuelle und soziale Entwicklung, von besonderer Bedeu-
tung. Die Geltendmachung und Beachtung zukünftiger Interessen zu Lasten 
gegenwärtiger ist wohl eines der prinzipiell schwierigsten Handlungsfelder 
neuzeitlicher Demokratien. Da es physisch weder authentische Repräsen-
                                                      
dizinisch-industriellen Komplex gegebenenfalls anlegen zu müssen, äußerst gering war. Vgl. 
zu den vielfältigen Problemen der damaligen Transplantationspraxis Löw-Friedrich & Schoeppe 
1996. Inzwischen ist es um das Thema der Xenotransplantation recht still geworden; dies 
insbesondere auf Grund der riskanten Aspekte der Übertragung von Viren vom Tier auf den 
Menschen. 
328  Man sehe sich das Durchschnittsalter der Politikerinnen und Politiker an. 
329  Es ist möglicherweise kein Zufall, daß seit einigen Jahren in öffentlichen wie privaten 
Forschungseinrichtungen Themen wie „die Frau / der Mann über 50“ mit deutlichem strate-
gischen Interesse verfolgt werden und zugleich in einer grauen Zone zwischen Wissenschaft 
und Aberglauben Meldungen lanciert werden, nach denen man das Gen für das Altern ge-
funden habe oder auch ein Unsterblichkeitsenzym (Fossel 1996: 207-241; Tipler 1995, 
dieser vermischt mit einer stark physikalisch-informatorischen Komponente). 
330  Darunter fallen auch Menschen. 
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tanten futurischer Belange noch gewisse Kenntnisse der zukünftigen Situati-
on geben kann, ist eine Dominanz gegenwärtiger Interessen nahezu unver-
meidlich. Die Gefährdung und fortschreitende Zerstörung der natürlichen 
Grundlagen der Demokratie (vgl. IPCC 1996) durch eine um die Zukunft 
unbesorgte individuelle und kollektive Nutzenmaximierung der industriali-
sierten Länder und vieler nachfolgend modernisierender Staaten verlangt 
nun allerdings vor allem von den in der Umweltbelastung führenden In-
dustriestaaten sowohl eine sorgfältige Analyse von Ursachen, Wechselwir-
kungen, Folgen, Restitutionsmöglichkeiten, funktionalen Äquivalenten etc. 
wie auch zugleich und nicht erst nach Vorliegen allseits unbestreitbarer 
Beweise politische Entscheidungen, administrative und managerielle Hand-
lungsstrategien, die – in aller Anerkenntnis der Vorläufigkeit und Verbes-
serbarkeit des bis jetzt erreichten Wissensstandes – die möglichen Reduzie-
rungen von schädigenden Praktiken ernsthaft und auf Dauer verfolgen. 

Diese doppelte Herausforderung demokratischer Reife, nämlich zusam-
menhangsorientierte Ursachenforschung vermutlich langfristig desaströser 
vergangener Praktiken und das Umsteuern auf einen neuen Kurs, diese doppel-
te Unsicherheit und Verunsicherung ist bis heute in keinem der in Rede ste-
henden Länder zuwege gebracht worden. Am ehesten ist noch der erste Part 
der Herausforderung angenommen und bearbeitet worden (vgl. Jänicke et al. 
1997). Die erarbeiteten Erkenntnisse über die schädlichen Implikationen pro-
duktiver und konsumptiver Praktiken für die biologischen, chemischen, physi-
kalischen und geologischen Zusammenhänge und Systeme, von denen wir 
leben, sind genauer, detaillierter und vielfältiger, als es jemals in der Geschich-
te der Demokratie der Fall gewesen ist, bevor weitreichende sozialstrukturelle, 
wirtschaftspolitische, militärisch-politische oder andere Entscheidungen getrof-
fen worden sind. Und doch dienen alle diese Einsichten und Erkenntnisse über-
wiegend nicht zur Begründung von Maßnahmen respektive Unterlassungen, 
sondern sie werden teils ignoriert, teils bestritten, und in beiden Fällen folgt 
daraus eine Fortdauer des zerstörerischen Status quo. Man betrachte die zer-
mürbende und absichtsvolle Demontage der UN-Klimakonvention durch die 
weltgrößten Umweltverschmutzer, wie Ende 1997 anläßlich der Vertragsstaa-
tenkonferenz in Kyoto (Japan) vorgeführt, wo ehedem honeste Politiker wie 
der Vize-Präsident der USA, Al Gore (Gore 1992), sich wie der Geschäftsfüh-
rer der Vereinigung der größten umweltbelastenden Industrien seines Landes 
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gerierte.331 Auch dies zeigt eine ganz beängstigende Prädominanz gegenwär-
tiger Interessenwahrnehmung gegenüber zukünftigen Belangen. 

Moderne Biotechnologie spielt qualitativ und quantitativ in diesen Kon-
flikten, in denen es um das Urgestein der Industriegesellschaften geht, zu-
nächst noch gar keine Rolle. Aber im Zusammenhang der Convention on 
Biological Diversity – auch dieses Vertragswerk ist ein bedeutsames Ergeb-
nis von UNCED – finden wir das gleiche Muster einer Politik der industriali-
sierten Länder und der ihnen assistierenden privatwirtschaftlichen NGOs, die 
auf Prolongierung gegenwärtig ausgeübter Praktiken und die Abwehr von 
etwelchen Einschränkungen zukünftiger Handlungsvollmachten gerichtet ist. 
Die Etablierung transgener Organismen in den Vavilovschen Zentren oder 
auch in spezialisierten Habitaten, die in erdgeschichtlichen Zeiträumen sich 
entwickelt haben, ist in ihren Konsequenzen nicht zu übersehen (Reaka-
Kudla, Wilson & Wilson 1997; WBGU 1998). Hier wiederum dient, in rezi-
proker Verklammerung zur Klima-Auseinandersetzung, das Nichtwissen als 
Bestätigung einer Abwesenheit oder Marginalität von Risiken. Also gilt auch 
hier der Vorrang der bequemen Gegenwart vor einer ungewissen und mit 
Veränderungserfordernissen beladenen Zukunft. Die zentrifugalen ökonomi-
schen, sozialen und politischen Großkräfte, die aus dem Eintreffen auch nur 
einiger der möglichen Veränderungen der natürlichen Konstituanten der in-
dustriegesellschaftlichen Demokratien erwachsen können, wären ein Demo-
kratieproblem allererster Ordnung. Die moderne Biotechnologie hat zu 
diesen Gefährdungen historisch nicht beigetragen, einige Elemente könnten 
aber in Zukunft verschärfend wirken bzw. zusätzliche Probleme generieren. 

Ein tatsächlicher und unmittelbarer Gefahrenherd von biotechnischen 
Neuerungen ist der militärische Komplex. Nachdem in den 1980er Jahren 
noch eine intensive Diskussion um die militärischen Implikationen der Her-
stellung transgener Mikroorganismen geführt worden war (Kiper 1988; Piller 
& Yamamoto 1988; Wright 1990), ist bis zum und seit dem Ende des Golf-
kriegs 1991 kein öffentliches und politisches Augenmerk mehr auf diese 
                                                      
331  In den Monaten vor Kyoto fand eine viele Millionen US-Dollar teure Werbekampagne 
statt, mit der die Öffentlichkeit gegen eine verbindliche Festlegung von Reduktionsstandards 
der CO2-Emissionen mobilisiert werden sollte. Diese Kampagne wurde von den einschlägi-
gen Industrien finanziert. Zugleich wurde mit dem Gespenst von Arbeitsplatzverlusten 
hantiert. Vgl. die Studie, die die Sicht der Industrie (Aluminium, Zement, Chemie, Papier, 
Petrolchemie, Stahl) zusammenfaßt: Sutherland et al. 1997. 
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Problematik gelenkt worden. Die „Convention on the Prohibition of the De-
velopment, Production and Stockpiling of Bacteriological (Biological) and 
Toxin Weapons and on their Destruction“ (BWC) der UN von 1972 ist bis 
heute ein zahnloses Instrument, weil zu wenige Staaten beigetreten sind und 
vor allem wirksame Implementations-Regularien und -institutionen fehlen. 

Es gab im Zusammenhang mit dem Krieg 1991, der Krise 1998 und vor 
dem Krieg 2003 immer wieder Behauptungen, daß der Irak über biologische 
Waffen verfüge und solche auch einsetze. Tatsächlich ist klar, daß der Irak, 
seinerzeit noch mit Unterstützung der USA und anderer westlicher Staaten, 
im Krieg mit dem Iran und gegen die kurdische Zivilbevölkerung im eigenen 
Land Giftgas eingesetzt hat. Für den Gebrauch biologischer Waffen, vor 
allem Anthrax- und Botulismus-Bakterien, gibt es keine stichhaltigen Bele-
ge. Weder bei US- noch bei anderen Militärangehörigen ist eine Erkrankung 
durch B-Waffen diagnostiziert worden.332 Wohl gab es technische Anlagen, 
die, soweit sie bekannt waren, gemäß den Waffenstillstandsbestimmungen 
unter UNSCOM-Aufsicht zerstört wurden. In dem militärisch-diplomati-
schen Nervenkrieg Anfang 1998 zwischen den USA und dem Irak tauchten 
Meldungen auf, daß seitens russischer Wissenschaftler ein transgener 
Anthrax-Stamm entwickelt worden sein soll, gegen den der vorhandene 
Impfstoff der US-Armee unwirksam bleiben könnte (New York Times 
1998). Die Bewertung von Informationen in dem Bereich militärischen 
Gebrauchs von biotechnischen Methoden ist extrem schwierig, weil in der 
Regel Geheimdienste die Quelle sind; und diese streuen eher strategische 
Informationen als daß sie eine umfassende, zutreffende und nachprüfbare 
Analyse vorlegten. Es ist aber auch möglich, daß die akute Bedrohung durch 

                                                      
332  Das sogenannte gulf war-syndrome, an dem in Großbritannien und den USA etliche 
tausend Soldaten schwer leiden, ist in seinen Ursachenkomplexen, auch wegen einer recht 
desinteressierten Politik der Regierungen, nicht wirklich aufgeklärt worden. Die Hypothesen 
reichen von Giftgas über giftige Emissionen aus den riesigen Ölbränden bis zu Verstrahlun-
gen infolge des Gebrauchs einer speziellen Härtung für die eingesetzten Panzer. In einer 
Studie über das gulf war-syndrome kommen Bauer & Lohmann 1999 zu der Einschätzung, 
daß die synergistischen Effekte einer Exposition gegenüber mehreren toxischen Substanzen, 
die als Imprägnierung, Impfstoffe oder Kampfstoffe Verwendung finden können, bisher 
weder hinreichend bekannt noch erforscht sind, daß im Falle dieses Syndroms aber etliche 
ernsthafte Indizien für eine Mischexposition als (Mit-)Ursache sprächen. Auch dies ein 
Hinweis darauf, daß es oft extrem schwierig bis unmöglich ist, für komplexe biochemische 
Abläufe kausale Faktoren dingfest zu machen. 
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den Einsatz biotechnischer Waffen gar nicht allein von staatlich-militärischen 
Verbänden, sondern eher oder auch von terroristischen Gruppen ausgeht (vgl. 
Tucker 1996; Lutz 1997; Bashor 1998; Henderson 1999). Das Beispiel des 
Giftgas-Anschlags auf das Tokyoter Regierungsviertel deutet darauf ebenso 
hin wie die Festnahme faschistischer Aktivisten in Las Vegas/USA, die 
angeblich über erhebliche Mengen Anthrax verfügten; diese Meldung wurde 
allerdings kurze Zeit später dementiert (Süddeutsche Zeitung 1998a und 
1998b). Biotechnische Waffen herzustellen, zum Beispiel durch die Erzeugung 
transgener Stämme von Pathogenen mit der Folge, daß keine wirksamen Ge-
genmittel verfügbar wären, ist nicht an die Existenz großer technischer Syste-
me und Organisationen gebunden. Es braucht dazu naturwissenschaftliches 
und auch technisches Know-how sowie geeignete Labore. Das eine ist heute 
vielfach verfügbar, das andere relativ leicht organisierbar. Das bisherige und 
wohl auch zukünftige Haupthindernis für Entwicklung und Einsatz derartiger 
Waffen ist das Rückschlagsrisiko, das bei B-Waffen noch höher ist als bei C-
Waffen, da Verdünnung und Ausbreitung bei Organismen nicht vorher-
bestimmbar sind. Insofern ist das Gefährdungspotential sehr hoch, das von 
biotechnischen Waffen ausgeht, die Einsatzwahrscheinlichkeit wegen der 
Selbstgefährdung der Anwender nur unter spezifischen Bedingungen hoch. 

Schließlich gehört zu dem Herausforderungskomplex der asymmetrischen 
Berücksichtigung aktueller und perspektivischer Interessen die Forschungs- 
und Technologiepolitik. Solange man eine solche Politik in den Industriestaa-
ten beobachten kann, besteht die legitimatorische Grundlage in der Aus-
sicht auf eine Vermehrung der gesellschaftlichen Wohlfahrt durch die Eröff-
nung soziotechnischer Handlungsfelder. Es gibt bislang, soweit mir bekannt, 
keine systematischen Evaluationen der Forschungs- und Technologiepolitik 
im Hinblick auf den realen Erfüllungsgrad dieses programmatischen An-
spruchs.333 Eine positive ökonomische Entwicklung, das heißt ein Wachstum 
des Bruttoinlandsproduktes, wurde als konkludenter Beleg für den Erfolg 
auch der Forschungs- und Technologiepolitik genommen; die diversen Kri-
sen des auf ein derartiges Wachstum fixierten ökonomischen Prozesses der 
OECD-Länder nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges hingegen wurden 

                                                      
333  Es gibt jedoch einige, wenn auch zumeist nicht sehr systematische, Untersuchungen zum 
Verhältnis von Programm und Durchführung des Programms, wie bei Kuhlmann & Holland 
1994, insbes. 13-29, aufgearbeitet. 
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zwar als Anlaß zu Kritik an Umfang und Geschwindigkeit, nicht aber als 
Anzeichen für einen strukturellen Revisionsbedarf dieser Politik interpretiert. 

Nun wird es empirisch wie theoretisch kaum möglich sein, einen unbe-
streitbaren wissenschaftlichen Beweis zu führen, daß eine Forschungs- und 
Technologiepolitik den Grundsätzen der intergenerativen und sozialen 
Gleichberechtigung nicht genügt (hat). Hinzu kommt, daß in vielen Län-
dern eine Tradition und aktuelle Praxis vorherrscht, in der die Forschungs- 
und Technologiepolitik als präsentables Aushängeschild der Modernität der 
jeweiligen Regierung verstanden wird und nicht als ein policy-Bereich, der 
mit Maßstäben sozialer Verteilungsgerechtigkeit überhaupt beurteilbar sein 
könnte.334 Gleichwohl haben die technologiepolitisch kritischen Debatten 
seit den 1960er Jahren in vielen Industriestaaten beachtliche Beiträge, wenn 
oft auch nicht aus der beamteten Wissenschaft, zu den Fragen einer Fehlal-
lokation öffentlicher Ressourcen für sehr sektorale Zwecke erbracht; die 
Nutzung der Kernspaltung zur Stromerzeugung ist in diesem Zusammen-
hang das am besten untersuchte und politisch prominenteste Feld (vgl. zur 
Kritik der Forschungs- und Technologiepolitik: BdWi 1990a und 1990b). 

Sieht man den Haushalt des deutschen Forschungsministeriums (BMBF) 
an, so ist der seit 1982 vollzogene Verweis der Fördermittel für die Nuklear-
technik auf den zweiten Platz weder mit der Anerkenntnis eines früheren 
Fehlleitens von öffentlichen Ressourcen verbunden noch Ausdruck einer 
gründlichen Neuorientierung, die sich langfristig rational und transparent auf 
die zentralen Problemlagen der natur-gesellschaftlichen Entwicklung richtet. 
Die Proportionen der Forschungsausgaben des Bundes weisen nach wie vor 
erstaunliche Disparitäten auf. Vergleicht man die Veränderungen seit 1982, 
so ragen die Reduzierung des Energieforschungsanteils335 und die Expansi-
on der Weltraumfahrt heraus. Die Ausgaben für Biotechnologie-Programme 
wachsen, bilden aber gleichwohl in diesem Zuschnitt einen minoritären Posten. 

                                                      
334  Dabei geht es weniger um die Frage, ob auch wichtige Themenfelder gesellschaftlicher 
Entwicklungsbedingungen bearbeitet werden, sondern vielmehr darum, daß die Problemla-
gen, die Prioritäten und die Posterioritäten nach dem aktuellen Opportunitätshorizont der 
Regierenden kategorisiert werden. 
335  Für den Deutschen Bundestag ist 1993 aufgelistet worden, daß zwischen 1974 und 1991 
Atomenergie und Kernfusion aus Bundesmitteln mit insgesamt 22,013 Mrd. DM gefördert 
wurden, regenerative Energien hingegen im gleichen Zeitraum mit 2,841 Mrd. DM (Deut-
scher Bundestag 1993, zitiert nach Müller & Hennicke 1995: 27). 
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Tabelle 3: Ausgaben des BMBF für Forschungsbereiche  
(bis 1997: Mio. DM, ab 2001: Mio. Euro) 

Förder-
bereich 

1982 1987 1992 1997 2001 2004 

Wissenschafts-
organisatio-
nen336 

  2.030   2.340   4.240   4.770   2.665   2.578 

Meeres-
forschung 

     212      202      280      290      156      192 

Weltraum-
forschung 

     700   1.060   1.800   1.600      787      843 

Energie-
forschung 

  2.900   1.420   1.450   1.270      574      582 

Umwelt/Klima      510      720   1.180   1.300      650      690 

Gesundheit      430      570      880   1.023      654      699 

Verbesserung 
der Arbeits-
bedingungen337 

     150      150      190      165        81        75 

Informations- 
und Kommu-
nikationstech-
nologien inkl. 
Fertigungs-
technik 

     500      840   1.070   1.084      704      662 

Biotechnologie      115      230      330      470      324      253 

Material-
forschung 

     390      540      740      780      422      358 

                                                      
336  Hierunter fallen die Grundfinanzierung von Max-Planck-Gesellschaft, Deutscher For-
schungsgemeinschaft und Fraunhofer-Gesellschaft sowie der Bundesanteil am Hochschul-
bau. DFG und MPG haben seit 1990 einen jährlichen Zuwachs von 5 % erzielt auf Grund 
einer Übereinkunft des Bundeskanzlers mit den Ministerpräsidenten der Länder; diese Or-
ganisationen haben mithin in Zeiten teils scharfer Finanzrestriktionen in den Hochschulen 
einen kontinuierlichen erheblichen Mittelzuwachs zu verbuchen. 
337  Dahinter verbergen sich die Reste früherer Programme zur Humanisierung der Arbeit. 
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Förder-
bereich 

1982 1987 1992 1997 2001 2004 

Luftfahrt inkl. 
Überschall 

     430      520      840      340        98      104 

Stadt- und 
Bauforschung 

     165      150      230      196        37        53 

Ernährung        80        90      130      133        37        45 

Land- und 
Forstwirtschaft, 
Fischerei 

     230      260      400      316      157      170 

Bildungs-  
und Berufs-
forschung 

     170      130      180      187        98      167 

Innovation/ 
Technologie-
transfer 

     590      590      780      946      598      482 

Gesellschafts-
wissenschaften 

     350      410      825      846      433      453 

Sonstiges      160      265      710      611     719      695 

Gesamt 11.420 12.130 18.000 18.160   9.194   9.101 

Militärische 
Forschung 

  1.670   2.900   3.260   3.200   1.149   1.024 

Quellen: BMFT 1993; BMBF 1996; BMBF 2004; eigene Berechnungen. 

Auffällig ist vor allem, daß mehrere zentrale Bereiche der Forschung und 
Entwicklung, die für die Zukunftsinteressen der heute Lebenden ebenso wie 
für nachfolgende Generationen von herausragender Bedeutung sind, überwie-
gend auf unteren Positionen rangieren: Umwelt & Klima, Gesundheit, Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen, Ernährung, Land- und Forstwirtschaft und 
Fischerei. Die militärischen Forschungsausgaben sind hingegen, der Wende 
und Implosion der sozialistischen Länder ungeachtet, auf hohem Niveau stabi-
lisiert nach einem enormen Anstieg in den 1980er Jahren, allerdings seit 1998 
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deutlich verringert worden.338 Eine solche Ressourcen-Allokation erscheint 
insgesamt als markanter Kontrast zu den programmatischen Ansprüchen. 

Sieht man sich den biotechnischen Bereich nun etwas genauer an, so 
bleiben wiederum Zweifel, inwieweit mit den verfolgten Forschungsstrate-
gien und deren gegenständlicher Einbindung solche zukunftsgerichteten 
Interessen, wie sie sich in allen Proklamationen der biotechnischen com-
munities finden (Welternährung, säkulare Seuchen und bislang unheilbare 
Krankheiten, Umwelt), berücksichtigt werden oder ob nicht eher, wie in 
den meisten übrigen Forschungsfeldern auch, gegenwärtige Strukturinteres-
sen samt inkrementalen Innovationen vorherrschen und angestrebt werden. 
Die heutige Gestalt der Forschungsprioritäten und -posterioritäten ist auch 
eine Folge früherer politischer Festlegungen, die zu industriellen und öf-
fentlichen investiven und institutionellen Strukturen geführt bzw. beigetra-
gen haben, die nun mit ihren je spezifischen Reproduktionsinteressen agie-
ren.339 In derartigen Pfaden mit ihrem Geflecht von Netzwerken gibt es auf der 
durchsetzungsstärksten Seite korrespondierende Entwicklungs-, Schließungs- 
und Etablierungsprozesse zwischen administrativem, legislativem, wissen-
schaftlich-institutionellem und industriellem Terrain. Das Demokratieprob-
lem beginnt nun nicht erst, wenn schon manifeste nachteilige Implikationen 
solcher Abläufe und der resultierenden Produkte und Verfahren meß- und 
sichtbar geworden sind, sondern bereits weit vorher, nämlich in der Gestal-
tung der technologiepolitischen Prozeduren (Burns & Ueberhorst 1988).340 

Diese Überlegung leitet über zur Frage des Verhältnisses von Verfas-
sung und technologischen Innovationen. Schmidt operiert hier mit einem 
Konstitutionalisierungsproblem, dem möglichen Spannungsbogen zwischen 
verfassungsmäßiger Normierung, also auch Fixierung auf der einen und der 
Wahrung der Gestaltungs- und Entscheidungsfreiheit der Gesellschaft auf 
der anderen Seite. Diese hypothetische Spannung ist nun im Feld des wis-
senschaftlich-technischen Fortschritts bis heute kaum real geworden; vor 

                                                      
338  Diese Zahl dürfte kaum die realen Ausgaben widerspiegeln. In diversen anderen Pro-
grammbereichen wie Weltraumfahrt, Luftfahrt, Materialwissenschaften, Informatik etc. sind 
solche Elemente enthalten, die zumindest unter die Kategorie dual use fallen. 
339  Die Etablierung der Atomenergie-Industrie ist hierzu das bekannteste Beispiel; der An-
trieb von Automobilen ist ein weiteres mit weitreichenden und tief gefächerten Folgekaskaden. 
340  Vgl. die Abschnitte 2.3.1 und 3.3. 
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allem deshalb, weil der Stand der Technik als ein außerhalb, über und ne-
ben der Verfassung stehendes und prozedierendes Momentum, eine Art von 
arbiträrem Perpetuum mobile interpretiert worden ist, dessen Lauf nur unter 
sehr eng begrenzten Voraussetzungen beschränkt werden darf (Wolf 1986). 
Die Versuche, der deutschen Verfassung nach der Wende 1989 Bestim-
mungen ergänzend einzufügen, die geeignet sein könnten, die Erhaltung der 
Reproduktions- und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Systeme, in 
denen und durch deren Nutzung Gesellschaften existieren können, zu för-
dern, indem sie in einen analogen rechtssystematischen Status erhoben 
werden, wie ihn die Grund- und Menschenrechte einnehmen, sind ohne 
Erfolg geblieben.341 Der Disput um die geschriebene Normierung industri-
ell-wissenschaftlich-technischer Entwicklungen und Gefährdungen indes-
sen verläuft nach der abwehrenden wie nach der konstruktiven Seite aus 
nahezu systematischen Gründen ohne relevante Ergebnisse. In den nationa-
len und internationalen Forschungsnetzwerken finden wir im Schmidt’schen 
Sinne gegenmajoritäre Institutionen, die nun allerdings gerade nicht einen 
definierten Auftrag und Aktionsradius innehaben,342 sondern denen durch 
Zuschreibung und/oder Duldung die Möglichkeit eröffnet ist, die Gesell-
schaft in einer ganz grundlegenden Weise zu rekonstruieren: Gesellschafts-
erzeugung durch technologische Innovationen (vgl. Jasanoff et al. 1995: 
insbes. 225-315). Aus dem Zusammenspiel einer enormen gegenmajoritä-
ren institutionellen Macht des technologischen Fortschrittsapparates mit der 
konsumistischen Ambivalenz der Bevölkerung und der Unbestimmtheit 
traditioneller Regularien ergibt sich die historische Defensive, in der bis 
heute sowohl die Ansätze verblieben sind, die erneuerte und weiterführende 
Entscheidungsvorbereitungsstrukturen konzeptualisiert haben, wie auch 
diejenigen, die materiell-rechtliche Fixierungen als Rahmen und Bremse 
für den wissenschaftlich-industriellen Innovationskomplex verfolgt haben 
(vgl. Ropohl 1994). Methodiken aus dem Repertoire der modernen Bio-
technologie können in einer ganzen Anzahl von Sektoren zu Konstitutiona-
lisierungsproblemen führen oder zu solchen beitragen. 

                                                      
341  Die stattdessen eingefügte Staatszielbestimmung ist ohne rechtliche Bindungskraft, mehr 
ein plakativer Programmsatz, der nicht justitiabel ist (Murswiek 1999). 
342  Das sieht Schmidt 1996: 14 auch als Problem. 
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An anderer Stelle sind schon Fragen des entitlement und der identity an-
gesprochen worden. Hier müssen ergänzend dazu die Probleme eines weit-
gehenden Verschwindens der Auffindbarkeit von Verantwortlichkeiten 
hinzugefügt werden. Es ist eine fundamentale rechtliche Maxime demokra-
tischer Gesellschaften, daß Rechte der einen dort enden, wo eine Verlet-
zung der Rechte anderer einzutreten droht; ebenso gilt, daß die für Schäden 
Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden können, sei es zur 
Wiederherstellung des status quo ante oder, wenn dies nicht möglich ist, 
zur Entschädigung. Eine solche Verfahrensweise geht von der Prämisse 
aus, daß sich zuverlässig zurechenbare Ursache-Wirkung-Zusammenhänge 
rekonstruieren lassen. Der Nachweis einer solchen Kausalkette dürfte in 
den allermeisten biotechnischen Anwendungen kaum möglich bis unmög-
lich sein. Die Zurückverfolgung eines Schadensereignisses auf einen trans-
genen Organismus oder eine Substanz, die mit Hilfe transgener Organis-
men hergestellt worden ist, ist so komplex und voller kombinatorischer 
Potentialität und Hypothetizität, daß zumeist ein belastbarer Nachweis nicht 
zu erbringen sein dürfte. Man nehme das Beispiel des L-Tryptophans, der 
Koexistenz-Probleme mit transgenen Nutzpflanzen oder des angeblich von 
den USA über Kuba abgeworfenen Pflanzenschädlings.343 Man wäre, ähn-
lich wie bei Phänomenen wie gering dosierter ionisierender Strahlung oder 
schleichender Allergien infolge von Nahrungsmittelbestandteilen, auf indi-
rekte Verfolgungen und Nachweise – zum Beispiel epidemiologische Be-
funde – angewiesen. Diese wiederum lassen sich bestreiten, sie können erst 
in längeren Zeiträumen und ex post erhoben werden, und sie werden be-
streitbarer, je geringer ihre statistische Grundgesamtheit ist. Das demokra-
tiepolitische Problem liegt nun eben darin, daß bei technologischen Innova-
tionen, soweit sie nachteilige Folgen bewirken, diese häufig in einen 
großen Pool von Implikationen eingehen, für den die ganze Gesellschaft, 
das heißt eigentlich niemand mehr, verantwortlich ist.344 
                                                      
343  Das Sekretariat der Biological Weapons Convention (BWC) der Vereinten Nationen hat 
eine von Kuba angestrengte Untersuchung zu dem behaupteten Vorfall 1998 eingestellt, 
weil der indizierte Schädling in der Karibik ubiquitär ist. Das von Kuba als Tatflugzeug be-
hauptete Flugobjekt hat es zu der angegebenen Zeit über Kuba gegeben, allerdings soll es 
sich nach US-Angaben um ein privates Flugzeug gehandelt haben. 
344  Vgl. hierzu die Diskussion um die Versicherbarkeit von riskanten Anlagen; außerdem: 
Ropohl 1994; Ewald 1993. 
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2.4.3.4 Konklusionen 

Nimmt man die aktuelle und mittelfristig absehbare ökonomische Dimension 
der modernen Biotechnologie und die demokratiepolitischen und -theoreti-
schen Implikationen, die sich aus diversen Anwendungsfeldern und -poten-
tialen ergeben, so resultiert für die Beantwortung der Frage nach einer Demo-
kratieverträglichkeit ein etwas aporetisches Bild. Auf allen drei hier 
behandelten Herausforderungsebenen für industrielle Demokratien: einer 
wachsenden gesellschaftlichen Polarisierung, einem offenbaren Konflikt in 
der Balancierung zukünftiger gegenüber heutigen Interessen und den Kodifi-
zierungsproblemen von Normen auf der Höhe der technologischen Innovatio-
nen erweist sich die moderne Biotechnologie nicht in toto, aber in partibus 
als problemverschärfend und problemgenerierend. Insuffizienzen der normati-
ven und institutionellen Ausstattung der industriellen Verfassungsdemokratien 
für einen gestaltenden Umgang mit dem wissenschaftlich-technischen Inno-
vationssystem im Blick auf eine Stiftung von gesellschaftlichem Nutzen sind 
schon in vielen Konflikten um die Zerstörung der Umwelt deutlich gewor-
den. Demokratiepolitisch kreisten diese Auseinandersetzungen, die so alt 
sind wie die industriellen Gesellschaften, um die Verteilung von Lebensres-
sourcen. Etliche der vorliegend erwähnten Entwicklungen der modernen 
Biotechnologie modifizieren diese Konfliktlagen, indem die Mittel der Interfe-
renzen mit den natürlich-kultürlich gewachsenen Lebenssystemen andere sind 
(Organismen statt, zum Beispiel, chemisch-synthetische Substanzen) oder sie 
verinnerlichen sie gleichsam, indem Menschen selbst re-konstruiert und re-
definiert werden. Etwas zynisch könnte man von einer zweiten Moderne der 
etwas anderen Art345 sprechen, in der nun nicht nur die materiellen Substrate 
des gesellschaftlichen Austausches mit der Natur industriell revolutioniert und 
die gesellschaftlichen Beziehungen der Menschen untereinander dem nachge-
folgt sind, sondern in der jetzt als dernier crie die biologische Reproduktion 
und genetische Konstitution der Menschen einer umfassenden technisch-indu-
striellen Bearbeitung ausgesetzt werden. Beide Implikationsebenen der moder-
nen Biotechnologie sind in ihren Wirkungen nicht absehbar.346 Die bisherigen 

                                                      
345  Vgl. Giddens 1998. 
346  Das gilt vielfach auch für andere industrielle Praktiken, ein Umstand, der das Problem 
verschärft. 
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empirischen Befunde geben eher zu Annahmen Anlaß, daß viele Wirkungen 
marginal bleiben könnten. Aber ebenso wie man die Frage, ob eine nicht 
einheimische Pflanzenart sich in einer neuen Umgebung etablieren kann, 
nach Jahrzehnten, teils Jahrhunderten erst wirklich beantworten kann, so 
mag es sein, daß Wirkungselemente der biotechnologischen Innovationen 
erst in längeren Zeiträumen wirksam und damit erfaß- und bewertbar wer-
den. Die demokratiepolitische Grundfrage liegt demnach auf zwei Ebenen: 
• Wie können Institutionen und Prozeduren zur Wirkung gebracht wer-

den, die Gestaltungen einer Zukunft im Angesicht der Offenheit der Ent-
wicklungsmöglichkeiten gesellschaftlich-demokratisch organisieren?347 

• Wie können die überbordenden gesellschaftsbezogenen Freiheiten und 
Gestaltungsansprüche eines wissenschaftlich-industriellen Innovations-
apparates wieder in den normativen Autoritätsbereich von Verfassungen 
und Gesetzen zurückgeholt und neu eingebunden werden?348 

Diese prinzipiellen Fragen lassen sich nicht isoliert mit Blick auf die Bio-
technologie beantworten und bearbeiten. Aber, wie ich zu zeigen versucht 
habe, stellen sich in deren Kontext einige neue und neu-alte Fragekonfigura-
tionen in prägnanter und Antworten heischender Weise. Das liegt guten Teils 
weniger an den biotechnischen Prozessen als an deren Objekten. Menschen, 
Tiere, ganze Ökosysteme sind so elementare Kompartimente und Prämis-
sen gesellschaftlicher Existenz und Entwicklung, daß, trotz der bezeichne-
ten Defensive in materieller wie formaler Hinsicht, in den demokratisch 
verfaßten Ländern die Option bestehen könnte, daß die Auseinandersetzun-
gen um Forschung, Regulierung und Nutzung der modernen Biotechnolo-
gie letztlich zu konstruktiven Fortentwicklungen und Neubegründungen 
demokratischer Institutionen, Prozesse und Normierungen führen werden. 

                                                      
347  Vgl. den instruktiven Beitrag von Stein 1998; ebenso Sclove 1995: 153-244 und Sclove 
1998. 
348  So ist es zum Beispiel bei Biomedizinern regelrecht modisch und selbstverständlich 
geworden, zumeist ganz offen sich über gesetzliche Regelungen wie das Verbot der Embry-
onennutzung in der Forschung oder auch das Klonen von Menschen zu erheben in einer Art 
und Weise, die weit über jedes legitime Recht von Staatsbürgern hinausgeht, sich um die 
Änderung von als ungerecht empfundenen Regelungen zu bemühen. Hier wird vielmehr der 
Legislative, genauer: den Nichtexperten in den Parlamenten, das Recht bestritten, derartige 
Materien autoritativ zu ordnen. 
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Biotechnologische Politik, wissenschaftlich-
technisches Fortschreiten und Möglichkeiten  

zukünftiger Demokratie 

3.1 Einleitung 

Der Streit um richtiges politisches Handeln ist so alt wie politisches Den-
ken und Handeln selbst; auch vor der institutionellen Besonderung des 
Politischen stand schon die gleiche Grundfrage, nämlich die nach dem rich-
tigen Leben.349 Da es auf diese Frage nicht nur eine Antwort gibt, kann man 
die Geschichte der politischen Ideenkreise durchaus als eine beständige 
Auseinandersetzung zwischen konkurrierenden und divergenten normati-
ven Geflechten sehen.350 Die Formen dieser Antwortversuche auf die ein-
gangs genannte Frage nach dem richtigen politischen Handeln, ihre Kohä-
renzen und Konsistenzen ebenso wie ihre sozialen Protagonisten haben im 
Laufe der Zeiten gewechselt. Mich interessiert nun in der vorliegenden 
Arbeit das Verhältnis von Freiheit und Verantwortlichkeit, zweier schwer-
gewichtiger und elementarer normativer Bestimmungen, angesichts und 
innerhalb rapider biotechnologischer Innovationen in entwickelten Indu-

                                                      
349  Obgleich die Frage nach dem guten Leben oft als eine nach individuellen Maßstäben und 
Verhalten gestellt wird, so bleibt unverrückbar die Grundbedingung bestehen, daß menschli-
ches Leben nicht anders als eines in Gesellschaft gedacht und praktiziert werden kann. Es 
gibt nicht hie Menschen und dort Gesellschaften, sondern es gibt nur die menschliche Ge-
schichte als eine Geschichte von verschiedenen Gesellschaften, die aus Menschen bestehen 
und durch deren Handeln und Dasein konstituiert werden. Zwischen Individuum und Gesell-
schaft besteht ein nicht widerspruchsloses komplementäres Bedingungsgefüge unter Aus-
schluß wechselseitiger Substituierbarkeit. Alle bisherigen Versuche in solche Richtung en-
deten in blutigen Diktaturen. 
350  Ziele und Mittel politischen Handelns sind die zentralen Bestandteile von normativen 
Systemen. So wenig gute Zwecke schlechte Mittel legitimieren, so wenig existieren normlo-
se Mittel; vgl. dazu breit ausgreifend Hösle 1997. 
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strieländern. Meine in langjähriger Beobachtung und Forschung gewonne-
ne Einsicht ist, daß es in dem biotechnologischen Fortschreiten der vergan-
genen 30 Jahre ein ganz prekäres Verhältnis von Zielen und Mitteln gibt 
respektive daß sich ein solch prekäres Verhältnis entwickelt hat. Darin ein-
gewoben sind mehrere Ebenen und Dimensionen der Ziel-Mittel-Beziehun-
gen oder, anders ausgedrückt, der Programm-Instrument-Relationen. 

Freiheit der Wissenschaften ist zunächst, wie schon ausgeführt, eine 
Freiheit von staatlicher Zensur und Denkeinschränkung. Im Inneren der 
tatsächlich vorfindlichen Wissenschaften existiert Freiheit nur in dem Maß, 
wie die kollegialen Übereinstimmungen, methodischen und instrumentellen 
Festlegungen und sozialen Mechanismen solche herstellen oder zulassen. 
Auch die Freiheit der Entwicklung von sozio-technischen Optionen im 
Sinne mehrerer Lösungsalternativen stellt sich praktisch viel eher als die 
einer frühen Fixierung auf eine Variante im Blick auf intendierte Anwen-
dung dar (zusammenfassend: Rammert 1993), nicht selten mit langfristig 
erheblichen Nachteilen.351 Wenn man daran festhält, daß die Freiheit der 
Wissenschaften sich in ihrem Gehalt auf das Denken, die Methodenwahl 
und die öffentliche Kommunikation des Gedachten und Beforschten er-
streckt, so ergibt sich daraus seitens der Wissenschaften gewiß nicht eine 
Definitionskompetenz für gesellschaftliche Zustände, Veränderungen, Zie-
le. Hierzu wären, einem demokratischen Verfassungsgedanken folgend, 
just die öffentlichen politischen Institutionen und Prozeduren aufgerufen. 
Diese wären allerdings nicht frei, sondern idealiter verbunden den vorgän-
gigen Zielen und Mitteln einer demokratischen Sozialität und aus dieser 
Verbundenheit heraus in der Verpflichtung und Lage, den Wissenschaften 
einen gesellschaftlichen Freiheitsrahmen zu beschreiben, in dem die Kom-
patibilität von gesellschaftlichen Aufgaben und Prioritäten einerseits und 
Wissenschaftsfreiheit andererseits gemeinsam gewährleistet wären. Eine 
solche konstitutionelle Arbeitsteilung in der Produktion und Definition von 
Zielen für die und in der modernen Biotechnologie finden wir aber gerade 
nicht, wie ich an verschiedenen Gegenständen und Situationen ausgeführt 
habe (vgl. dazu die Abschnitte 1.2.4, 2.2.2 und 2.4.1). 

                                                      
351  Man denke an den Antrieb der Automobile, an die Nutzung der Kernspaltung zur Strom-
erzeugung oder selbst an die Tastatur von Schreibmaschinen. 
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Eine zweite Dimension des prekären Verhältnisses von Zieldefinitions-
macht und gesellschaftlicher Legitimation liegt in der Kompatibilität von 
Zielen und Mitteln. Wissenschaftliche Anstrengung kann sich Ziele setzen, 
die sie mit ihrem Instrumentarium erreichen kann. Sobald und soweit Wis-
senschaften aber Ziele zu proklamieren anheben, die mit ihrem methodi-
schen Arsenal und in ihrer Handlungsreichweite gar nicht zu realisieren 
sind, sondern allenfalls durch das Hinzutreten diverser gesellschaftlicher 
Maßnahmen, haben sie ihr ureigenes Terrain überschritten; dann können sie 
nicht mehr beanspruchen, anders als vielfältige andere gesellschaftliche 
Organisationen berücksichtigt und behandelt zu werden. Die in Jahrzehnten 
gewachsene Verwischung und Verschleierung der Grenzen zwischen der 
wissenschaftlichen und der gesellschaftspolitischen Sphäre352 erscheint mir 
nun nicht in dem Sinne kritikwürdig, daß Wissenschaften von der Gesell-
schaft abgesondert werden sollten. Zu kritisieren ist vielmehr die nur teil-
weise oder gar nicht offengelegte, partielle und sektorale wechselseitige 
Indienstnahme von Wissenschaften und Teilen der politischen und industriel-
len Gesellschaft. Vor-, wenn nicht kontrakonstitutionell ist das reziproke 
Legitimationskartell, das wir gerade und speziell im Feld der modernen 
Biotechnologie so ausgeprägt beobachten können (vgl. Abschnitt 1.2.4). 

Nicht nur unter dem Aspekt der Freiheiten in der Definition von gesell-
schaftlichen Zielen und der heute vorfindlichen Exklusivität dieser Prozes-
se, vielmehr ebenso im Blick auf die Verantwortbarkeit und Verantwort-
lichkeit von und für die Verfolgung und die Ergebnisse der so gesetzten 
Ziele finden wir prekäre Verhältnisse vor. Für die dilemmatischen, teils 
tragischen Probleme, die mit etlichen risikobehafteten technologischen 
Innovationen aufgeworfen worden sind, sind Kennzeichnungen wie organi-

                                                      
352  Diese Grenzverwischung, teils -beseitigung, ist prägnant in Deutschlands Kriegswirt-
schaft im Ersten Weltkrieg, in Nazi-Deutschland, der Sowjetunion und den USA zu studieren. 
Bei aller Unterschiedlich- und Gegensätzlichkeit dieser Situationen und Zeiten ist immer 
wieder erstaunlich zu sehen, mit welch großer Ähnlichkeit der Mechanismen der Machtsi-
cherung und -erweiterung seitens der herrschenden Gruppen bzw. Klassen einerseits und der 
symbiontischen Sicherung der Reproduktions- und Einflußerweiterungsinteressen seitens 
der führenden Wissenschaftler und Wissenschaftlergruppen andererseits wir es dabei zu tun 
haben. Insbesondere der behauptete Antagonismus zwischen den USA und der Sowjetunion 
erweist sich, ganz stark in bezug auf technologische Innovationen, eher als Sammlung von 
Nuancen. Die beiden Deutschlands folgten ihren Hegemonialmächten 1945 bis 1990 darin 
getreulich. Vgl. dazu interessant Leslie 1993; Emmerich & Wege 1995; Hughes 1998. 
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sierte Sorglosigkeit, normale Katastrophen, Risikogesellschaft353 geprägt 
worden. Diesen Begrifflichkeiten ist gemein, daß sie sich vor allem um die 
Konsequenzen technologischer Innovationen bemühen. Die von mir ver-
folgten Überlegungen richten sich, weiter zielend, auf die Veränderung, 
letztlich die Neubegründung von Verantwortungsmechanismen innerhalb 
der Wissenschaften, zwischen diesen und der gesellschaftlichen Politik und 
in der Gesellschaft. Dabei geht es um eine Republikanisierung, Parlamenta-
risierung und Demokratisierung von Zieldefinitionsprozessen, ihrer Umset-
zung und beider kritische Evaluation. 

Die folgenden Ausführungen konzentrieren sich aus pragmatischen und 
systematischen Gründen wiederum auf das Feld der modernen Biotechno-
logie. Im ersten Teil (3.2) sollen nochmals die Spannungen zwischen der 
behaupteten Kontingenz und Offenheit wissenschaftlicher und gesellschaft-
licher Wandlungsprozesse, dem Faktum der wissenschaftlichen und gesell-
schaftspolitischen Gestaltungsprärogative seitens der Proponentenkoalition 
und etlichen wichtigen normativen Festlegungen demokratischer Konstitu-
tionen aufgewiesen werden. In dem zweiten Abschnitt (3.3) wird dann der 
Versuch unternommen, eine die Freiheit der Wissenschaften respektierende 
und neu legitimierende Struktur der Verteilung und Zuschreibung von Ver-
antwortlichkeit und Verantwortung zu skizzieren, die mit den im Laufe der 
vorliegenden Arbeit immer wieder beschriebenen Defiziten heutiger Zu-
stände problemadäquater operieren kann. Wissenschaften existieren nicht für 
sich, sondern in konkreten Gesellschaften. Nicht allein politisch-praktische, 
sondern auch theoretische Versuche zu einer demokratischen Fortentwick-
lung der Wissenschaften müssen daher diese Einbettung berücksichtigen. 
Das soll im dritten Abschnitt (3.4) erfolgen, bevor im vierten und letzten 
Abschnitt (3.5) einige resümierende Gedanken die Arbeit abschließen. 

 

                                                      
353  Vgl. Beck 1986; Perrow 1987. Das Substantiv im Titel des Perrow-Buches ist in der 
deutschen Übertragung dramatisiert von „Unfällen“ (“accidents”) zu „Katastrophen“. Zur 
Biotechnologie, den Beckschen Strang fortführend, vgl. Gill et al. 1998. 



 3.2 Biotechnologische Politik 283 

3.2 Biotechnologische Politik 

Es gibt einen denkwürdigen Widerspruch zwischen Freiheit und Zweckorien-
tierung von Wissenschaft. Wie ich für das Feld der modernen Biotechnologie 
gezeigt habe, läßt sich dieser guten Teils auf interessengeleitetes Handeln 
von beteiligten Akteuren zurückführen. Es bleibt darüber hinaus gleichwohl 
systematisch noch etwas Problematisches aufzulösen. Wissenschaft wird in 
technologischen Kontexten nicht allein durch ihre Handlungsfreiheit re-
spektive die selbstgewählte einschränkende Wahrnehmung derselben wi-
dersprüchlich, sondern auch und zusätzlich durch die Handlungsfolgen.354 
Direkte wie indirekte Folgen technologischer wissenschaftlicher Praxis 
können umstritten sein. Ein wichtiger Teil solcher Umstrittenheit betrifft, 
wie ich ebenfalls zu zeigen versucht habe, normative Implikationen. 

Zunächst geht es allerdings noch um eine Prämisse, nämlich die Konsti-
tuierung der Wissenschaftsfreiheit selbst; nicht als Postulat, sondern als 
Verfassungsgebot, wie zum Beispiel im Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland in Artikel 5 (Bethge 1999). Das Grundrecht der Freiheit von 
Wissenschaft und Forschung, das durch die Artikel 19 und 79 vor Aushöh-
lung und Abschaffung verfassungsrechtlich zusätzlich geschützt wird, hat 
eine individuelle und eine institutionelle Seite. In beiderlei Hinsicht geht es 
im Kern um die Freiheit der Erkenntnissuche und der Wahl der Methodik 
für diese Suche. Das Grundrecht, das de jure für alle Menschen gilt, die 
einer derartigen Tätigkeit nachgehen – ob als Privatforschende, Industrie-
wissenschaftler oder öffentlich Bedienstete –, richtet sich mit gutem histo-
rischen Grund auf den Prozeß der Erkenntnissuche und enthält die normati-
ve Entscheidung, daß gesellschaftliche und staatliche Handlungen nicht 
geduldet sind, die diese Freiheit be- oder verhindern. Denn, so die weitere 

                                                      
354  Dieser Aspekt wird viele Jahrzehnte schon, nicht erst seit dem Erscheinen von Rachel 
Carsons Buch Silent Spring 1962 (Carson 1987) und der nachfolgenden TA-Debatte, unter 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern erörtert, vor allem die Rolle von Wissenschaft 
in bezug auf Waffenproduktion und Krieg. Vgl. dazu zum Beispiel: Bernal 1986; Steiner 
1989, in der Tradition Bernals; ebenso Lederberg 1989, wenn auch von einem anderen 
gesellschaftspolitischen Hintergrund aus. Zur Atombombe und dem Wettlauf Nazi-Deutsch-
land/USA vgl. Rhodes 1986; Cassidy 1992; Kaufmann 2000. Zum Giftgas im Ersten Welt-
krieg Stoltzenberg 1994. Zur institutionellen Seite in Deutschland – interessant und beschä-
mend, was die Mischung aus Kumpanei und Opportunismus gegenüber der organisierten 
Unmenschlichkeit angeht – Hammerstein 1999. 
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normative Fügung, aus der Freiheit aller Menschen resultiert das Gebot von 
Meinungs- und Denkfreiheit.355 Die auf wissenschaftliche oder auch andere 
Weise gewonnenen Erkenntnisse unterliegen einem öffentlichen Bewer-
tungsprozeß, in dem gemäß den demokratischen Strukturen der öffentlichen 
Institutionen356 sich zum allgemeinen Wohl der Gesellschaft herausstellen 
kann, welche Erkenntnisse für welche Zwecke genutzt werden können. 
Wissenschaftsfreiheit ist zugleich auch für die Weiterentwicklung der wis-
senschaftlichen Erkenntnisse selbst unverzichtbar; der größere Teil des 
wissenschaftlichen Fortschritts resultiert schließlich aus dem partiellen oder 
gänzlichen Einreißen oder graduellen Modifizieren bisheriger Erkenntnisse. 
Soweit die normativen Festlegungen. 

Die wirkliche Welt und auch die der Wissenschaften sieht nicht ganz so 
aus: Es gibt keine Grenze zwischen Wissenschaften und Gesellschaft, die eine 
so säuberliche Scheidung von freiem Erkenntnisstreben und gesellschaftlich-
politischem Gestalten unter Beiziehung wissenschaftlicher Einsichten histo-
risch als praktikabel erwiesen hätte.357 Auch im Feld der modernen Biotech-
nologie existierten ab ovo enge Verflechtungen von gesellschaftlichen (zum 
Beispiel politischen und wirtschaftlichen) und wissenschaftlichen (zum 
Beispiel erkenntnisbezogenen oder institutionellen) Elementen und Interes-
sen (Hacking 1986; Krimsky 1985).358 Es ist wichtig, diese Verschiedenheit 
                                                      
355  Nicht zufällig findet sich die Wissenschaftsfreiheit grundgesetzsystematisch in diesem 
Kontext. 
356  Eine davon ist die öffentliche Meinung. 
357  Vgl. dazu in historischer Perspektive zu verschiedenen Teilen der Wissenschaften sehr 
instruktiv Serres 1995; Rossi 1995. 
358  Es existiert ein auffälliger Kontrast zwischen den Gründern der Molekulargenetik und 
der molekularen Biochemie – wie Max Delbrück, Salvador Luria und Alfred Hershey – und 
dem späteren, seit 1973 rasch expandierenden biotech-business. Gunther Stent, Molekular-
biologe in Berkeley, drückte diese Differenz in einem Nachruf auf Max Delbrück (1906-
1981) so aus: “By the time of DELBRÜCK’s death, molecular genetics had come of age, 
hypertrophied from the esoteric research interest of a tiny band of aficionados into an ele-
phantine academic discipline and a billion dollar industry. In recognition of their central role 
in transforming the landscape of classical Mendelian genetics into the molecular CRICK-
WATSONIAN scene, DELBRÜCK, LURIA and HERSHEY shared the 1969 Nobel Prize 
for Physiology or Medicine. Ironically, the Nobel Prize presented DELBRÜCK with a real 
paradox. Although he was certainly pleased to be awarded that highest of scientific honors, 
he realized that acceptance of the prize negated the greatest of his contributions, namely, 
providing a high standard of incorruptibility for the discipline he had inspired. For DEL-
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von normativem Ideal und forschender Wirklichkeit in bezug auf die Bio-
technologie hier nochmals festzuhalten, weil viele Proponenten bemüht 
sind, ihr jeweiliges Handeln nicht als einen von mehreren denkbaren We-
gen und somit als diskutierbar und aus Entscheidungen resultierend, son-
dern als wissenschaftsimmanenten, sachlogischen Ausfluß der Norm des 
Grundgesetzes darzustellen – mit der zumeist intendierten Folge, daß Kritik 
an dem Forschungshandeln delegitimiert und diffamiert wird als Angriff 
auf die Freiheit der Wissenschaften. 

Unter den jüngst ideell und materiell expansiven Wissenschaften sind es 
die Informatik, vor allem in ihrer computerinstrumentierten Ausprägung, 
und die Biotechnologie, die parallel zu ihren physischen und biologischen 
Artefakten ganze Welten voller Metaphysik hervorbringen. Diese Entwürfe 
utopischer, fiktionaler, analytischer und gesellschaftskurativer Art kann 
man meines Erachtens durchaus vergleichen mit der Produktion von derar-
tigen Werkstücken nach dem Erscheinen der Arbeiten von Charles Darwin 
im 19. Jahrhundert (vgl. Altner 1981; Engels 1995; Browne 1995 und 
2002;359 Améry 2002).360 Ein Merkmal vieler dieser Arbeiten im analyti-
schen und gesellschaftskurativen Bereich ist nun – und deswegen sind sie 
hier von Interesse –, daß unter Bezugnahme auf die experimentellen Fort-
schritte der molekularen Biologie Gesellschaftsentwürfe präsentiert wer-
den, die nicht für deklarierte, mithin kritisierbare Wertentscheidungen und 
normative Präferenzen um Zustimmung der Rezipienten werben, sondern 
solche, die unter Verweis auf wissenschaftliche Tatsachen eine Offenle-
gung der normativen Prämissen und Implikationen ganz vermeiden oder 
nur noch auf dem Weg einer immanenten Kritik der wissenschaftlichen 

                                                      
BRÜCK had been a kind of Gandhi of biology who, without possessing any temporal power 
at all, was an ever-present and sometimes irksome spiritual force. ‘What will MAX think of 
it?’ had become the central question of the molecular genetic psyche.” (Cairns et al. 1992: 
362.) Eine grundlegend abweichende Interpretation, in der die soziale Einbettung der biolo-
gischen und humanwissenschaftlichen wie der frühen molekularbiologischen Entwicklungen 
von ca. 1900 bis in die 1950er Jahre beschrieben wird, liegt mit der interessanten Arbeit von 
Kay (1993) vor. Sie kommt zu dem Schluß, “that from its inception around 1930, the mo-
lecular biology program was defined and conceptualized in terms of technological capabili-
ties and social possibilities” (Kay 1993: 280). 
359  Vorzüglich zu Darwin, bisweilen etwas zu affirmativ. 
360  Bei aller fundamentalen Kritik nimmt Jean Améry Darwin teilweise gegen seine Popula-
risierer in Schutz. 
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Tatsachen zulassen wollen. Stellt man sich eine derartige ideologische 
Konstruktion einmal als erfolgreich vor,361 so werden auf solche Weise 
dem demokratischen Prozeß wesentliche Entscheidungsoffenheiten entzo-
gen, mit weitreichenden Konsequenzen. 

In derartigen Weltentwürfen werden die Abgrenzungen zwischen wissen-
schaftlichem Wissen, gesellschaftsrelevantem Wissen und politischer Ge-
wißheit eingerissen, es wird sozusagen auf den Schelm der Expertendilem-
mata erster und zweiter Ordnung (Nennen & Garbe 1996) noch ein weiterer 
Schelm, nämlich der general-politischer Rezepturen, gesetzt. Methodisch ist 
ein solches Vorgehen eine interpretative Überdehnung von experimentellen 
Erkenntnissen; gesellschaftspolitisch und normativ ist ein solches Herstellen 
von Weltbildern zugleich äußerst problematisch, weil auf diese Weise gesell-
schaftliche Zustandsbeschreibungen und Veränderungsprozesse naturalisiert, 
phylologisiert und szientifiziert werden. Nicht allein, daß somit flagrant 
zentrale Regeln der wissenschaftlichen Seriosität und der unerläßlichen me-
thodischen Selbstkritik verletzt werden, in aller Regel geht mit solchen Re-
zepturen auch ein gerüttelt Maß an dogmatischer Fixierung einher: „Die Ge-
fahr für den Wissenschaftler362 besteht darin, daß er die Grenzen seiner 
Wissenschaft und damit seines Wissens nicht erkennt. Daß er vermischt, was 
er glaubt und was er weiß. Aber vor allem besteht sie in der Gewißheit, recht 
zu haben“ (Jacob 1998: 157). Es ist eine solche trügerische Gewißheit, die 
durch manche Entwicklungen in der Molekularbiologie und Biotechnologie 
noch befördert wird, obwohl oder teils weil es abschreckende Vorläufer und 
Zeitgenossen sozialdarwinistischer und eugenischer Provenienz gibt.363 

Auch der Umstand, daß zwischen bislang eher distinkten Wissen-
schaftsgebieten im Zuge der Molekularisierung der Biologie Grenzflächen 
sichtbar und teils auch bearbeitet werden, trägt dazu bei, daß sich die Prä-
tention einer „dritten Kultur“ (Brockman 1996) bemerkbar macht. Deren 
zentrale These ist, daß die traditionellen Intellektuellen der heutigen Welt 
nichts Wegweisendes mehr mitzuteilen hätten, daß an Stelle dieser abge-

                                                      
361  Jedenfalls in den Massenmedien finden sich viele Erfolgsbeispiele hierfür; vgl. Turney 1998. 
362  Jacob meint hier den Naturwissenschaftler; der Satz dürfte aber ebenso für die Gesell-
schaftswissenschaftler gelten. 
363  Vgl. zu Trofim Denissowitsch Lyssenko und zur Eugenik unter anderem Herbig & Hohl-
feld 1990. 
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wirtschafteten Geisteswissenschaftler nunmehr diejenigen zu treten sich 
anschickten, die auf der Basis von experimentellen und empirischen Wis-
senschaften364 wie Physik, Computerwissenschaft, Biologie usw. den Men-
schen sagen könnten, wie und wo es in Zukunft entlanggehen solle: „An-
ders als bei früheren geistigen Strömungen sind die Errungenschaften der 
dritten Kultur keine nebensächlichen Debatten einer streitsüchtigen Edel-
kaste, sie werden vielmehr das Leben aller Menschen auf der Erde beein-
flussen“ (Brockman 1996: 18). Die Wirkmächtigkeit des experimentellen 
wissenschaftlichen Handelns ist es also, die zu der kategorischen Forderung 
führt, die Geisteswissenschaften und ihre Repräsentanten als intellektuelle 
Orientierungsquellen für die Gesellschaft abzulösen. Das Eigentümliche 
dieser „Bewegung dritte Kultur“ ist nicht, daß sich Medizin- und Naturwis-
senschaftler und -wissenschaftlerinnen mit Fragen der kulturellen und poli-
tischen Entwicklung befassen. Das haben sie seit Jahrtausenden praktiziert, 
wie umgekehrt Gesellschaftswissenschaftler für ihre Interpretation des Na-
tur-Kultur-Zusammenhanges sich mit naturwissenschaftlichen Einsichten 
auseinandergesetzt haben. Relevant neu ist hingegen, daß hier eine be-
stimmte Form naturwissenschaftlicher Kenntnis zu einer conditio participa-
tionis in politicis erhoben wird. Die Fähigkeit, den zweiten Hauptsatz der 
Thermodynamik lehrbuchmäßig zu interpretieren, wird sozusagen zur Vor-
bedingung politischer Mitsprache gemacht, und in einem weitergreifenden 
Sinne werden Lösungsvorschläge und -wege zu gesellschaftlichen Fragen 
und Problemlagen nur noch als diskutabel angesehen, wenn und insoweit 
sie den Mainstream der heutigen Naturwissenschaften als Prämissensatz 
akzeptieren. Umgekehrt werden gesellschaftlichen Analysen und Strate-
gien, die von Naturwissenschaftlern formuliert werden, per se höhere Qua-
litäten einer besonderen Sachkenntnis unterstellt. 

Für den Kontext der modernen Biotechnologie sind Fragen von Ge-
sundheit und Krankheit von besonderer Bedeutung. Auf dem neuerdings so 
genannten biomedizinischen365 Feld wird behauptet, das HGP, die soge-
                                                      
364  Daß Experimente und Empirie nicht Abbildungen, sondern partielle Nachbildungen der 
für menschliches Vermögen als Ganzes unerfaßbaren und unbeschreibbaren natürlichen und 
kulturellen Wirklichkeit sind, wird standhaft übersehen. 
365  „Die jetzt häufiger werdende Bezeichnung Biomedizin ist absurd. Da Tote ihre Ärzte 
nicht entlohnen, ist eine Abgrenzung von der anderen Möglichkeit, Nekromedizin, kaum 
beabsichtigt. Allerdings führt Biomedizin, wenn lange genug betrieben, immer zu ihrem 
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nannte Gentherapie, das Klonen von Säugetieren und andere technische 
und wissenschaftliche Prozeduren seien wegweisend für die Zukunft einer 
genetischen Medizin. Und das, obwohl wir wissen, daß die großen Massen-
krankheiten in den industrialisierten Ländern366 sehr stark verhaltensbezo-
gene Kausalkomplexe aufweisen: Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Lungen-
krebs, Erkrankungen des Bewegungsapparates und der Verdauungsorgane. 
Der Bärenanteil an Ursachen- bzw. Auslösungsketten für viele dieser Syn-
drome liegt in Lebensgewohnheiten und Lebensbedingungen wie Essen, 
Trinken, Bewegungsmangel, Rauchen u. ä. Gesellschaftlich-politische Fra-
gen nach individuellen und kollektiven Lebensumständen und Lebensstilen, 
nach der Einrichtung der gesellschaftlichen Ordnung von Arbeit, Wohnen, 
Mobilität, Umgang mit Genußmitteln, ein ganzes Bündel normativer Fra-
gen also, die mit einem liberalen Verweis auf individuelle Gestaltungs- und 
Verhaltensfreiheiten zwar theoretisch hinwegdefiniert, nicht aber praktisch-
politisch behandelt werden können, tut sich dabei auf. 

Die inhärente politische Frage ist letztlich, ob öffentliche Meinungsbil-
dung und andere Ressourcen, zum Beispiel Forschungsgelder, auf die Ge-
winnung von Problemlösungen für die grosso modo bekannten Elemente 
gerichtet werden, die zu bestimmten Krankheitsbildern führen, oder ob die 
gleichen Ressourcen für medizinisch-technische Verfahren investiert wer-
den, die zu einer mehr oder weniger effektiven Kur der eingetretenen Er-
krankungen führen sollen. Die ideologische Hegemonie der letztgenannten 
Richtung ist, wie ich verschiedentlich im Laufe der Arbeit schon dargestellt 
habe, in den OECD-Ländern offenkundig. Ernst-Ludwig Winnacker, Mo-
lekularbiologe und mehrmaliger Präsident der DFG, stellt zu dieser aus 
gesellschaftlicher Sicht hochbedeutsamen Wegscheide in der Orientierung 
von Gesundheitssystemen lapidar fest: 

                                                      
finsteren Gegensatz. Es mag jedoch eine einfache Erklärung für den seltsamen Namen ge-
ben, indem die Wahrscheinlichkeit einer günstigen Aufnahme eines Ansuchens um einen 
Forschungskredit durch das magische Präfixlein Bio- sicherlich stark erhöht ist“ (Chargaff 
1997/98: 17). Alvin M. Weinberg (1970) hat schon in den 1960er Jahren vom „kommenden 
Zeitalter der biomedizinischen Wissenschaften“ geschrieben. 
366  In den nicht industrialisierten Ländern stellt sich die Situation recht anders dar, wobei es 
einzelne Überschneidungen (zum Beispiel Lungenkrebs) gibt. Vgl. dazu die vorzügliche 
Studie von Hans Jochen Diesfeld (Diesfeld 1989). 
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„Profitiert hat von den neuen Entwicklungen vor allem die medi-
zinisch-biologische Grundlagenforschung in nahezu allen Berei-
chen, von den klassischen Fächern wie der Zoologie und Botanik 
über die Mikrobiologie bis hin zur Verhaltensforschung und Öko-
logie, die alle eine wahre Bonanza erleben und ausnahmslos ohne 
diese Techniken [gemeint sind molekulargenetische und biotech-
nische Verfahren; St. Al.] nicht mehr vorstellbar [sic!] sind. 
Schnell, für einige viel zu schnell, wurden auch zahlreiche dieser 
Erkenntnisse in die Praxis umgesetzt. Viele Proteine, die vorher 
entweder überhaupt nicht oder nur in geringsten Mengen zur Ver-
fügung standen, sind längst Routinepharmazeutika und aus der 
Tumor-Therapie oder der Behandlung von Stoffwechselkrankhei-
ten sowie von Krankheiten des Immunsystems nicht mehr wegzu-
denken. Der weitverbreitete Vorwurf, hier werde noch mehr als 
bisher in der Medizin der symptomatischen statt der kausalen Be-
handlung oder Vorbeugung von Krankheiten Vorschub geleistet, 
ist pauschal natürlich nicht von der Hand zu weisen. Sicherlich 
wäre es besser, den Herzinfarkt gar nicht erst zu bekommen und 
sich für eine Welt einzusetzen, die die zivilisatorischen Rahmen-
bedingungen für diese oder andere Krankheiten zu beseitigen 
lernt. Dennoch wird man an der Realität des täglichen Lebens 
nicht vorbeikommen, es sei denn, man ruft nach einem Staat, der 
seine Bürger zu härtester Askese zwingt“ (Winnacker 1993: 321). 

Um diesem oder ähnlichen Einwänden vorzubeugen, wird schon gar nicht 
mehr der Versuch unternommen zu argumentieren, normative Rechtferti-
gungen darzulegen, warum die Schlagseite der symptomatischen Ausrich-
tung auch der Forschung gesellschaftlich wenn vielleicht auch nicht effek-
tiver, so doch effizienter sei als Diskurse um krankmachende individuelle 
und gesellschaftliche Verhältnisse und Verhaltensweisen, dadurch also ein 
größerer Wohlfahrtsgewinn erzielt werde. Statt einer solchen oder anderen 
Rechtfertigungsrede präsentiert Winnacker ein Schreckgespenst von einem 
streng asketischen Staat, den in der Debatte um die moderne Biotechnolo-
gie meines Wissens niemals irgendjemand gefordert hat. Auf diese Angst 
assoziierende Weise367 erscheinen dann der Status quo der Medizin und der 

                                                      
367  Die Figur des Angst assoziierenden Phantoms findet sich häufiger bei Proponenten der 
Biotechnologie. Ihre Verwendung steht in einem aparten Kontrast zu den ebenfalls immer 
wiederkehrenden Beschwörungen, moderne Menschen dürften sich im Umgang mit techno-
logischen Innovationen nicht von Gefühlen, schon gar nicht von Angst, leiten lassen. 
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Mainstream der Forschung als schlicht alternativlos. Immerhin wird hier 
von einem langjährigen Repräsentanten der Molekularisierung der medizi-
nischen Forschung und Propagandisten einer genetischen Medizin offen 
eingeräumt, daß die bisherige Wirkung der biotechnischen Entfaltung in 
großen Teilen eine Ausweitung von Untersuchungsmethodiken der For-
schung selbst ergeben hat, gar nicht die öffentlich bei passenden Gelegen-
heiten immerfort behaupteten medizinischen Fortschritte – was wiederum 
bedeutet, daß es keine belastbare Korrelation zwischen Aufwendungen für 
biotechnische Forschung und medizinischen Behandlungsfortschritten gibt. 
So erweist sich der Speck des medizinischen Fortschritts, mit dem die Mäuse 
für die Biotechnologie eingefangen werden, als eine funktionale Behauptung. 

Die moderne Biotechnologie hat Fenster zu immer neuen moralisch und 
normativ dilemmatischen Situationen und Problemen aufgestoßen. Das 
wird in extremis deutlich bei Gegenständen wie Xenotransplantation und 
Klonierung von Menschen. Schon die heutige Transplantationsmedizin 
wirft neben Effizienzfragen auch die der Bewahrung der Menschenwürde 
auf (vgl. etwa Löw-Friedrich & Schoeppe 1996; V. H. Schmidt 1996). Seit 
Jahren versuchen nun die Interessierten der medizinisch-industriellen Pha-
lanx eine Umwertung des Wertes der Unversehrtheit des Leibes und des 
Gebotes der Achtung vor Toten zu bewirken, indem eine moralische Pflicht 
zu Organspenden induziert werden soll. Dabei wird suggeriert, daß Men-
schen, die sich entweder für sich selbst oder für Anverwandte nicht bereit 
erklären, einer Entnahme von Organen nach ihrem Tode zuzustimmen, 
ihrer Verantwortung zur Linderung des Leidens von Mitmenschen nicht 
nachkommen. Menschen werden mit dieser Begründung für die Fortset-
zung des Leidens anderer moralisch schuldig gesprochen.368 Auf diese 
Weise werden gestorbene Menschen ihres vornehmsten Rechtes beraubt, 
eine jahrtausendealte kulturelle Praxis und Schranke wird niedergerissen, 
Tote werden zu Ersatzteillagern für noch Lebende herabgewürdigt. 

Diese für sich bereits inakzeptable Situation, die neben Menschenrech-
ten auch ärztliche Arbeitsgrundsätze (informed consent) verletzt, wird durch 
                                                      
368  In Italien wurde im Frühjahr 1999 auf Druck des medizinisch-industriellen Komplexes 
ein Gesetz vom Parlament beschlossen, nach dem jedem toten Menschen, sofern er nicht 
eine Erklärung gegenteiligen Inhalts bei sich führt, Organe entnommen werden dürfen. Die 
einzigen Stimmen, die sich gegen diese organisierte Form moderner Leichenfledderei erho-
ben, kamen von katholischen Abgeordneten unterschiedlicher Parteien. 
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die Aussichten der Xenotransplantation noch um etliche Dimensionen er-
weitert. Da geht es um die Herstellung von Tieren zu dem einzigen Zweck, 
operativ als Organlager ausgeschlachtet zu werden. Selbst wenn man die 
Fragen in bezug auf die Tiere moralisch aufzulösen vermag,369 stellen sich 
gleichwohl anschließend andere Fragen: nach dem Verhältnis von Menschen 
und Tieren, nach der Essenz des körperlichen Mensch-Seins und darüber 
hinaus wiederum ganz prekäre Fragen der Orientierung gesellschaftlicher 
Ressourcen, da alle Pläne einer Ausweitung der Transplantationsmedizin 
unvermeidlich mit enormen finanziellen Aufwendungen einhergehen.370 

Noch schärfer als bei der Xenotransplantation stellen sich Fragen der 
Menschenwürde beim Klonen. Zwar sind bis jetzt in Europa371 gesetzliche 
Verbote der Klonierung von Menschen vorherrschend. Aber diese Überein-
kunft ist nicht Ergebnis eines ausgetragenen öffentlichen Disputes, eher das 
Abschneiden einer schwierigen Diskussion angesichts einer bislang fehlen-
den Praktikabilität. Der normative Kern der Klonierungskontroverse in 
bezug auf Menschen findet sich in der Frage, welches moralische Recht 
Menschen haben könnten, einen Menschen zu erzeugen, der genomisch das 
Replikat eines Lebenden oder früher Lebenden wäre. Ein solches Replikat 
ist auf Grund der genetischen Abläufe von Befruchtung und nachfolgender 
Differenzierung der Eizelle bis heute niemals der Fall gewesen. Auch die 
extremste Praktik der in vitro-Fertilisation, die intracytoplasmatische Injek-
tion eines Spermiums (ICSI), stellt schlußendlich etwas her, das üblicher-
weise natürlich-interpersonale Abläufe bewirken oder eben nicht zulas-
sen.372 Zumeist wird als positives Recht und moralische Rechtfertigung für 
                                                      
369  Darauf zu verweisen, daß Menschen Tiere in verschiedenen Zusammenhängen seit Jahr-
tausenden benutzt haben, wie Maeschli (1997) sich des Problems entledigt, reicht wohl 
kaum aus als moralische Begründung für die spezielle Züchtung von Tieren als Organträger 
für Menschen. 
370  Die immer wiederkehrende Behauptung der Interessierten, die Beseitigung des heutigen 
Organmangels löse zugleich das Problem von Wartelisten und sterbenden Patienten, die auf 
eine Operation warten, trifft nur unter der Prämisse zu, daß unlimitierte Mittel für die Trans-
plantationen da wären. 
371  Es gibt durchaus bemerkenswerte Unterschiede in dieser Debatte zwischen den USA und 
Europa. 
372  Die ernste Problematik von ICSI liegt in der Verwendung von defizienten Samenzellen 
und der erstmals so dabei durchgeführten zwangsweisen Implantation einer Samenzelle in 
die Eizelle (vgl. Bettendorf 1995). 
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die Befürwortung eines Klonens von Menschen das Recht von Paaren an-
geführt, biologisch eigene Kinder zu haben.373 Indessen beseitigt die ge-
genwärtig ausprobierte Technik des Klonens jedenfalls die genetische El-
ternschaft; allein ein Mensch ist die kerngenomische Quelle des Klons. 
Grundsätzlich differierend von der Situation, daß sich Eltern für die Adop-
tion eines Kindes entscheiden, ist im Hinblick auf ein zu klonendes Kind 
die genetische Herkunft für die zukünftigen Eltern zentral bedeutsam. Nicht 
nur weil diese Frage überhaupt debattier- und entscheidbar wäre, sondern 
zugleich, weil Eltern in spe eine solche Prozedur nicht auf sich nähmen, 
wenn sie nicht ganz dezidierte Vorstellungen über eine wünschenswerte 
genetische Konstitution des Klons hätten.374 

Durch die Möglichkeit, Menschen zu klonen, würden Zehntausende von 
Jahren alte Strukturen von familiären Beziehungen massiv gestört (Kass & 
Wilson 1998), und schließlich würde die Generalprämisse aller Demokra-
tie, daß nämlich Menschen in ihrer gesellschaftlichen Gleichheit unver-
wechselbare und einzigartige Individuen sind, in Frage gestellt. Hier geht 
es zunächst nicht um die ebenfalls bedeutsame Frage, ob ein Klon gene-
tisch identisch oder nur fast identisch ist und was das wiederum phänoty-
pisch, habituell und biographisch bedeuten könnte. Auch in dem Feld der 
humanen Reproduktionsmedizin ist es so, daß nicht die empirisch dominan-
ten Probleme von Zeugung, Schwangerschaft, Geburt und der Sorge für 
heranwachsende Kinder im Mittelpunkt der von den biotechnisch orientier-
ten Reproduktionsmedizinern und -biologen präferierten und propagierten 
Strategien stehen, sondern wiederum ganz spezielle Konstellationen, Situa-
tionen und auch Interessen.375 Die normativen Verschiebungen, die mit der 
rapiden Entfaltung der pränatalen und präimplantativen Diagnostik gekop-
pelt sind (Speer & Nolte 1995; Kollek 1997), sind sozusagen die Stützpfei-
ler der slippery slope, auf der bislang festgefügt erscheinende Bedingungen 
der Möglichkeit der Entstehung neuen menschlichen Lebens zu rutschen 

                                                      
373  Die Debatte um diesen Fragenkreis ist schon so alt wie die technisch assistierte Befruch-
tung (hierzu zum Beispiel Kimbrell 1994; Maranto 1998; grundlegend: Hoffmann-Riem 1994). 
374  Vgl. die ganz vorzüglich argumentative Debatte zwischen Leon R. Kass und James Q. 
Wilson (Kass & Wilson 1998). 
375  Vgl. die sehr anschauliche Schilderung der geschickten Regie des Diskurses in den USA 
durch die Klonierungsinteressenten in Kass & Wilson 1998: vii-xxi. 
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begonnen haben. Für potentielle Eltern sind die Komplemente Angst – zum 
Beispiel die vor Abweichungen vom Durchschnitt oder vor Behinderungen – 
und Direktionsbedürfnisse – zum Beispiel zur Größe oder Kolorierung – die 
Einfallstore für alle möglichen, auf der gesellschaftlichen Ebene als negati-
ve oder positive Eugenik in Erscheinung tretenden politischen Vorschläge. 
Eine für eine relativ kleine Gruppe von Menschen unter Umständen nützliche, 
allerdings keineswegs unproblematische Behandlungsmöglichkeit schleppt 
für die gesamte Gesellschaft ein ganzes Bündel von Problemen ein, das 
Menschen und Vorformen menschlichen Lebens in fundamentaler Weise 
redefinieren könnte. Nicht allein die Sicht auf werdende Menschen verän-
dert sich in diesen Prozessen, sondern auch die auf den Lebensverlauf. 
Durch die auf absehbare Zeit unüberbrückbare Kluft zwischen diagnosti-
schen und therapeutischen Potentialen und die weitgehend mangelnde Prä-
zision der diagnostischen Befunde wird ein Arsenal von Interpretationsfel-
dern erschlossen, das weitreichende Beeinträchtigungen von Lebensläufen 
und in gewisser Weise auch der Unversehrtheit von Leib und Leben nach 
sich zu ziehen geeignet ist. Letzteres gilt allemal dann, wenn man unter 
Gesundheit auch psychosomatische Gesundheit und nicht allein ein physio-
logisches Funktionieren begreift. 

In immer erneuten Variationen schildern Repräsentanten der molekula-
ren Medizin die ungeahnten Potentiale dieses Gebietes für die Bekämpfung 
und Beseitigung von Krebs, Alzheimerscher Krankheit, AIDS etc. Prakti-
sche Erfolge in der Therapie sind bislang allerdings eher marginal; in jedem 
Fall sind wir von der Verfügbarkeit ätiologischer Verfahren noch weit ent-
fernt. Nicht allein die polygene Konstitution derartiger Krankheitsbilder, 
auch die rasche Wandlungsfähigkeit viraler Pathogene führt immer wieder 
zu der Situation, daß eine halbwegs beantwortete Forschungsfrage zehn 
neue, gänzlich unbeantwortete mit sich bringt. Es ist Ausdruck fehlender 
Offenheit und Balance in der gesellschaftlichen Auseinandersetzung um die 
Richtung des medizinischen Fortschritts, daß die Debatte nur selten – falls 
überhaupt – die Rückschläge, Mißerfolge und Schattenseiten mit einbe-
zieht. Statt dessen werden reale oder erwartete Erfolge einseitig in den 
Vordergrund gerückt.376 Unterschiedliche Wege zum Umgang mit solch 

                                                      
376  Ein Beispiel dafür ist das Thema des Impfstoffes gegen das AIDS-Syndrom. Bis weit in 
die 1990er Jahre wurden jeweils rechtzeitig vor dem nächsten internationalen AIDS-Kon-
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komplexen Krankheitsbildern sind hingegen gar nicht oder kaum Themen. 
Moralisch werden solche suchenden Erörterungen mit dem Verweis auf die 
Leiden der schon Erkrankten umgangen, implizit diffamiert, wie bei der 
Winnackerschen Gedankenführung zu sehen war. Nun ist es zweifelsfrei 
die Pflicht der Medizin, kranken Menschen Heilung oder, wo dies nicht 
möglich ist, Linderung angedeihen zu lassen. Diese moralische Pflicht gibt 
aber keinen unzweifelhaften oder absoluten Maßstab für die Fragen der 
Orientierung der wissenschaftlichen Forschung. Da auch medizinische 
Forschung qua definitione ergebnisoffen ist, kann ex ante nicht feststehen, 
ob aus ihr tatsächlich Heilung oder Leidenslinderung durch ärztliche Praxis 
resultiert. Alle Entscheidungen zur Lozierung von endlichen Forschungs-
geldern sind von daher moralisch dilemmatisch: Wenn Projekt A finanziert 
wird und B (daher) nicht, so bleibt damit notwendig ungeklärt, ob diese 
Entscheidung unter dem Gesichtspunkt der Optimierung von Heilung und 
Linderung richtig war. Das Argument der vorrangigen Orientierung auf die 
Verbesserung der Lage der heute Kranken377 ist in bezug auf Forschung – 
zu konkreten Symptomatiken ebenso wie zu Grundlagenfragen – in sich 
unstimmig. 

Zusammengefaßt weist biotechnologische Politik im Feld der Medizin-
wissenschaften zu dem hier untersuchten Aspekt der prekären Beziehungen 
von Zielen und Mitteln folgende prägende Merkmale auf: 
• Die öffentlich finanzierte Forschung erfaßt durch ihre Allokation von 

Ressourcen ebenso wie die industrielle pharmazeutische und instrumen-
tenbezogene Forschung die empirisch feststellbaren Krankheitsprobleme 
in der Gesellschaft nicht proportional. Vielmehr richtet sich die effekti-
ve Verteilung der Ressourcen nach Konstellationen in und zwischen den 
Wissenschaften, Organisationen im Gesundheitswesen und Gewinner-

                                                      
greß Aussichten für einen bevorstehenden Durchbruch in der Impfstoff-Frage lanciert. Die-
ses wissenschaftlich ebenso wie moralisch und menschlich unseriöse Spiel wurde erst in den 
letzten Jahren beendet, nachdem empirisch unleugbar war, daß tatsächlich von Durchbrü-
chen nicht geredet werden konnte. 
377  Mithin als Abwehr einer Erwägung von möglichen Strategien zur Vermeidung von 
Krankheitsbildern, auch durch andere Methoden als die hauptsächlich von der heutigen 
Medizin angewandten, nämlich pharmazeutische und instrumentelle (einschließlich operati-
ver) Techniken. 
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wartungen im gewerblichen Bereich.378 Aus der Forschung entspringen 
systematisch notwendig nur unplanbar und in wenigen Bereichen thera-
peutische Rezepturen. Die unspezifische moralische Legitimation medi-
zinischer Forschung mit Verweis auf die Heilung von Krankheiten, wie 
es in der Biotechnologie ubiquitär anzutreffen ist, muß daher irrational 
und widersprüchlich, wenn nicht beliebig bleiben. Diese Differenz zwi-
schen Versprechen und Erfüllbarkeit, Ziel und Mittel wird aber nicht of-
fengelegt, sondern höchstens widerstrebend eingeräumt. So konzediert 
Winnacker, nachdem er nochmals angesichts des teils rapiden Wachs-
tums der Weltbevölkerung379 und sich ausbreitender Seuchen wie Cho-
lera, Malaria, AIDS und BSE380 die Frage nach einem Lösungspotential 
angeschnitten hat: „Es wäre vermessen und ein großer Fehler zu 
behaupten, die Gentechnik allein werde alle diese Probleme lösen. Kei-
neswegs kann sie das! Immerhin wird sie aber einige der Zusammen-
hänge, auf denen die genannten Schwierigkeiten beruhen, besser 
erklären können und damit zu ihrer Beherrschung oder Beseitigung bei-
tragen“ (Winnacker 1993: 322). 

• Das Jonglieren mit Begründungen und Rechtfertigungen entspricht oder 
ist doch wenigstens symbiontisch zu den unentwirrbaren materiellen 
und prozeduralen Verschlingungen von experimenteller Forschung, 
Krankenversorgung sowie medizintechnischen und pharmazeutischen 
industriellen Entwicklungs- und Umsatzinteressen. Auf den Gebieten 
spezieller, eher seltener Erkrankungen und Problematiken,381 deren Be-
handlung oftmals einen erheblichen Aufwand impliziert, stellt sich diese 
Verquickung als besonders prekär dar. Denn hier heißen viele Behand-
lungen experimentelle Therapie, in denen auch hoch risikoreiche Maß-

                                                      
378  Hierunter sind auch viele Krankenkäuser und Arztpraxen zu rechnen, nicht allein die 
Industrie. 
379  „Der Menschheit steht das Wasser bis zum Hals“ (Winnacker 1993: 321). 
380  Es erscheint mir sehr problematisch, diese Krankheitsbilder, die jeweils sehr verschiede-
ne soziale, klimatische, ökonomische und verhaltensspezifische (zum Beispiel Eß- oder 
Sexualgewohnheiten) Ursachen und Auslöser haben, hier so zu kompilieren. Auch hinter 
derartigen Kompilationen und unsachgemäßen Vermischungen steht eine Angst assoziieren-
de Inszenierung. 
381  Beispiel: die Sterilität von Männern und Frauen. 
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nahmen von Patienten und Ärzten wie Strohhalme ergriffen werden. In 
diesen Gemengelagen, in denen entscheidungsunfreie Kranke einem 
Kombinat von zwar nur recht begrenzt Wissenden, aber durchaus hand-
lungs-, erfolgs- und umsatzorientierten Wissenschaftlern, Ärzten und 
Industrien ausgesetzt sind, fehlen ganz weitgehend transparente Struktu-
ren zur Vorbereitung, zum Treffen, zur Umsetzung und Auswertung von 
notwendigen oder möglichen Entscheidungen im Blick auf Akzeptabili-
tät, Effektivität und Effizienz von Strategien. 

• Dieses Manko geht wiederum einher mit dem Fehlen eines öffentlichen 
Suchens und Bestimmens von prioritären Wegen aus einer Mehrzahl 
von Optionen. Die regierungsamtliche Gesundheitspolitik ist in den mei-
sten OECD-Ländern seit vielen Jahren ganz und gar nicht Ausdruck und 
wichtiger institutioneller Kern eines derartigen gesellschaftlich-politi-
schen Suchprozesses, sondern zumeist nachsorgendes Krisenmanagement 
der Finanzierung von öffentlichen Krankenkassen und Krankenhäusern, 
woraus sich ein unablässiger Zick-Zack-Kurs ergibt, dem nicht oder nur 
selten eine nachvollzieh- oder gar nachprüfbare Rationalität innewohnt, 
dessen zeitlicher Horizont dazu bestenfalls wenige Jahre beträgt. 

• Moderne Biotechnologie ist durch ihre Denk- und Handlungsstrukturen 
und -methoden ganz überwiegend darauf orientiert, die molekulare und 
genetische Ebene bei Lebewesen und Lebensprozessen zu betrachten,382 

                                                      
382  Ein vielleicht extremes, zugleich allerdings anschauliches Exempel solcher Betrach-
tungsweisen stellt der wieder offen entbrannte Streit um die Frage dar, ob es so etwas wie 
eine genetische Konstellation für Homosexualität gibt. Eine Wissenschaftlergruppe um 
Dean Hamer vom National Cancer Institute in den USA, einem Teil der NIH, hatte 1993 
verkündet, “announced to great fanfare” (Wickelgren 1999: 571), daß sie bei der Untersu-
chung von homosexuellen Brüdern (N = 40) mit homosexuellen Verwandten in der mütterli-
chen Linie eine auffällige Häufung von bestimmten Markern in einer als Xq28 bezeichneten 
Region auf dem X-Chromosom gefunden hätten. Diese Feststellung wurde von der gleichen 
Forschungsgruppe 1995 an einer anderen Probandengruppe (N = 33) bestätigt gefunden. 
Seitdem geistert in den Naturwissenschaften das ideelle Gespenst einer genetischen Kompo-
nente von – zumindest männlicher – Homosexualität herum. Ich habe in den USA im Febru-
ar 1998 einen Auftritt Dean Hamers zu dieser Thematik miterlebt und sehen müssen, wie die 
Einwände von renommierten Medizinern und Molekularbiologen gegen die statistische 
Dürftigkeit und ideologische Präokkupation der Hamer-Untersuchungen von diesem brüsk 
und in der Attitüde eines rational Denkenden, der sich irrationalen Anwürfen gegenüber-
sieht, unter dem Beifall der meisten anwesenden Kolleginnen und Kollegen vom Tisch 
gefegt wurden. Im April 1999 hat ein Team aus Kanada Ergebnisse publiziert (Rice et al. 
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entsprechend liegen die Grundorientierungen für Strategien zum Ein-
greifen. Dadurch gerät, jedenfalls bis heute, die Einbeziehung anderer 
Ebenen des Lebendigen (zum Beispiel Organe, Organismen und die 
weiteren Stufen ökologischer Komplexität) systematisch insuffizient 
(vgl. Strohman 1998). 

• Nicht nur im Krankheitssektor, aber auch dort, überlassen die Industrie-
gesellschaften die Be- und Verarbeitung von großen Bündeln neu sich 
stellender älterer oder ganz neuer Fragen infolge wissenschaftlich-tech-
nischer Innovationen einer Gesellschaft, die für Derartiges kulturell und 
institutionell gar nicht eingerichtet ist. Die Verantwortungsverteilung, 
gerade in der biotechnologischen Politik, ist so beschaffen, daß Innova-
tionen mit ihren positiven Aspekten, mit denen prestige- und gratifikati-
onsträchtige Zuschreibungen verbunden sind, für die Proponenten ganz 
oben stehen.383 Sobald es allerdings um weniger erfreuliche Nebenwir-
kungen bzw. um indirekte, schleichende Wirkungen dieser Innovationen 
geht, wird die Verantwortung neu und anders verteilt, indem nunmehr 
die Anwendenden und Konsumenten respektive die ganze Gesellschaft 
zuständig sein sollen. Für diese Teile des Geschäfts findet entweder eine 
Anonymisierung oder eine Individualisierung statt. 

• So wenig in der Gesellschaft Mechanismen und soziale Zusammenarbeit 
entwickelt sind, um eine gemeinwohlorientierte Festlegung und Vertei-
lung der Forschungsressourcen und -prioritäten zu behandeln, so wenig 

                                                      
1999), denen zufolge “gay brothers were no more likely to share the Xq28 markers than 
would be expected by chance” (Wickelgren 1999: 571). Aus politik- und gesellschaftswis-
senschaftlicher Perspektive ist für unseren Gedankenzusammenhang an diesen Vorgängen 
besonders interessant zu beobachten, wie durch genetisch-statistische Methoden soziale Phä-
nomene zu hereditären Fakten umgeformt werden. Das geschieht auf der Basis von Grund-
gesamtheiten von wenigen -zig Menschen, aus welchen dann allgemeine Regelmäßigkeiten 
deduziert werden. Wie die kanadische Gruppe etwas spitz anmerkt, haben Dean Hamer und 
Mitarbeiter zudem rigoros ihre Probandengruppe ausgelesen “to produce the data set in 
which the positive linkage analysis was reported” (Rice et al. 1999: 667). So wurden Famili-
en nicht einbezogen, in denen der Vater homosexuell war oder in denen es lesbische Ver-
wandte ersten Grades gab. Aber auch von solchen massiven Fragwürdigkeiten im methodi-
schen setting abgesehen bleibt die Grundthese der Hamer’schen Unternehmung, daß 
männliche Homosexualität in der mütterlichen Linie vererbt würde, abenteuerlich genug. 
383  Das zeigt auch sehr deutlich eine Studie zur globalen Entwicklung von Wissenschaft und 
Forschung, die im Auftrag des BMFT 1998 abgeschlossen wurde (FhG-ISI 1998). 
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existiert eine Kontrolle aus der und für die Gesellschaft über eine ziel-
gemäße Verwendung von allgemeinen Ressourcen. Soweit Kontrollme-
chanismen überhaupt vorhanden sind, finden diese im Raum einer 
selbstreferentiellen Wissenschaftsverwaltung oder in dem chimären Ge-
flecht von ärztlichen Standesorganisationen und Krankenkassen statt. 

Auch in einem zweiten, in der öffentlichen Diskussion wie für die Zukunft 
der menschlichen Gesellschaften bedeutenden Bereich, nämlich der Land-
wirtschaft und der Lebensmittelerzeugung, lassen sich ähnliche normative, 
materielle und prozedurale Defizite und Diskrepanzen in dem Vorantreiben 
einer biotechnologischen Politik feststellen. Die generelle moralische Basis 
der Intentionen der landwirtschaftlichen Biotechnologie ist die Sicherung 
bzw. die Verbesserung der Welternährung. Nun liegt bei einem so enorm 
bedeutsamen Ziel, anders als bei manchen medizinischen Fortschritten, die 
Rechtfertigung einleuchtend auf der Hand. Diskrepanzen und Widersprü-
che stellen sich allerdings recht schnell auch hier ein. Drei wesentliche 
Aspekte sind: 
• Die Ziel-Mittel-Relation: Sind die biotechnischen Verfahren und Er-

zeugnisse geeignet, zu dem proklamierten Ziel(bündel) substantiell bei-
zutragen? 

• Die Stimmigkeit der Ursachenanalyse für die heutige Krise der Welter-
nährung: Tragen Klassenunterschiede, autoritäre politische Systeme, 
Kriege und eine systematisch die nicht industrialisierten Länder margi-
nalisierende Weltwirtschaftsordnung nicht zu Hunger und Mangelernäh-
rung zumindest so viel bei wie Produktions- und Nach-Ernte-Mängel? 

• Die Glaubwürdigkeit der Proponenten: Sind die Leitinstanzen der mo-
dernen Biotechnologie überhaupt umfassend an der Verfolgung des gro-
ßen Zieles interessiert? Hat nicht deren Tun und Lassen in den Jahren 
seit 1945 eher das Gegenteil gezeigt? 

Vor allem die Wirkungen der grünen Revolution werden in ökologischer, 
sozialer, politischer und ernährungsphysiologischer Hinsicht unterschied-
lich bis gegensätzlich beschrieben und beurteilt. Die Tatsache, daß etliche 
der Protagonisten der Biotechnologie mit Hilfe moderner Methodiken eine 
neue, zweite grüne Revolution auf den Weg bringen möchten, befördert die 
Strittigkeit dieser Thematik zusätzlich. Klaus Hahlbrock, seinerzeit einer 
der Direktoren am Max-Planck-Institut für Züchtungsforschung in Köln-
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Vogelsang, hat – ähnlich wie Winnacker – ein Szenario entworfen (Hahl-
brock 1991), in dem durch die exponentielle Zunahme von Menschen eine 
profunde Bedrohung der ökologischen wie der sozialen Systeme auf der Er-
de induziert wird: 

„Unsere Lage ist deshalb so bedrohlich, weil zwei gleichrangige 
existentielle Grundbedürfnisse – Erhaltung einer intakten Bio-
sphäre und Bezug aller ‚Lebensmittel‘ daraus – einander umso 
stärker entgegenwirken, je höher unsere Populationsdichte wird. 
– Einerseits ist Naturschutz unerläßlich, im Kleinen wie im Gro-

ßen. […] 
– Dem steht entgegen, daß wir unseren Nahrungsbedarf zuneh-

mend auf Kosten der Überlebensfähigkeit anderer Arten decken 
und decken müssen. Eine ausreichende Ernährung von mehre-
ren Milliarden Menschen ist nur noch durch großflächigen An-
bau von Hochleistungssorten einiger weniger Getreidearten und 
anderer nährstoff- und ertragreicher Feldfrüchte möglich“ 
(Hahlbrock 1991: 26-27). 

Eine mögliche global gerechte Verteilung der landwirtschaftlichen Güter384 
und eine Konversion von Fleisch- zu Pflanzenkonsum sind für Hahlbrock 
zwar denkbare, aber nicht leicht realisierbare, jedenfalls ungenügende Maß-
nahmen, „und das eigentliche Hauptproblem bliebe ungelöst“ (ebd.: 30). 
Dieses Hauptproblem ist nach Hahlbrock der „Konflikt zwischen unserem 
vergleichsweise riesigen Nahrungsmittelbedarf und einer nicht mehr zu 
tolerierenden Schädigung der Umwelt“ (ebd.: 31). Um diese dilemmatische 
Situation zu verändern, bleibe nichts übrig als „eine beschleunigte Züch-
tung von neuen Hochleistungssorten landwirtschaftlicher Nutzpflanzen […], 
die bei einem geringeren Aufwand an Dünger und Pflanzenschutz höhere 
Erträge bringen“. Und da die konventionelle Pflanzenzüchtung für die Er-
arbeitung einer neuen Sorte etwa 10 bis 15 Jahre benötige, ein Zeitraum, in 

                                                      
384  Pietro Cavalli stellt in einem Leserbrief an Science (Science 1999d) zu den Versprechun-
gen der Biotechnologen in einem Science-Schwerpunkt (Science 1999c) fest: “Furthermore, 
it has been claimed that biotechnologies will contribute to the increase of food availability in 
developing countries and in reducing poverty, hunger, and diseases. Yet every year in Italy 
and the rest of Europe, tons of agricultural products and foods are destroyed to keep sale 
prices high, and developing countries have never had much benefit from the abundance of 
food in Western countries. This could be a convincing argument to discuss with the public: 
We all know how important sentiment is in persuading people that something is good and true.” 
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dem gegenwärtig die Weltbevölkerung um etwa 1 Mrd. Menschen zu-
nimmt, erscheint die Gentechnik als Perspektive, bei der die Übertragung 
genetischer Information „mit erheblich verringertem Züchtungsaufwand 
möglich“ ist, womit eine „neue Dimension in der Pflanzenzüchtung“ eröff-
net werde (ebd.: 32). 

Das Hahlbrock’sche Argumentieren ist recht typisch für biotechnologi-
sche Politik in bezug auf Landwirtschaft und Ernährung in mehrerlei Hin-
sicht. Zum ersten steht jeglicher empirische Beleg für die These eines ver-
ringerten Züchtungsaufwandes aus, sowohl in zeitlicher385 wie erst recht in 
finanzieller386 Hinsicht. Zum zweiten wird stillschweigend so getan, als 
würden natürliche Ressourcen „unserer387 Erde“ nicht in einem extrem 
unterschiedlichen Maße von den Menschen im Norden und Süden ge- und 
verbraucht. Der Norden vernutzt etwa 80 % der fossilen Energieträger; 
diese Ländergruppe hinterläßt demzufolge den Bärenanteil von Schadstof-
fen, Produktionsrückständen etc. (vgl. Schmidt-Bleek 1993; van Dieren 
1995; von Weizsäcker et al. 1995; von Weizsäcker 1999). Ein exponentiel-
les Wachstum der Bevölkerung findet hingegen vor allem in Teilen von 
Afrika und Asien statt. Von den heute bekannten Fakten her muß daher das 
Syndrom aus Bevölkerungswachstum, lokaler und regionaler Umweltzer-

                                                      
385  Praktische Pflanzenzüchter wissen schon länger, daß die frühen Hoffnungen, aus durch 
Transformation erzeugten neuen Linien ließen sich relevant schneller neue Sorten auf den 
Markt bringen, nicht zutrifft. Sowohl die eigentliche Sortenentwicklung wie die Zulassungs-
schritte sind gleich lang, unabhängig davon, wie der Genotyp erzeugt worden ist. Und ob 
Zeitersparnis durch moderne Markertechniken in der Selektion erreicht werden kann, hängt 
wiederum vor allem davon ab, ob die selektierten Pflanzen hinterher ein auch nur annähernd 
befriedigendes Erscheinungsbild im Blick auf alle relevanten Eigenschaften bieten. 
386  Wenn man die Aufwendungen in der FuE für die Herstellung transgener Sorten mitrech-
net, so steht außer jeder Frage, daß transgene Sorten bis jetzt betriebswirtschaftlich deutlich 
schlechter abschneiden als konventionelle. Das gilt für mittelständische Firmen wie die 
KWS (persönliche Mitteilung) ebenso wie für Monsanto. Es wird interessant sein, zu beob-
achten, wie lange dieses negative Saldo von Aufwand und Ertrag von den Firmen toleriert 
werden wird (vgl. zu Monsantos Lage Mitte 1999: Benbrook 1999). Ende Dezember 1999 
wurde die Fusion von Monsanto und dem Pharma-Unternehmen Pharmacia & Upjohn be-
kanntgegeben, wodurch umsatzmäßig der elftgrößte Pharmakonzern entstanden ist. Der 
Monsanto-Vorstandsvorsitzende Robert Shapiro wurde aus dem operativen Entscheidungs-
gefüge ausrangiert (Die Welt 1999). 
387  Man beachte das Possessivpronomen. Dieses erscheint wiederholt bei Hahlbrock, auch in 
dem Titel seines Buches Kann unsere Erde die Menschen noch ernähren? (Hahlbrock 1991). 
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störung und globalen Gefährdungen der natürlichen Lebensgrundlagen 
deutlich in bezug auf die riesigen Diskrepanzen zwischen industrialisierten 
und nicht industrialisierten Ländern und auch innerhalb dieser zweiten 
Gruppe differenziert werden. Faktisch ist unsere Erde bislang im Nieß-
brauch des Nordens.388 

Zum dritten bleiben die sozialen und politischen Implikationen der vor-
geschlagenen Lösungspakete eines weiteren Vorantreibens der Orientie-
rung der Weltlandwirtschaft auf wenige Hochleistungsnutzpflanzen unerör-
tert. Dabei ist es nicht möglich, pflanzenzüchterische, anbautechnische, 
marktwirtschaftliche, ökologische und ernährungsbezogene Elemente aus-
einanderzuhalten und zu bestimmen, welches davon das wichtigste wäre; 
erst alle zusammen in ihren Eigenarten und Wechselwirkungen bilden die 
Situation und Basis für jegliche Veränderung. Es besteht von diesen außer-
pflanzenzüchterischen Elementen her nicht lediglich ein „indirekter Bezug 
zu unserem Thema“, wie Hahlbrock (1991: 29) unterstellt, sondern das 
Thema konstituiert sich erst durch die Zusammenschau. 

Zum vierten schließlich, mit der vorigen Defizienz eng zusammenhän-
gend, werden die Wirkungen bisheriger soziotechnischer Innovationen nur 
partiell, nämlich von ihrer quantitativen positiven Ertragsseite her,389 rezi-
piert. Zwar steht außer Frage, daß dem Merkmal des Ertrages große Bedeu-
tung zukommt. Allerdings waren und sind die hohen Erträge der Sorten der 
grünen Revolution nur zu erzielen durch den begleitenden Einsatz von 
chemischen Pflanzenbehandlungsmitteln und in vielen Landstrichen von 
Bewässerung. Es ist diese Trias der grünen Revolution, die in ihrer Ge-
samtheit für die regional stark gewachsenen Erntemengen, zugleich aber 
auch für große ökologische Schäden und soziale Verwerfungen390 ursäch-

                                                      
388  Pimentel et al. (1998) haben zu dem Verhältnis von Bevölkerungsentwicklung, Lebens-
standard im Norden und Ressourcenverbrauch einen der nicht sehr zahlreichen ausgewoge-
nen Beiträge geschrieben. 
389  Vgl. dazu die Abbildung bei Hahlbrock 1991: 28. 
390  Ökologische Schäden sind vor allem Vergiftungen von Menschen und (Trink-)Wasser, 
Versalzung von Böden, Artenrückgang der Nutzpflanzen und bei der Ackerbegleitflora und 
-fauna, Zerstörung von einmaligen Habitaten wie Regen- oder anderen Wäldern. Soziale 
Verwerfungen sind vor allem Verschuldungsprobleme durch die Diskrepanz von Erzeuger-
preisen für agrarische Produkte und die Preise für die industriell-chemischen Inputs sowie 
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lich ist. Diesen Zusammenhang erkennt Hahlbrock jedenfalls implizit an, 
indem er postuliert: „Wir müssen mehr qualitativ hochwertige Nahrungs-
mittel produzieren, ohne die dafür genutzte Fläche wesentlich auszuweiten, 
und müssen außerdem die Umweltbelastung innerhalb möglichst kurzer 
Zeit verringern“ (ebd.: 31). Die Quadratur des Zirkels ist aber durch alles, 
was heute in der landwirtschaftlichen Biotechnologie erkennbar ist, gar 
nicht zu lösen (vgl. die Abschnitte 2.2.3 und 2.2.4). Die Steigerung von 
spezifischen Stoffwechselleistungen von Nutzpflanzen ist zumeist nur mög-
lich auf Kosten anderer Leistungen.391 Ob die Erträge der Sorten der grünen 
Revolution ernährungsphysiologisch gleich wertvoll sind wie die der ver-
drängten Landsorten, steht dahin.392 Schließlich bleibt zu bedenken, daß 
heutige Biotechnologie für nicht industrialisierte Länder sich auf eben die-
jenigen Sorten und Arten bezieht, die sich in der grünen Revolution be-
währt haben. Also ist auch hier kein Weg zu sehen, der von den hohen öko-
logischen Lasten wegführte (Science 1999a). 

Im landwirtschaftsbezogenen Forschungsbereich wird in den meisten in-
dustrialisierten und auch in vielen nicht industrialisierten Ländern in staatli-
chen Forschungseinrichtungen an angewandten wie grundlegenden Fragen 
der Nahrungsmittelproduktion und Ernährung gearbeitet. Zur Förderung 
der Landwirtschaft in den nicht industrialisierten Ländern, vor allem der 
Tropen und arider Gebiete, existiert ein Verbund von internationalen Agrar-
forschungszentren (Consultative Group on International Agricultural Re-
search, CGIAR). Die gewerbliche Seite wird von Firmen aus dem Agro-
Business abgedeckt, die sich mit Saatgutproduktion, landwirtschaftlicher 

                                                      
die Entstehung oder Verstärkung von Klassenbildung infolge der Durchsetzung von 
Geldwirtschaft. 
391  Dieser Umstand ist für Pflanzenzüchter eine lange bekannte Tatsache, die Grundlage 
dafür ist, daß zur Erzielung einer rundum besseren Sorte viele Kreuzungsvorgänge unver-
zichtbar sind, da bei den Ausgangspflanzen die Stärke eines Merkmals sehr oft mit eklatan-
ter Schwäche bei anderen Merkmalen korreliert. 
392  Es ist merkwürdigerweise in der offiziellen Wissenschaft kaum zur Kenntnis genommen 
worden, daß bei den ertragreichsten Sorten der grünen Revolution möglicherweise der Ge-
halt an Spurenelementen in den Körnern relativ niedrig ist. Untersuchungen des Vorkom-
mens von Kinderkrankheiten in mehreren Ländern haben einen Mangel an solchen Spuren-
elementen bei vielen Kindern ergeben, der, wenn die Ausgangshypothese zutreffen sollte, 
durch die Abhängigkeit dieser Kinder von zumeist einem Hauptnahrungsmittel sowohl 
bedingt wie zugleich nicht lösbar wäre. 
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Chemie oder beidem befassen.393 Bei den Forschungszielen und -prioritäten 
gibt es deutliche Unterschiede zwischen den Ländergruppen. Während in 
den nicht industrialisierten Ländern traditionell und auch perspektivisch die 
Ertragssteigerung weit vor allen anderen Merkmalen rangiert, geht es in 
den industrialisierten Ländern, die guten Teils mit landwirtschaftlichen Über-
schüssen hantieren, um Diversifizierung und Minderung der ökologischen 
Schäden durch landwirtschaftliche Produktion. Die bis heute vermarkteten 
transgenen Nutzpflanzen sind, wie bereits festgestellt, solche für Anwen-
dungen in den industrialisierten Ländern. Zwar wird auch an Arten ge-
forscht, die für die Ernährungssicherung in den nicht industrialisierten Län-
dern bedeutsam sind, aber in den Instituten der OECD-Länder ist die über-
wältigende Priorität für Forschungsziele der nördlichen Landwirtschaften 
unübersehbar. Bei den CGIAR-Instituten ist die Situation nicht so klar. Die 
Finanziers und die nördliche Wissenschaft drängen stark dazu, schwer-
punktmäßig molekularbiologische und -genetische Methodiken zu über-
nehmen, Unternehmen aus der Agro-Branche bieten Kooperationen an, 
allerdings zu Eigenschaften der Nutzpflanzen, bei denen die firmeneigenen 
patentierten Konstrukte eine wichtige Rolle spielen. 

In den industrialisierten Ländern findet eine Subventionierung der Land-
wirtschaft aus Steuermitteln statt, die relativ weit höher ist als in den nicht 
industrialisierten Ländern. In dem Subventionslegitimierungs-, -entschei-
dungs- und -verteilungssystem fehlen – insoweit gibt es Parallelen zum Ge-
sundheitssektor – sowohl transparente Prozeduren zur Auswahl von Priori-
täten aus den komplexen und in sich hochwidersprüchlichen Zielbündeln 
als auch kohärente Kontroll- und Evaluationsmechanismen. Diese Dys-
funktionalitäten und Verwerfungen in den gesellschaftlichen Landwirt-
schaftsstrukturen394 sind zwar nicht auf Grund biotechnischer Innovationen 

                                                      
393  Die Produkte dieser Firmen bedienen die existierenden Märkte, die sich fast vollständig 
in den industrialisierten Ländern befinden. Im ganz überwiegenden Teil der Weltlandwirt-
schaft wird allerdings Subsistenzlandwirtschaft betrieben; nicht der Zukauf von Saatgut und 
Chemikalien ist hier die Regel, sondern die Verwendung eines Teils der eigenen Ernte als 
Saatgut für die kommende Saison und der Einsatz menschlicher, vor allem fraulicher Ar-
beitskraft. Vgl. dazu Lang 1996 und als Überblick mit theoretischen Bezügen Komlosy et al. 
1997, darin insbesondere die Beiträge von Andrea Komlosy et al. und Franz Delapina. 
394  Diese finden ihre Fortsetzung wie Bedingung in den Regularien des GATT/WTO, die 
eine industrialisierte Vorstellung von Landwirtschaft global etablieren sollen. 
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herbeigeführt worden; die existierenden und viele absehbare biotechnische 
Neuerungen indessen tragen ersichtlich nicht zu deren Verminderung bei, 
teils – wie bei dem rBST – sogar zu einer Verstärkung. Die propagierten 
Ziele der biotechnologischen Politik stehen in einer losen oder wider-
sprüchlichen Beziehung zu den tatsächlich prioritär verfolgten Forschungs-
zielen. Die moralische und weltpolitische Grundlegung biotechnischer In-
novationen zur Ernährungssicherung erscheint partiell und nur unter 
positiver Annahme vieler weiterer Randbedingungen möglich.395 

Biotechnologische Politik, so das Ergebnis der Revue im medizinischen 
und landwirtschaftlichen Feld, operiert mit Zieldefinitionen, die mit bio-
technisch-wissenschaftlichen Mitteln gar nicht oder nur sehr partiell er-
reicht werden können. Zudem richten sich die tatsächlichen Prioritäten in 
Forschung wie Anwendung eher auf wissenschaftlich oder gewerblich ge-
winnträchtige Unternehmungen als auf die empirisch vorfindlichen Haupt-
probleme. Schließlich werden, vor dem Hintergrund fehlender oder rudi-
mentär ausgebildeter Mechanismen von gesellschaftlicher Zielfindung oder 
Evaluation, alle neuen oder neu-alten normativ aufgeworfenen Probleme im 
Zuge des wissenschaftlich-technischen Fortschreitens der Gesellschaft auf-
gehalst, die dafür wiederum nicht eingerichtet ist. Dieser Befund mag sich 
für andere technologische Innovationen auch ergeben; in bezug auf die 
moderne Biotechnologie resultiert eine spezielle Brisanz aus dem Zusam-
mentreffen von Gegenständen der wissenschaftlichen Modifikationen mit 
so sensiblen Bereichen menschlichen Lebens wie Essen und Gesundheit. 

Wie durch ein Brennglas zusammengefaßt finden sich viele Prätentio-
nen der geschilderten biotechnologischen Politik in einer 1998 veröffent-
lichten Delphi-Studie zur globalen Entwicklung von Wissenschaft und 

                                                      
395  Solch fragile Rechtfertigungskonstrukte finden wir auch in bezug auf Felder wie nach-
wachsende Rohstoffe oder functional food. Im Fall der nachwachsenden Rohstoffe ist das 
Grundproblem die Flächenkonkurrenz: Auf Flächen für nachwachsende Rohstoffe können 
dieserhalben keine Nahrungs- oder Futtermittel angebaut werden. Das ganze Vorhaben steht 
und fällt also mit der Verfügbarkeit von Flächen. Die überwiegend debattierten Fragen der 
Energie- und Umweltbilanzen stellen sich, wichtig genug, erst nach der Flächenfrage. Func-
tional food erscheint mir als ein weiteres Exempel symptomatischer Nachsorge für die 
Länder des Nordens. Bei einer halbwegs ausgewogenen Diät ist die Erzeugung speziell 
fettarmer, vitaminangereicherter o. ä. Nutzpflanzen ebenso unnötig wie selbstschädliche ge-
genwärtige Verhaltensweisen befestigend. Nutznießer derartiger Erzeugnisse wären im we-
sentlichen industrielle Verarbeiter. 



 3.2 Biotechnologische Politik 305 

Technik (FhG-ISI 1998).396 Aus den zwölf angesprochenen Themenfel-
dern397 seien zwei für unseren Zusammenhang besonders wichtige heraus-
gegriffen. In dem Themenfeld „Gesundheit & Lebensprozesse“ finden sich 
unter anderem folgende Aussagen:398 
• „Die Pathogenese von Krebs wird durch die Identifizierung der meisten 

Gene, die an der Krebsentstehung beteiligt sind, sowie durch die Auf-
klärung des Wirkungsmechanismus der Umweltfaktoren, die die Krebs-
entstehung fördern, aufgeklärt“ (2012) (FhG-ISI 1998, Methoden- und 
Datenband: 138). 

• „Die Pathogenese von psychischen Erkrankungen (wie z. B. manisch-
depressive Psychose, Schizophrenie) wird auf molekularer Ebene auf-
geklärt“ (2014) (ebd.: 140). 

• „Die neurochemischen Mechanismen des Alkoholismus und seine gene-
tischen Komponenten werden aufgeklärt“ (2013) (ebd.: 152). 

• „Mit Hilfe von biotechnologischen und gentechnischen Verfahren her-
gestellte Therapeutika ersetzen mehr als die Hälfte der chemisch synthe-
tisierten Therapeutika“ (2018) (ebd.: 162). 

• „Die neurobiologischen Grundlagen von Gehirnfunktionen, wie z. B. 
Lernen, Gedächtnis, logische Schlußfolgerungen, Emotionen, Sprache, 
Schlafen und Träumen, werden aufgeklärt“ (2018) (ebd.: 156). 

In dem Themenfeld „Landwirtschaft & Ernährung“ finden sich unter ande-
rem die folgenden Aussagen: 

                                                      
396  Ein methodisches Problem bei Delphi-Studien ist die Tendenz zur Selbstbestätigung, mit 
anderen Worten: zur Bestätigung einer präexistenten Vorurteilsstruktur. Dieser mögliche 
Nachteil ist allerdings für meine Untersuchungszwecke gerade ein Vorteil. Ein weiterer 
Vorteil liegt darin, daß die Autoren der Studie auch Realisierungszeiträume mit erfragt 
haben, so daß es nicht allein um abstrakte Zielvorstellungen, sondern auch um Fragen der 
Einschätzung einer Realisierungschance ging. 
397  Die Themen sind: Information & Kommunikation, Dienstleistung & Konsum, Manage-
ment & Produktion, Chemie & Werkstoffe, Gesundheit & Lebensprozesse, Landwirtschaft 
& Ernährung, Umwelt & Natur, Energie & Rohstoffe, Bauen & Wohnen, Mobilität & 
Transport, Raumfahrt, Großexperimente (FhG-ISI 1998, Band Zusammenfassung: 9). 
398  Die Jahresangaben des möglichen erreichbaren Realisierungszeitpunktes, die im folgen-
den im Anschluss an die einzelnen Aussagen genannt werden, ergeben sich aus dem Median 
der Aussagen derjenigen Antwortenden, die sich selbst als Fachleute eingestuft haben. 



306 III. Kapitel 

• „Die genetische und physiologische Regulation der Stoffwechselwege 
in Pflanzen und Bäumen wird aufgeklärt und ermöglicht die gezielte 
Steigerung der Effizienz, mit der bedeutende nachwachsende Rohstoffe 
(z. B. Öle und Fette, Zucker, Stärke, Fasern) und neuartige industrielle 
Produkte (z. B. neuartige Agrochemikalien, Pharmaka, Impfstoffe, bio-
abbaubare Kunststoffe, Bau-Verbundwerkstoffe) synthetisiert werden“ 
(2008) (ebd.: 166). 

• „Es werden gentechnische Methoden entwickelt, die die gezielte Verän-
derung polygen bedingter Eigenschaften in den meisten wirtschaftlich 
bedeutenden Nutzpflanzen ermöglichen“ (2010) (ebd.: 166). 

• „Die Nutzung transgener Tiere, denen Gene übertragen wurden, die die 
Abwehr-Reaktionen bei Xenotransplantationen hemmen oder verhin-
dern, ist für Transplantationstherapien innerer Organe weit verbreitet“399 
(ebd.: 174). 

• „Mit Hilfe der Gentechnik gelingt es, in viele Massenkulturpflanzen 
Gene einzuschleusen, die sie zur Luftstickstoffbindung befähigen, wo-
durch die Düngung mit Mineraldüngern mit ihren Umweltfolgen wei-
testgehend ersetzt werden kann“ (2025) (ebd.: 174). 

• „Es wird bewiesen, daß die breite Anwendung von Techniken und Me-
thoden der modernen Biotechnologie keine negative Auswirkung auf 
den Erhalt der genetischen und der Artenvielfalt im Landwirtschaftssek-
tor hat“ (2005) (ebd.: 176). 

• „Durch Ökosystemforschung im geschlossenen System (Biosphäre II 
und folgende) wird das Verständnis für das globale Ökosystem so ver-
bessert, daß globale Rahmenbedingungen für das Überleben der Mensch-
heit geschaffen werden“ (2015) (ebd.: 176). 

• „Agrarlandschaften – auch neu zu entwickelnde in ehemaligen Wüsten 
und am Polarkreis – werden von speziellen Landschafts-Nutzungsbüros 
standortgerecht geplant und kontrolliert“ (2018) (ebd.: 176). 

• „Der Einfluß der Ernährung auf die menschliche Gesundheit wird ur-
sächlich geklärt“ (2007) (ebd.: 184). 

                                                      
399  Zu dieser Aussage hat sich niemand als Experte eingestuft, so daß es keine Abschätzung 
von Realisierungszeiträumen gibt. 



 3.2 Biotechnologische Politik 307 

Aus diesen ausgewählten komplexen Zielen und Meilensteinen eines unter-
stellten wissenschaftlich-technischen Vorankommens, die von den selbst-
bezeichneten Sachkundigen als in Zeiträumen von 7 bis 32 Jahren erreich-
bar eingestuft wurden, ließen sich Rückschlüsse ziehen hinsichtlich der 
Rationalität von Wissenschaftlern. Diesen Gedanken will ich hier nicht 
weiter verfolgen. Für den hier interessierenden, als prekär behaupteten Zu-
sammenhang von Zielen und Mitteln in der Entwicklung der Biotechnolo-
gie ist ersichtlich, daß die meisten Ziele zwar als realisierbar erachtet werden, 
aber in Zeiträumen, die jenseits der Handlungsrahmen von wissenschaftli-
chen Institutionen, Industrieunternehmen und öffentlicher Politik liegen. 
Und wiederum gilt in bezug auf die aufgeführten Ziele, daß zu deren jewei-
liger Realisierung vielfach keineswegs allein naturwissenschaftlich-techni-
sche Erkenntnisse und Handlungsmöglichkeiten, sondern eine ganze Kas-
kade von gesellschaftlichen und individuellen Organisationsleistungen 
gehören würden. Auch wenn man in Rechnung stellt, daß es in der Studie 
nicht um die Exploration von Korridoren für reale Entwicklungen oder gar 
um konsistente Szenarien, vielmehr um individuelle Erwartungs- und Beur-
teilungshorizonte geht, so fällt doch bei etlichen Thesen ein quasi-kindlicher, 
anscheinend von keiner Disziplin des Denkens zurechtgerückter Wunder-
glaube an die schier unbegrenzten Möglichkeiten naturwissenschaftlichen 
Entdeckungs-, Erfindungs-, Herstellungs- und Weltgestaltungsgeistes ins 
Auge. In der Kombination von Herstellungs- und Gestaltungsintentionen 
kann die Rede von den globalen Rahmenbedingungen für das Überleben 
der Menschheit allerdings sehr schnell in die ungute Nachbarschaft von au-
toritären bis diktatorischen Rezepturen geraten.400 

                                                      
400  Das geht bis hin zu biotechnokratischen Reglements für die Reduzierung der Weltbevöl-
kerung; vgl. dazu beispielsweise Markl 1995. 
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3.3 Freiheit der Wissenschaften:  
Verantwortung als grundlegendes Element  
der Bewahrung der Freiheit 

Ich habe in der vorliegenden Arbeit verschiedentlich zu zeigen und zu ar-
gumentieren versucht, daß die rapide Entwicklung der modernen Biotech-
nologie dem Zusammentreffen von Krisen und Defizienzen des industria-
listischen Wirtschaftens, insbesondere durch die Schädigung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, der Konzeptionsarmut der Politik in den OECD-Län-
dern sowie dem Zusammenspiel von Medizinbetrieb (Kliniken, Industrie) 
und assoziierten Wissenschaften wesentliche Impulse verdankt. In der De-
batte um die Implikationen wiederum spielen neben den Prospekten und 
Nebenwirkungen biotechnologischer gesellschaftlicher Kuren die oft als 
Antipoden erscheinenden Normen von Freiheit der Wissenschaften einer-
seits und Verantwortung für (unübersehbare) Folgen andererseits eine zen-
trale Rolle. Es ist deswegen von Belang, sich das Verhältnis von Freiheit 
und Verantwortung in bezug auf den Gegenstand der vorliegenden Arbeit 
noch einmal näher anzusehen. 

3.3.1 Elemente und Begrenzungen der  
Freiheit der Wissenschaften 

Das Postulat der Freiheit der Wissenschaften ist historisch aus zwei Quel-
len gespeist. Die eine ist die der Einsicht in die Nützlichkeit und Machtför-
derlichkeit einer von religiösen Vorschriften entlasteten modernen Wissen-
schaft (Rossi 1997); die andere ist die der Menschen- und Bürgerrechte, 
innerhalb derer die Wissenschaftsfreiheit ein institutionell spezialisierter 
Teil der Gedanken-, Meinungsäußerungs- und Versammlungsfreiheit ist. 
Nun sollte man sich diese beiden Quellen nicht als säuberlich geschieden 
vorstellen. Vielmehr waren sie zu verschiedenen Zeiten, in unterschiedenen 
Herrschaftssystemen und in bezug auf jeweils andere Gegenstände in diffe-
rierenden Kombinationen und Mischungen präsent. Im Kontext der moder-
nen Biotechnologie ist vor allem wichtig zu sehen, daß diese Quellen sich 
zueinander kontradiktorisch verhalten können. Das ist nicht weiter verwun-
derlich, denn Nützlichkeit ist zunächst eine ins Ökonomische involvierte 
Kategorie, für die es institutionelle und teleologische Prämissen gibt, die 
ihrerseits dem Raum der Freiheit Grenzen setzen; zugleich beinhaltet sie 
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deren materielle und institutionelle Fundierung, mittels derer die nützlichen 
Erträge aus der wissenschaftlichen Betätigung verbessert bzw. vergrößert wer-
den sollen. Auch diese Verbindung enthält ein Potential der Zweckorientie-
rung, womöglich der Finalisierung von Wissenschaften. Freiheit der Wis-
senschaften als Ausdruck basaler Menschenrechte, als eine Bedingung 
einer menschenwürdigen gesellschaftlichen Ordnung hingegen hat in sich 
selbst nur eine Grenze in eben derselben Freiheit der Mitmenschen (Biele-
feldt 1998, historisch: 85-111). Diese Freiheit hat keine nach Zwecken, 
Nutzen, Erträgen, Zielen zu ermessenden Begrenzungen. Sie gehört sozu-
sagen zur unabdingbaren Grundausstattung der erstrebten menschlich-ge-
sellschaftlichen Konstitution. Sie ist eine Freiheit von Einschränkungen 
durch institutionelle oder dogmatische Rahmungen des Denkhorizontes. 
Das faktische Ausmaß dieser menschlichen Freiheit hängt von der Inan-
spruchnahme durch die Menschen ab. Dazu bedarf es zunächst keiner be-
sonderen institutionellen und materiellen Vorkehrungen.401 

Das 20. Jahrhundert hat, im Kontext und Gefolge und in der Vorberei-
tung seiner großen und kleinen Kriege, in vielen Feldern der Wissenschaf-
ten eine wesentliche Veränderung der Bedingungen der Forschungs- und 
Wissenschaftsfreiheit zutage gefördert (Sassower 1997).402 In der staatlich-
politisch organisierten Großforschung amalgamieren die widersprüchlichen 
Elemente der Freiheit des wissenschaftlichen Denkens und der Kommuni-
kation des Gedachten mit der Finalisierung der aufgegebenen wissenschaft-
lichen Arbeiten zu gouvernementalen Instanzen, die wiederum wichtige 
Bestandteile der sich im Nachkrieg entwickelnden speziellen Technologie-
politik bilden (Lundgreen et al. 1986; Mukerji 1989; komparativ: Solingen 
1994; Weinberg 1970; Hughes 1998). Wie wir verschiedentlich schon se-
hen konnten, tritt die moderne Biotechnologie sowohl in ihren molekular-
biologischen Frühformen (Cairns et al. 1992) wie in ihrer gentechnischen 

                                                      
401  Das betrifft das Denken. Der Unterhalt von Institutionen, allemal der experimentellen 
Forschung, und das Publizieren wie allgemein das öffentliche Kommunizieren bedürfen sehr 
wohl materieller Mittel. Thomas Meyer (1994) weist unter Bezug auf Karl Popper auf die 
Dialektik von frei gedachten Institutionen und tatsächlicher Inanspruchnahme von Freiheit 
hin. Nur ein lebendiges Wechselspiel beider Elemente resultiert in gesellschaftlicher Freiheit. 
402  Sassower erinnert daran, daß “the horrors of World War II went beyond those of other 
wars primarily because of the devices that were used: the atomic bomb in the cases of Hi-
roshima and Nagasaki and the gas chambers in Nazi concentration camps” (Sassower 1997: xii). 
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Periode (Rheinberger 1998)403 in dieser Welt der Noch-Nicht- oder der 
Nicht-Mehr-Kriege und der technologiepolitischen, ökonomischen und ge-
sellschaftspolitischen Systemkonkurrenz in Erscheinung. Um etwas genauere 
Vorstellungen von Begrenzungen von Wissenschaftsfreiheit in der Bio-
technologie entwickeln zu können, erscheint es geboten, die Orte der wis-
senschaftlich-technischen Praxis der Biotechnologie und deren Umfeld zu 
betrachten. 

Grundsätzlich, das heißt der Verfassung gemäß, erstreckt sich die For-
schungsfreiheit auf öffentliche wie industrielle Forschungseinrichtungen. 
Für die industriellen Labore gilt allerdings, daß durch die strategische Defi-
nition der Forschungsbereiche und -aufgaben in den Unternehmen (Specht 
& Beckmann 1996: 417-444), dazu durch die arbeitsvertraglichen Bestim-
mungen für die angestellten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, von 
einer tatsächlichen Freiheit nur in einer residualen Qualität gesprochen 
werden kann. Dieser Befund gilt auch für die kleinen, neugegründeten Bio-
technologie-Unternehmen (Senker 1998; Moses & Cape 1991). Die Fokus-
sierung auf eine Technik oder einige wenige Techniken, auf ein Produkt 
oder einige wenige Produkte sowie der chronische Kapitalmangel führen 
auch in solchen Firmen zu einer strikten Festlegung. Demnach stellen sich 
die normativen Probleme der Begrenzung von Wissenschaftsfreiheit haupt-
sächlich in bezug auf, in und durch öffentlich finanzierte oder chimäre404 
Institutionen. In letzteren erscheint offenkundig, daß Freiheit nurmehr vor-
handen ist im Sinne der Auswahl von Experimentalstrategien in der Ver-
folgung der zuvor festliegenden Ziele und Aufgaben. Insoweit unterschei-
den sich solche Organisationsformen zwar, aber eher graduell von privaten, 
industriellen. Ähnliches zeigt sich bei Verbundprojekten, Forschungsver-
bünden u. ä., die sich vor allem nach dem Umfang der Arbeiten, der Zahl 
der beteiligten Institutionen und der Dauer der Arbeit differenzieren. Zu 

                                                      
403  Merkwürdig bleibt an dem interessanten Überblick Rheinbergers, daß er die wechselsei-
tigen Verflechtungen von wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Sphären in der Biotech-
nologie mit keinem Wort thematisiert. Ganz ähnlich Rudolf Hausmann, der erst anläßlich 
eines NIH-internen Streits um die Führungsposition in der Human Genome Initiative zwi-
schen James Watson, Bernadine Healey und Craig Venter erwähnt, daß auf dem Wege von 
Indiskretionen die Beteiligung von James Watson an mehreren Gen-Tech-Firmen skanda-
liert worden sei (Hausmann 1995: 208-209). 
404  Damit sind hier Mischformen aus öffentlicher und industrieller Fundierung gemeint. 
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diesem Bereich gehören auch die Ressortforschungseinrichtungen diverser 
Ministerien.405 Diese sind, zwar in unterschiedlicher Weise, aber doch über-
wiegend durch Historie, Leitungsstrukturen und Auswahlmechanismen für 
das wissenschaftliche Personal Orte mit deutlich eingegrenzter Freiheit des 
wissenschaftlichen Arbeitens.406 

In der Vorgabe von Zielen und Aufgaben liegt die unmittelbarste Be-
grenzung und Direktion von wissenschaftlicher Freiheit.407 Indessen wirken 
auch materielle Ressourcen als befreiende oder begrenzende Determinan-
ten. Das ist an der Biotechnologie geradezu prototypisch zu beobachten. 
Die Ausübung von wissenschaftlicher Freiheit ist hier nämlich, jedenfalls 
teilweise, von einem ständigen, möglichst ständig wachsenden Zustrom 
von Mitteln für Bauten, Apparate, Klone, Literatur, Reisen, Beschäftigte, 
Tiere etc. abhängig.408 Programmatische und physisch-materielle Hand-
lungsspielräume und vorgängige Entwicklungs- und Entscheidungsproze-
duren finden sich nun nicht säuberlich getrennt. Vielfach hängen in der 
modernen Biotechnologie nicht nur einzelne Forschungsvorhaben, sondern 
ganze Institutionen wenn nicht in ihrer Existenz, so in ihren Entfaltungs-
möglichkeiten von der revolvierenden Akquisition relevanter Ressourcen 
aus dedizierten Programmen ab. Man könnte mithin unter dem Blickwinkel 

                                                      
405  In den USA sind für Forschungsfragen wichtig vor allem das Department of Defense und 
das Department of Energy, in Deutschland hauptsächlich das Bundesforschungsministerium. 
406  Eine weitere, schon erwähnte Quelle von Interferenzen resultiert aus Misch- und Doppel-
rollen solcher Institute, zum Beispiel in Genehmigungsverfahren oder als ausführende In-
stanzen für Gesetze und andere Vorschriften. 
407  Weinberg (1970: 201) formuliert einen derartigen programmatischen Zugriff zu Lasten 
von Forschungsfreiheit noch ganz im Brustton des Fortschrittsglaubens der 1960er Jahre so: 
„Biomedizinische Wissenschaft wird nicht betrieben und – was noch wichtiger ist – wird 
von der Gesellschaft nicht allein deshalb gefördert, damit sie dem leidenschaftlichen und 
erfolgreichen biomedizinischen Forscher eine höhere Befriedigung gewährt. Sie wird in 
wirklich großem Maßstab einzig deshalb subventioniert, weil aus ihr heraus Möglichkeiten 
entstanden, die Krankheit der Menschen zu bekämpfen. Wenn zur Entwicklung einer bio-
medizinischen Forschung viel größeren Umfangs ein Stil notwendig ist, der im Gegensatz 
zu dem traditionellen Stil steht, dann wird er akzeptiert werden müssen, selbst dann, wenn er 
die Empfindungen derjenigen verletzt, die an dem traditionellen Modell wissenschaftlicher 
Organisation hängen.“ 
408  Diese Feststellung muß allerdings präzisiert werden. Sie gilt unter der Bedingung, daß 
die verfolgten Forschungsstrategien so sind, wie sie sind. Ob dies die einzige und zwangs-
läufige Möglichkeit ist, muß skeptisch dahingestellt bleiben. 
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von programmatischen Präskriptionen für programmabhängige Wissen-
schaftsgebiete ganz generell von einer eingeschränkten Freiheit des wissen-
schaftlichen Arbeitens sprechen. Dies gilt unter der Voraussetzung, daß die 
Forschungsprogramme den daran potentiell oder faktisch Interessierten 
sozusagen als etwas Äußerliches gegenübertreten, das ohne Berücksichti-
gung ihrer jeweiligen speziellen Forschungsstrategien, experimentellen Me-
thoden und Möglichkeiten und ohne ihr aktives Mittun definiert worden ist. 

In diesem Knotenpunkt des Bedingungsgefüges von Möglichkeiten der 
wissenschaftlichen Freiheit ist ein recht uneinheitliches Bild mit stark hie-
rarchischen Zügen zu erkennen. Wir finden einerseits Institute, Arbeits-
gruppen, Departments, Kliniken u. ä., deren leitende Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler zu denjenigen Zirkeln gehören, die wesentlich bei der 
thematischen und methodischen Ausformung von Forschungsförderungs-
programmen mitwirken, sei es bei der nationalen, bundesstaatlichen oder 
regionalen409 Regierung, sei es bei wissenschaftlichen Akademien, nationa-
len und internationalen Stiftungen, wissenschaftlichen Fach- und For-
schungsfinanzierungsgesellschaften, intermediären Organisationen, Organi-
sationen der UN u. ä. Für diese Wissenschaftlerinnen und Institute ist – bis 
auf den Umstand, daß bisweilen Kompromisse inter pares unumgänglich 
sind – ein Maximum an Freiheit möglich durch ein, allerdings meist nur 
fast vollständiges, Zusammenfallen von eigener wissenschaftlicher Interes-
senartikulation und Definition von Förderungsprogrammen; derartige Kon-
stellationen von hegemonialen wissenschaftlichen Akteuren410 sind durch-
aus nicht nur kurzfristiger Natur.411 Unterhalb dieses Reiches der Freiheit 
der Wissenschaften stehen die meisten wissenschaftlichen Einrichtungen, 
                                                      
409  Zum Beispiel der Kommission der EU. 
410  Ein wichtiges Element solcher Zustände sind Mechanismen der Selbstreferenz oder 
positiven Rückkopplung zwischen Wissenschaft und Wissenschaftspolitik; vgl. dazu Ab-
schnitt 2.4.2. Ich werde darauf später noch zurückkommen. 
411  Für die EU im Feld der Biotechnologie vgl. Bongert 1999. Kay (1993) beschreibt solche 
Mechanismen zwischen den führenden Männern am California Institute of Technology und 
der Rockefeller Foundation für die Frühzeit der Molekularbiologie, ein Phänomen, das sie 
“cultural resonance between patronage and science” nennt (Kay 1993: 11). Kay sieht diesen 
Zusammenhang als bedeutende Entstehungsbedingung für die technologisch orientierte 
Biologie (ebd.: 281): “The rise of the new biology was a process of consensus formation in 
which the Rockefeller Foundation and an academic elite reinforced each other’s interests, 
forming a hegemonic bloc sustained by a system of incentives and power sharing.” 
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die teils durchaus Einfluß auf Forschungsprogramme in ihrem Gebiet ha-
ben, im wesentlichen aber die Konkurrenzen um die anderenorts definierten 
Ressourcen austragen. Die Freiheit dieser Akteure besteht nun hauptsäch-
lich darin, unter verschiedenen Programmen ihre Beteiligung zu wählen412 
und im übrigen daran zu arbeiten, in den Kreis der Definierenden zu gelangen. 

Ein in bezug auf die moderne Biotechnologie langjährig, vielfach und 
heftig disputierter Aspekt von Forschungsfreiheit ist die Regulierung, hier 
verstanden als öffentlich-rechtliche Vorschriften. Von den Proponenten 
(vgl. zum Beispiel Cantley 1995; Hahlbrock 1991; Winnacker 1993; DFG 
1996; im Ergebnis ähnlich: Kass & Wilson 1998; Krimsky 1985; Krimsky 
1991) sind Regulierungen immer wieder als mindestens forschungshem-
mend, wenn nicht forschungsfreiheitsavers qualifiziert worden (siehe dazu 
auch Abschnitt 1.2.2 dieser Arbeit). Auf der Ebene der Freiheit des Den-
kens, der Forschungsmethodik, der Kommunikation des Gedachten sehe 
ich durch noch bestehende oder früher geltende Regulierungen allerdings 
keinerlei Begrenzungen der Forschungsfreiheit. Die Regulierungen bezo-
gen bzw. beziehen sich auf räumliche, personelle und prozedurale Vor-
sichts- und Sicherheitsmaßnahmen.413 Die wenigen Fälle eines Untersagens 
von Experimenten414 wird man schwerlich als Begrenzungen von wissen-
schaftlicher Freiheit sehen können, die über die apriorische Grenze hinaus-
gehen, die einer Wissenschaftsfreiheit ebenso wie allen anderen Freiheiten 
notwendig gesetzt sind. 

Eine tatsächlich relevante Einschränkung der Wissenschaftsfreiheit re-
sultiert aus der Patentierbarkeit von biotechnischen Konstrukten, Teilen von 
                                                      
412  Der tatsächliche Grad dieser Freiheit hängt hauptsächlich von der eigenen finanziellen 
Lage und dem Renommee des Programms ab; in den meisten Fällen ist er demnach als 
niedrig anzusetzen. 
413  Eine wichtige Rolle in der Regulierung spielt die Selbstregulierung durch Ethikkommis-
sionen im ärztlich-medizinischen und Sicherheitskommissionen (zum Beispiel die ZKBS 
nach dem Gentechnikgesetz) im übrigen biotechnischen Bereich. Diese Fragen werden hier 
nicht weiter erörtert; ich werde darauf im Abschnitt 3.3.5 zurückkommen. Die Literatur 
merkt durchgängig an, daß die Arbeitsweise und die Entscheidungen derartiger kollegialer 
Beobachtungsinstanzen auf die Ermöglichung von Experimenten, nicht auf deren Behinde-
rung orientiert sind. Dieses ist zugleich eine häufiger zu hörende Kritik, die hierin ein Ver-
sagen von Kontrolle sieht; vgl. dazu van den Daele & Müller-Salomon 1990; zur ZKBS 
kritisch Gill et al. 1998. 
414  Zum Beispiel Keimbahntherapie, Klonen von Menschen, Freisetzung pathogener Viren. 
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Organismen und genetischem Material. Wiewohl das Prinzip wie das Aus-
maß einer Patentierbarkeit lebenden Materials umstritten ist, bestehen schon 
seit geraumer Zeit restriktive Wirkungen für die wissenschaftliche Zusam-
menarbeit und die Kommunikation und Publikation von Ergebnissen wis-
senschaftlicher Untersuchungen sowohl auf Grund der Praxis von Patentin-
habern wie durch die Selektion von Themen und auch die Umorientierung 
wissenschaftlicher Publikationspraxis unter Patentierbarkeitsgesichtspunk-
ten.415 Diese Konstellationen und Mechanismen zeitigen verschiedene Kon-
sequenzen: 
• Monopolisierung von technisch-wissenschaftlichem Wissen. Wenn Pa-

tentinhabende nicht geneigt sind, Lizenzen zu vergeben, können be-
stimmte biotechnische Konstrukte oder auch Techniken anderwärts und 
anderweitig nicht legal genutzt werden. Es gibt daher einen Wettlauf bei 
Patentanmeldungen, die Patentformulierung möglichst umfassend anzu-
legen. Je umfassender das Patent, desto mehr Lizenznehmer oder Kon-
kurrenten sind gezwungen, sehr teure Patentprozesse zu führen.416 

• Selektion potentiell patentierbaren Wissens. Nicht nur in Industrieunter-
nehmen, auch in öffentlichen Forschungsinstituten und Universitäten 
wird, vor allem auf Grund von Hoffnungen auf zukünftige Lizenzein-
nahmen, in patentträchtigen Gebieten wie der Biotechnologie zuneh-
mend darauf gesehen, daß vor der Veröffentlichung von wissenschaftli-
chen Ergebnissen deren Patentabilität geprüft worden ist. Der damit 
verbundene Zeitverlust für die Kommunikation der Forschungsmetho-
den und -ergebnisse wäre wohl hinnehmbar, wäre da nicht die mittelba-
re Konsequenz eines derartigen Blicks auf wissenschaftliche Ergebnisse. 

                                                      
415  Die Patentierungsfragen, von einigen OECD-Ländern – allen voran den USA – politisch 
sehr hochgespielt, werden mittlerweile in den Mechanismen der WTO als Faustpfand ge-
nutzt, um nicht industrialisierte Länder, vor allem solche, in denen ausbeutbare genetische 
Reserven vermutet werden, zu einer Politik zu drängen, die den Patentgesetzen der USA 
oder dem Europäischen Patentübereinkommen gemäß ist. Dieser Fragenkreis wäre einer 
eigenen eingehenden Untersuchung würdig. Vgl. dazu engagiert gegen die Patentierbarkeit 
von lebendem Material: Ho 1998; Korten 1998. 
416  Es gibt eine unübersehbare Zahl von infringement-Prozessen zu biotechnischen Patenten, 
hauptsächlich in den USA. Ein Beispiel ist ein Testverfahren zur Hepatitis Typ C (Science 
1999b). Jede dritte Ausgabe von Science berichtet über derartige Prozesse, in denen es 
oftmals um große Summen geht. 
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Da Patentgesetze vorgeben, daß vor einer Patentanmeldung keine ein-
schlägige Veröffentlichung vorgelegen haben darf, aber unbestimmt ist, 
mit welchem Maß die Einschlägigkeit zu messen ist, entwickelt sich ein 
Klima der Vorsicht bei der Weitergabe und Kommunikation vorläufiger 
Ergebnisse, Berichte und Beschreibungen. Der andere Wissenschaftler 
im eigenen Arbeitsgebiet ist dadurch nun nicht nur Kommunikations-
partner – und Konkurrent um Reputation –, sondern prospektiver poten-
tieller Patentkonkurrent. Die allgemeine Resultante solchermaßen ver-
änderter Selektionsprozesse auf die wissenschaftliche Kommunikation 
sind, allemal in Zeiten finanzieller Restriktionen, claustrische Tendenzen. 

• Beeinflussung der Gegenstands- und Methodenwahl. Nach innen wirken 
die selegierenden Elemente des Patentierens von wissenschaftlichen Re-
sultaten ebenfalls negativ auf die Freiheit des wissenschaftlichen Arbei-
tens. Denn wer kann die persönliche und institutionelle Statur aufbringen, 
entweder die Patentfrage als nachrangig zu behandeln oder gar bewußt 
eine Patentoption auszulassen?417 Auf diese Weise infiltrieren Patentge-
sichtspunkte auch subtil die Prioritäts- und Optionsfindungsprozesse. 
Wenn neben dem finanziellen Aspekt unter wissenschaftlich Arbeiten-
den, in wissenschaftlichen Gesellschaften und Verbänden Patente auch 
für die Reputation belangvoll werden, dann ist die Bedeutung einer sol-
chen invisible hand um so höher zu veranschlagen.418 

• Behinderung des wissenschaftlichen Arbeitens. Ein spezieller und gravie-
render Fall ist die nachteilige Einwirkung der Patentabilität von lebendem 
Material in der Pflanzenzüchtung. Durch die bis vor kurzem bestehenden 
rechtlichen Regularien waren die Ergebnisse der Pflanzenzüchtung aus 
Ressortforschungs-, internationalen Agrarforschungs- oder gewerbli-
chen Züchtungsinstituten für alle weitere Züchtungsarbeit offen und frei 

                                                      
417  In diesem Sinne habe ich 1997 vor der deutschen Umweltministerkonferenz den Vor-
schlag unterbreitet, daß sich die Wissenschaftsorganisationen verabreden und ihren Mitgliedern 
empfehlen sollten, erklärtermaßen und gemeinsam dem Eindringen der Patentierbarkeits-
probleme dadurch zu begegnen, daß alle Ergebnisse ohne Ansehen möglicher Patentansprü-
che unverzüglich publiziert werden (Albrecht 1998b). 
418  In Wissenschaftszweigen wie dem Maschinenbau oder der Chemie ist diese Situation seit 
langem der Normalfall. Für die Biologie und die Medizin galten bislang diese Maßstäbe 
wissenschaftlichen Erfolgs nicht. Heute allerdings werden sie für die Beurteilung der „Ex-
zellenz“ von Wissenschaftlern an Universitäten herangezogen. 
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verfügbar. Die Patentierbarkeit von Genkonstrukten, zum Beispiel mit 
züchterisch relevanten Eigenschaften, beseitigt diese prinzipielle Offen-
heit. So wird die Züchtung unnötig verteuert, es wird überflüssige Paral-
lelarbeit induziert, und die breite Rezeption gelungener Entwicklungen 
wird behindert.419 

In unserem Fragezusammenhang nach dem Verhältnis von Freiheit, Kon-
trolle und Verantwortung kann ich resümieren, daß die Freiheit der Wissen-
schaften in bezug auf die moderne Biotechnologie essentiell durch pro-
grammatische Fixierungen, die Inkorporierung einer technisch-ökonomi-
schen Verwertbarkeit in den wissenschaftlichen Arbeitsprozeß420 und eine 
konforme Adaption des Selbstverständnisses der wissenschaftlich Arbei-
tenden re-definiert wird. Das wird man, soweit diese involviert sind, als 
einen Teil der Assimilation öffentlich finanzierter Einrichtungen an privat-
wirtschaftliche Standards interpretieren müssen.421 Aus meiner Wahrneh-
mung führt dieser Wandel der Kontexte der Wissenschaftsfreiheit in den 
modernen biologischen Wissenschaften normativ zu einem Verlust von 
Reflexion ermöglichender Distanz. Und Reflexion ist eine entscheidende 
Verantwortungsressource von Wissenschaften (vgl. Abschnitt 3.3.5). 

3.3.2 Defizite der Verantwortungsstrukturen in Wissenschaft  
und Politik 

„Unabhängig davon, ob es um Wissenschaft oder Macht geht, in beiden 
Fällen ist der Plural von ganz entscheidender Bedeutung. Zwischen Wis-
senschaften und Mächten besteht eine ganze Reihe von Beziehungen. Eini-
ge dieser Beziehungen besitzen fast schon mythischen Charakter: In diese 
Kategorie gehört das allmächtige Genie, das die absolute Waffe erfindet. 
Andere bleiben nahezu unbemerkt: In diese Kategorie gehört die Verteilung 
der Fördermittel für Forschung und Wissenschaft genauso wie die Frage, 

                                                      
419  Kleinwanzlebener Saatzucht (heute: KWS Saat AG), persönliche Mitteilung. Durch die 
Entscheidung des Europäischen Patentamtes im Dezember 1999 zur Patentierbarkeit von 
Sorten wird diese Situation noch verschärft. 
420  Ein Teil dieser Inkorporierung besteht in institutionellen Vorkehrungen. 
421  Wobei die Konnotation positiv sein kann, wie in der herrschenden Wissenschafts- und 
Technologiepolitik, oder auch kritisch, wozu ich neige. 
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wer die Prioritäten festlegt und nach welchen Kriterien er dies tut“ (Sten-
gers 1998: 34). Nach dem 20. Jahrhundert kann die Frage nach einer ange-
messenen Wahrnehmung von Verantwortung in, durch und für die Wissen-
schaften jedenfalls nicht mit guten Gründen von Hiroshima und Nagasaki 
absehen. So schmerzlich eine solche Anknüpfung immer erneut sein mag, 
sie ist unumgänglich, wenn man ernsthaft zum Kern des Verantwortungs-
problems in bezug auf das Tun und Lassen von Wissenschaften in den heu-
tigen Gesellschaften gelangen will. Dieser Kern nämlich besteht, wie Isa-
belle Stengers so treffend bemerkt, weniger in der horriblen Figur eines 
genialischen Bösewichts422 im weißen Kittel, sondern vielmehr in dem 
interface und der Kombination zwischen wissenschaftlichem Wissen und 
der gesellschaftlich-politischen Schaffung von Verwirklichungsbedingun-
gen eines ausgesuchten Teils dieses Wissens. Im Fall der modernen Bio-
technologie kommt noch das Element der Schaffung von Bedingungen zur 
Generierung von Wissensbeständen in einem bestimmten Themen- und 
Problemspektrum hinzu. Nicht ein Abladen von abstrakter moralischer 
Verantwortung auf einzelne Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, 
ebensowenig ein Verschwinden von Verantwortung in eine anonyme Ge-
sellschaft durch Verweis auf das Legalitätsprinzip oder andere formelle 
Strukturen ist hier gefragt oder problemadäquat. Diese beiden auch im Dis-
put um die Biotechnologie häufig zu hörenden Positionen umgehen gerade 
das eigentliche Thema, nämlich die absichtsvoll kooperative Emergenz, die 
für die heutigen Wissenschaften und die darauf bezogenen Politiken cha-
rakteristisch ist, mit der sowohl institutionelle Reproduktionsinteressen wie 
auch reziproke Legitimationserfordernisse bedient werden können (vgl. 
hierzu Abschnitt 2.4.2). Wählt man einen solchen Ausgangspunkt, so kom-
men einige charakteristische Defizite und blinde Flecken in den bestehen-
den Verantwortungsstrukturen zum Vorschein. 

Beginnen wir bei den Universitäten;423 diese sind nicht allein wegen ih-
res heutigen Status, sondern auch auf Grund ihrer Geschichte mehr als an-
dere wissenschaftliche Einrichtungen gefordert, sich mit Fragen der Ver-

                                                      
422  Vgl. den instruktiven Band von Turney (1998) zur Ikonographie der Genetik. 
423  Ich rekurriere im folgenden ganz überwiegend auf die deutschen Universitäten. 
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antwortung auseinanderzusetzen. In den deutschen Universitäten424 struktu-
rieren zwei sich zwar überlappende, aber zugleich interferierende Prinzi-
pien die Arbeitsweise grundlegend: das Fach- und das Berufsbildungs-
Prinzip.425 Für die Seite der Forschung sind die Fächer die maßgeblichen 
Orte. An keiner Universität werden alle Fächer, ebensowenig alle Teilfä-
cher bearbeitet.426 Schon aus diesem Sachverhalt ergibt sich, daß mit allen 
Überlegungen zu Widmungen von Professuren, Strukturen von Abteilun-
gen, Instituten u. ä. Entscheidungen verbunden sind über die Priorisierung 
einzelner Fachteile gegenüber anderen, die demnach posterior behandelt 
werden. Die entscheidungsbezogenen Vorschläge der Fächer richten sich in 
aller Regel nach Kontinuitäten und dem aktuellen kommunen Ratschluß der 
Professorinnen und Professoren. Diskussionen, Empfehlungen oder Stel-
lungnahmen aus den wissenschaftlichen Fachgesellschaften werden biswei-
len herangezogen, zumeist, wenn Änderungen oder Innovationen vorgese-
hen werden oder es interne Differenzen gibt. Die Rolle des jeweiligen 
Faches im Ganzen der Universität wie auch erst recht im Ganzen der ge-
sellschaftlichen Entwicklung wird, wenn überhaupt, dann geprägt durch die 
Optik der Fachgesellschaft einbezogen. 

Wenn man von den Fächern zu den Fakultäten und der Universität wei-
terblickt, so gibt es zunächst einen Grundsachverhalt kollegialer Nichtein-
mischung in die inneren Angelegenheiten von (anderen) Fächern. Es finden 
sich selten solche Verantwortliche in fachübergreifenden akademischen 
Gremien, die Interessen und Vorstellungen von einer Universität artikulieren; 
der empirisch und mental vorherrschende Typus ist der des Fachrepräsen-
tanten, der darüber wachen soll, daß auf der zentralen Ebene nichts Unzu-
trägliches festgelegt wird.427 Auch in den formell professionalisierten Prä-
sidien und Rektoraten sind definierte Vorstellungen von einer Universität 
                                                      
424  Mit nationalhistorischen Modifikationen erweisen sich diese auch in vielen anderen 
OECD-Ländern als prägend (vgl. zum Beispiel Bourdieu 1998; Luhmann 1990). 
425  Die Ausbildung von Theologen, Juristen, Ärzten und (Gymnasial-)Lehrern bildet den 
historischen Kern dieses Phänomens. 
426  Das hat historische, finanzielle und personelle Gründe. In den letzten gut 30 Jahren ist 
durch die immer weitere Zerfaserung von Fächern in Unter- und Unter-unter-Teilfächer der 
Trend zu Partialuniversitäten noch beschleunigt worden. 
427  Dies findet sich zumeist gekoppelt an Gruppeninteressen, zum Beispiel der Natur-, der 
Gesellschafts-, der Ingenieurswissenschaften oder der Medizin. 
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die seltene Ausnahme, wiewohl eben dieses Organ nebst den Senaten in 
den geltenden Hochschulgesetzen eine ungemein starke Position in nahezu 
allen personellen, haushälterischen und Baufragen zugewiesen bekommen 
hat. Realiter finden sich an dieser Stelle zumeist Strategien, die sich in dem 
Spektrum von appeasement gegenüber den Starken bis zur Moderation 
interner Differenzen bewegen.428 

Wenn man den Fächern eine Verantwortung für den Vorschlag einer Fi-
xierung ihrer Binnenstrukturen, zugleich aber auch der Filterung ihrer Ein-
bettung in die Wissenschaften und gesellschaftliche Entwicklungen zu-
schreiben kann, so muß man an der Praktizierung des zweiten Teils – 
jedenfalls in einem deklarierten und damit universitätsöffentlicher Beratung 
zugänglichen Sinne – zweifeln. Dieses Defizit ist basal, es kann durch Be-
mühungen auf anderer Ebene nicht ersetzt werden. Denn, in diesem Sinne 
kann ich Luhmann durchaus zustimmen, die so reproduzierten und sich 
reproduzierenden Ziele, Methoden und Organisationsweisen von universi-
tären Wissenschaften lassen sich nicht ohne innere, das heißt fachlich orga-
nisierte Kenntnis und Reputation in ihrer Richtung verändern (Luhmann 
1990).429 Dieses grundlegende Manko setzt sich nun fort auf der fachüber-
greifenden Ebene, wo es darum geht, die Wünsche und Forderungen der 
Fächer im Rahmen der Ressourcen zu einem universitären Ganzen430 zu-
sammenzufügen. Tatsächlich finden sich aber überwiegend Mechanismen 
                                                      
428  In jüngerer Zeit macht sich ein unerfreulicher Trend breit, einen subtil bis offen autoritä-
ren Führungsstil für Universitäten (vor allem die großen) zu propagieren, unter Verweis auf 
eine angeblich verknöcherte, ineffiziente und fortschrittshemmende Gremienherrschaft. Die 
Kur scheint mir so falsch wie die zugrunde liegende Diagnose: Seit 1975 gibt es in Deutsch-
land keine Gremien in Hochschulen mehr, in denen nicht die Professureninhabenden die 
einfache oder doppelte Mehrheit hätten. Wen also klagt man an? Die eigenen Kollegen? 
Vgl. Spiewak 1999. 
429  Ein Sonderfall wäre die Abschaffung von Fächern oder relevanten Teilen von diesen; ein 
solcher Fall kommt allerdings, außer in Situationen starker ideologischer Umbrüche, kaum vor. 
430  Das Ganze einer Universität ist nach meinem Verständnis nichts Feststehendes, sondern 
ein prozedierendes Ensemble, in dem fachliche und übergreifende, auch transdisziplinäre 
wissenschaftliche Probleme und deren Bearbeitung, nach dargelegten Gründen proportio-
niert, strukturiert, organisiert und kommuniziert werden. Das, was man den Geist einer 
solchermaßen arbeitenden Universität nennen könnte, wäre ein wichtiges Produkt dieser 
Methode. Die Entstehung und Erhaltung eines solchen Geistes setzt eine wechselseitige 
Zumutbarkeit der Forderungen untereinander voraus, aber auch die Zumutung eines erhebli-
chen Verständnisses der anderen als wichtig für das Ganze. 
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eines arithmetischen Ausgleichs von Kürzungen oder Zuwächsen.431 Nun 
soll hier nicht die Vorstellung befördert werden, Wissenschaften bewegten 
sich nur oder vor allem nach internen Parametern; dem ist nicht so. Sowohl 
auf der Ebene der Fachgesellschaften wie auch auf verschiedenen Ebe-
nen432 der Universität gibt es vielfältige und teils weitgespannte Netze von 
Beziehungen zu industriellen, administrativen und anderen gesellschaftli-
chen Institutionen und Akteuren, die wiederum auf vielfältige formelle und 
informelle, konzeptionelle und materielle Weise Einfluß ausüben auf das, 
was öffentlich als fachliche Präferenz zutage tritt. Wir finden hier die 
Grundlage für eine dichotome Struktur des Argumentierens und Kämpfens 
um materielle, konzeptionelle und institutionelle Entwicklungsräume. Nach 
innen wird mit fachlich disponierten Argumentationen gefochten, die sich 
jedoch in ihrer Entstehung und Ausformung keineswegs nur als fachliche, 
sondern vielmehr als aus fachlichen, wirtschaftlichen, kulturellen und poli-
tischen amalgamierte Argumente erweisen. Nach außen hingegen werden 
diejenigen Argumente in den Vordergrund gerückt, die sich positiv auf die 
Präferenzen von Geldgebern beziehen.433 Das Verantwortungsdefizit liegt 
in dieser Situation vor allem in der Nicht-Deklarierung und Nicht-Offenle-
gung beider Bestandteile dieser Dichotomie. Auf der Ebene der Präsidien 
oder Rektorate von Hochschulen finden wir die Spaltung von Argumenta-
tionen für unterschiedliche Arenen in noch größerem Ausmaß, insbesonde-
re auch in deren Verhältnis zu den aufsichtführenden Ministerien.434 

Wenn man die Historie und Entwicklung der modernen Biotechnologie 
in den deutschen Universitäten anschaut, so finden sich vielfach die be-
schriebenen Strukturen.435 Dabei sind zunächst durchaus relevante Wider-
stände in den hauptbetroffenen Fächern der Biologie, Chemie und Medizin 
zu überwinden gewesen, zumal die Etablierung molekularbiologischer La-

                                                      
431  Die Proportionen für die Zuteilungen sind dabei oft historisch zufällig und willkürlich. 
432  Zum Beispiel in Instituten, Fakultäten oder Präsidien. 
433  Seien diese die Grundfinanziers, vor allem die zuständigen Ministerien, oder Dritte. 
434  Dabei findet man häufig eine fachlich orientierte Argumentation zur Abwehr von Re-
striktionen, hingegen stellen sich gesellschaftlich orientierte Argumentationen meist bei 
Akquisitionen ein. 
435  Diese Geschichte muß noch geschrieben werden; ich habe seit 1983 beobachtend an ihr 
teilgenommen. 
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boratorien und Institute durchgängig mit hohen investiven und Betriebsko-
sten verbunden war. Hier hat die Allianz aus Fördermitteln der Bundesre-
gierung, der Vorreiterrolle der MPG und der Finanzierung seitens der DFG 
für den erforderlichen Sog gesorgt, so daß binnen gut zehn Jahren die Etab-
lierung der Molekularbiologie an den Universitäten erfolgreich durchge-
setzt werden konnte. 

Neben den erwähnten Defiziten bei der Offenlegung der Entstehung von 
Präferenzen und ersichtlicher Abwägung von Entscheidungsalternativen ist 
ein weiterer wichtiger Aspekt die Auseinandersetzung mit möglichen Im-
plikationen der vorgeschlagenen Aktivitäten. Hierbei geht es zuerst um den 
Aufweis von möglichen oder wahrscheinlichen problematischen Implikations-
dimensionen für die Forschung selbst – zum Beispiel für andere Fachgebie-
te –, für mögliche Anwendungen – zum Beispiel für Arbeitsplätze, Stoff- 
und Energieflüsse – und für das gesellschaftliche Zusammenleben. Die 
Aufführung von erwarteten oder erhofften positiven Impulsen ist eine lange 
geübte Selbstverständlichkeit, die ganz der beschriebenen adressatenorien-
tierten Dichotomie folgt; die Reflexion über nicht erwünschte, Mißbrauchs- 
oder indirekte Wirkungsmöglichkeiten findet sich so gut wie nicht. Ganz 
besonders im Feld der modernen Biotechnologie sind sowohl die Etablie-
rung wie auch der Ausbau von Forschungsfeldern mit dem Verweis auf 
grundlegend positive gesellschaftliche Erträge schwergewichtig befördert 
worden (vgl. dazu die Abschnitte 1.2.4 und 2.3.3). Und doch sind weder im 
wissenschaftspolitischen noch erst recht im universitären Bereich adäquate 
Anstrengungen unternommen worden, um die möglichen Wissensbestand-
teile zu erarbeiten, die sich auf problematische Implikationspotentiale der 
Biotechnologie beziehen. Ich muß die Widerstände gegen die und die Defi-
zite der stattgehabten Versuche, Gestaltungsbedingungen und Folgen der 
Biotechnologie zu thematisieren, an dieser Stelle nicht erneut aufführen 
(vgl. dazu die Abschnitte 2.3.2 und 2.3.3). Systematisch zeigen sich in die-
sen die höchst problematischen Verkürzungen des Verständnisses von Ver-
antwortung bei den politischen ebenso wie den industriellen und wissen-
schaftlichen Leitungen des Unternehmens moderne Biotechnologie. 

Ein weiteres Defizit bleibt hier anzuführen: das Fehlen oder die Unter-
belichtung von kritischen Evaluationsverfahren. Gerade in Deutschland 
wurden und werden öffentlich finanzierte Forschungsprogramme sehr sel-
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ten auf ihre Effektivität und Effizienz hin untersucht (Kuhlmann & Holland 
1994).436 Mechanismen der peer review sind nur recht begrenzt geeignet, 
fundamentale Schwachstellen in der Anlage von Forschungsstrategien, in 
der Proportionierung von angegebenen Zielen und der Abschätzung von 
Resultatspotentialen der angewandten Methoden, der Vermeidung unpro-
duktiver Doppel- oder Mehrfacharbeit angesichts endlicher Ressourcen zu 
thematisieren.437 Diese Überlegungen führen zu der übergreifenden Ebene 
der öffentlichen Verantwortung für Forschungsprogramme und die Festle-
gung von Prioritäten und Posterioritäten in der Forschungs-Agenda. Diese 
Problematik zerfällt in zwei Segmente. Das erste ist das unter demokratie-
politischen Gesichtspunkten nahezu skandalöse Fehlen jeglicher ernsthafter 
parlamentarischer Mitbeteiligung bei der Anlage und Dimensionierung von 
Forschungsprogrammen. Dieses Defizit betrifft sowohl alle Ressortfor-
schung wie die Programme des für die Forschungsförderung zentralen 
BMBF. Desgleichen finden wir in keinem Bundesland einflußreiche parla-
mentarische Forschungsmitgestaltungsstrukturen. Mit diesem Außeracht-
lassen der Parlamente in einem Bereich, der sich durch hohe Investitionen 
und erhebliche Folgewirkungen auszeichnet, wird ein bedeutsames demo-
kratiepolitisches Vakuum erzeugt.438 Nun könnte man einwenden, daß doch 
auch Regierungen und Administrationen in der Lage seien, Prioritätenab-
wägungen und Implikationsfragen verantwortlich zu klären. In der Lage 
                                                      
436  In der EU trifft man eine etwas weiter entwickelte Situation an. Vgl. den Vorschlag von 
Caracostas & Muldur (1998: 132) zur Einführung von Evaluationsverfahren zur Verbesse-
rung der Effizienz und Effektivität der EU-Forschungsförderung. 
437  Die Kommissionen, die Universitäten auf ihre Stärken und Schwächen hin beleuchten 
sollen, sind in ihrer Arbeitsweise zumeist dem Prinzip der peer review sehr ähnlich: die 
fachlichen Dinge werden eben von peers aus dem nämlichen Fach bearbeitet; vgl. zum Bei-
spiel die Ergebnisse der sogenannten Grotemeyer-Kommission, die die Universität Hamburg 
begutachtet hat (Grotemeyer et al. 1997). Der Wissenschaftsrat ist in dieser Hinsicht nicht so 
festgelegt; vielleicht findet sich in der anderen Arbeitsweise ein Grund für die bisweilen 
unerwarteten Ergebnisse seiner Evaluationen. Für alle Evaluationen stellt sich allerdings das 
gravierende Problem der Interdependenz von fachlichen und gesellschaftlich-politischen 
Imperativen und Parametern; auch hier kann dieses Problem nicht definitorisch beseitigt, 
sondern nur offengelegt werden. 
438  Es erscheint mir überhaupt verwunderlich, daß sich die Parlamente diesen Entzug wich-
tiger Zukunftsgestaltungsmöglichkeiten durch Administrationen und Regierungen bis heute 
haben gefallen lassen. In der Wissenschaft wird diese Lücke zumeist nicht thematisiert (vgl. 
Weingart 1998). 
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wären sie dazu vermutlich, wenn auch die empirische Nachforschung dazu 
bislang nicht gerade ermutigende Resultate geliefert hat (von Westfalen 
1998). Indessen würden Parlamente als Repräsentanten derer, die sie legi-
timiert haben, doch vielleicht andere, weiterreichende, prinzipiellere Fragen 
thematisieren.439 Im übrigen gibt es aus Gründen der elementaren Bedeu-
tung der Gewaltenteilung kein haltbares Argument für die bisherige, nahe-
zu außerparlamentarische Praxis der Forschungspolitik in Deutschland. 

Dem parlamentarischen Vakuum in den Entscheidungsprozessen um 
Forschungsprogramme korrespondiert eine hermetische Struktur in den 
wichtigsten öffentlich finanzierten Forschungsorganisationen; dies ist das 
zweite defizitäre Segment übergreifender öffentlicher Verantwortung. Die 
Leitungsgremien von DFG, MPG, Helmholtz-Gemeinschaft u. a. ebenso 
wie die Abläufe der Haushaltsdimensionierung vor allem von DFG und 
MPG erscheinen mehr als Konklaven denn als Orte öffentlicher Erörterun-
gen über schwierige Abwägungsprozesse mit weitreichenden Folgen für die 
Gesellschaft. In diesem Feld wird man nicht umhinkönnen, in Deutschland 
eine Enge und gewisse Rückständigkeit festzustellen gegenüber den USA, 
wo vor allem in den Monaten der Haushaltsaushandlung zwischen dem 
Präsidenten und dem Kongreß profilierte und kritische öffentliche Debatten 
um die Berechtigung von Forschungsprogrammen, die Dimensionierung 
von Instituten und die Evaluation bisheriger Aktivitäten stattfinden (Rivlin 
1988). Dabei ist der öffentliche Disput nicht das Ziel, sondern eines der 
Mittel der Suche nach der Wahrnehmung von Verantwortung. 

Für die weiteren Überlegungen zum Verhältnis von Freiheit, Kontrolle 
und Verantwortung lassen sich wichtige Defizite heutiger politischer und 
wissenschaftlicher Strukturen zusammenfassend so formulieren: 
• Die Abgrenzung zwischen der wissenschaftsimmanenten Auswahl von 

Gegenständen und Methoden, vor allem auf der disziplinären Ebene, 
und der Interaktion mit gesellschaftlichen Imperativen, Entwicklungen, 

                                                      
439  Als einen möglichen Beleg dieser Vermutung kann man die Enquete-Kommissionen 
nehmen, die sich schwergewichtig oder relevant mit Forschungsthemen befaßt haben. In 
diesen – auch wenn an ihren Arbeitsweisen und Ergebnissen Kritik durchaus berechtigt oder 
angebracht ist – sind Forschungsförderungsfragen aus weitergreifenden Perspektiven thema-
tisiert worden als seitens der Exekutive. 
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Interessen, Wünschen etc. wird nicht offengelegt, daher zumeist auch 
nicht reflektiert.440 

• Die Universitäten nehmen ihre Aufgaben und spezifischen Möglichkei-
ten der universitätsöffentlichen Erörterung von Gründen für die vorge-
schlagenen und ebenso für unterlassene Schwerpunkte nicht wahr.441 

• Die Wissenschaftspolitik wiederum, die durchaus bisweilen treffend die 
fehlende diskursive Offenheit der Universitäten konstatiert, praktiziert 
sowohl bei Entwicklung, Definition und Umsetzung von Forschungs-
programmen wie auch bei der Entscheidungsfindung zur finanziellen 
Ausstattung von Forschungsorganisationen und Ressortforschung ihrer-
seits prinzipiell ein Vorgehen, das sich durch fehlende argumentative 
Offenlegung ebenso wie durch die Ausgrenzung parlamentarischer Be-
teiligung hervortut. 

• Evaluationsmechanismen, die die Effektivität und Effizienz getroffener 
Entscheidungen überprüfen könnten, fehlen weitgehend. 

• Weder auf der Ebene der Universitäten noch der Forschungsorganisatio-
nen oder der Wissenschaftspolitik existieren institutionelle Suchmecha-
nismen nach problematischen Wirkungen von vorgeschlagenen wissen-
schaftlichen oder wissenschaftspolitischen Strategien oder Maßnahmen. 

3.3.3 Verantwortungsdimensionen und -arten 

Aus der Identifizierung von Defiziten der Verantwortungswahrnehmung 
heutiger Wissenschaftspraxis und -politik ergeben sich nicht von selbst Wege 
zu deren möglicher Behebung oder Minderung. Um solche zu gewinnen, 

                                                      
440  Das Auseinanderfallen von fachlichen und gesellschaftlich-politischen Ansprüchen an 
die Wissenschaften und die legitimatorischen Konnotationen zu diesen beiden Arten von 
Ansprüchen haben hier ihren Ursprung. Die Dialektik in dieser Konstellation erweist sich 
allerdings dadurch, daß gerade durch die äußerliche Nichtwahrnehmung des gesellschaftli-
chen Bezugs aller wissenschaftlichen Arbeit und durch dessen fehlende argumentative (das 
heißt rationale) Bearbeitung der Mainstream der Wissenschaften so empfänglich (um nicht 
zu sagen: fallsüchtig) wird für die jeweilig herrschenden politischen und wirtschaftlichen 
Imperative. 
441  Insoweit verhalten sie sich wie andere bürokratische und vermachtete Organisationen des 
privaten und des öffentlichen Sektors auch – was keinesfalls ein mildernder Umstand ist bei 
einer Organisation, deren vornehmster Zweck das Denken und dessen Vermittlung ist. 
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werde ich zunächst die Dimensionen etwas näher anschauen, mit denen Ver-
antwortung der Wissenschaften in der Gesellschaft zu tun hat. Ich knüpfe 
dabei an den dreistelligen Verantwortungsbegriff442 aus der moralphilosophi-
schen Debatte an (Zimmerli 1990; 1991; 1998; erweiternd Ropohl 1996). 
Zunächst stellt sich die Frage nach den Dimensionen, dem Was, sozusagen 
nach dem Erstreckungsbereich von Verantwortung.443 In der Entwicklung der 
modernen Biotechnologie haben wir es, wie verschiedentlich schon geschil-
dert, mit sehr weit reichenden Verantwortungsbe- und -zuschreibungen zu 
tun; Selbst- und Fremdzuschreibungen differieren vielfach in diesem Aspekt 
nicht sehr. Ökologische, ökonomische, soziale und moralische Dimensionen 
der Verantwortung sind zu nennen, die sich teils, den Eigenarten des Gegen-
standes gemäß, dazu noch über sehr lange Zeiträume erstrecken oder basale 
Fragen des menschlichen Lebens betreffen (vgl. die Abschnitte 2.3.1 und 
2.4.1). Extrem vielschichtige und globale Ziele wie Gesundheits-, Ernäh-
rungs- und Umweltverbesserungen implizieren jeweils ein hohes und weitge-
fächertes Maß an Verantwortung. Will man solche Verantwortungszuschrei-
bungen nicht lediglich als Ideologie respektive Kritik an dieser abtun, so 
stellt sich die Aufgabe einer möglichen Differenzierung und nachfolgenden 
Operationalisierung. Hans Lenk (1996) hat zunächst vier Arten von Ver-
antwortung bezeichnet: Kausalverantwortlichkeit, Haftungsverantwortung, 
Fähigkeitsverantwortung und Tugendverantwortung. Zusätzlich themati-
siert er weitere Typen wie Verschuldensverantwortlichkeit,444 Vorsorgever-
antwortlichkeit, Fürsorglichkeitsverantwortlichkeit, Vertragsverantwortlich-
keit, Metaverantwortlichkeit. Lenk assoziiert und integriert die diversen 
Facetten zu drei Verantwortungsbereichen, nämlich der Handlungs-, der 
Rollen- und Aufgaben- und schließlich der universalmoralischen Verant-
wortung; diese sind nicht als klar abgegrenzt, sondern sich überschneidend, 
womöglich auch interferierend gedacht. Diese Dreiteilung zunächst einmal 
als Werkzeug genommen und die differenzierenden Typen mit bedenkend: 
Welches sind die Gegenstandsbereiche von Verantwortung in bezug auf die 
Biotechnologie? Oder, etwas genauer gefragt und um nicht die ausführli-
chen moralphilosophischen Erörterungen zu individueller, kollektiver, in-
                                                      
442  Wer verantwortet was vor wem? 
443  Das erste und das dritte Element werden in den Abschnitten 3.3.4 und 3.3.5 untersucht. 
444  Mit dem Gegenbegriff Lobensverantwortlichkeit. 
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stitutioneller, rechtlicher und moralischer Verantwortung (vgl. zum Bei-
spiel Hoffmann 1992; Hubig 1995; Jonas 1989; K. Ott 1998; Rohbeck 
1993; Ropohl 1996: 61; Zimmerli 1998) lediglich zu reproduzieren: Wel-
ches sind spezifische Dimensionen von Verantwortung, die sich in der mo-
dernen Biotechnologie stellen? Ich sehe auf Grund der im Laufe der vorlie-
genden Arbeit untersuchten Bereiche und Innovationen445 vor allem die 
Veränderung und Beeinflussung des Landwirtschafts- und Ernährungsbe-
reiches einerseits, des Gesundheitsbereiches andererseits, drittens des Wis-
senschaftsbereiches und viertens schließlich der ideellen Grundlagen von 
Sozialität und Demokratie. 

Walther Ch. Zimmerli hat daran erinnert, welche ansprüchlichen fakti-
schen Konditionen erfüllt sein müssen, um im Sinne der Tradition der Mo-
ralphilosophie von einer moralischen Verantwortung überhaupt sprechen zu 
können. Er nennt 

„a) vorgestelltes Handlungsziel, b) für zur Erreichung des Hand-
lungsziels geeignet gehaltene verfügbare Handlungsmittel, c) die 
Fähigkeit zur Ausführung von Mittelhandlungen, d) die Fähigkeit 
zur Kontrolle der Zieladäquatheit der eingesetzten Mittelhandlun-
gen sowie e) die Fähigkeit zur Ausführung von Korrekturhand-
lungen, falls die Zieladäquatheit der eingesetzten Mittelhandlun-
gen nicht garantiert ist“ (Zimmerli 1991: 84). 

Man sieht an diesen Voraussetzungen, daß das hierbei gedachte Verantwor-
tungssubjekt ein Individuum sein muß,446 denn in einer Sozialität, die an-
ders als streng militärisch strukturiert ist, treffen wir die meisten dieser 
Prämissen gar nicht an. Das illustrieren auch die hier vorgelegten Untersu-
chungen zur modernen Biotechnologie in vielfältiger Weise. Vorstellungen 
über Handlungsziele gibt es diverse und divergente, je nachdem, welche 
Akteure man betrachtet; ebenso als geeignet angesehene Mittel, um das 
proklamierte Ziel zu erreichen. Die Fähigkeit zur Ausführung von Mittel-
handlungen, die Kontrolle der Zieladäquanz der Handlungen sowie die 
Fähigkeit zur Korrektur von Mittel-Ziel-Diskrepanzen wiederum sind ent-

                                                      
445  Der eigenen Forschungserfahrung und auch der Übersichtlichkeit wegen konzentriere ich 
mich auf Landwirtschaft und Medizin. 
446  Eben dies ist Zimmerlis Memento gegenüber institutionen- oder kollektivorientierten 
Verantwortungskonstruktionen. 
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weder ganz oder teilweise auf andere Akteure bezogen als diejenigen, die 
die Ziele und Mittel propagiert haben. Daraus würde folgen, daß entweder 
in dem hier untersuchten Feld gar niemand Verantwortung tragen kann, 
weil die Kette Intention – Handlung – Wirkung von einem innerlich wider-
streitenden Ensemble von Individuen und Organisationen hergestellt wird 
und es nicht möglich ist, präzise nach Stadien Verantwortlichkeiten zuzu-
teilen, oder es gibt einen Weg, auf dem individuelle und soziale447 Verant-
wortungen aufeinander bezogen und miteinander verbunden wahrgenom-
men werden können. 

Die rechtlichen Regularien, die sich mit der und für die moderne Bio-
technologie entwickelt haben, weisen eine Struktur der asymmetrischen 
Berücksichtigung von Verantwortungsdimensionen auf (vgl. insbesondere 
Abschnitt 2.2.2). Im Blick auf ökologische Implikationen transgener Nutz-
pflanzen zum Beispiel zeigt sich, daß zwar die Effektivität einer transgenen 
Nutzpflanze nach tiefgestaffelten Mechanismen der Zuteilung und Kontrol-
le von Verantwortung überprüft wird. Auf der zweiten Stufe, der Überprü-
fung vor der Zulassung, tauchen zwar zusätzlich zur Effektivität weitere 
Dimensionen auf (§ 1 Abs. 1 GentTG), deren materieller Berücksichtigung 
werden aber sogleich sehr enge Grenzen gezogen; solche Dimensionen 
zeitlicher, räumlicher oder gegenständlicher Art bleiben dadurch aus den 
rechtlich normierten Verantwortungen nahezu ausgeblendet. Dies betrifft 
besonders schwergewichtig die in die Zukunft gerichtete zeitliche Dimen-
sion. Wenn ich aber an der normativen Prämisse festhalte, daß es auch eine 
prospektive Verantwortung gibt – und zwar in allen Lenk’schen Verant-
wortungsarten –, die durch unser Wissen um die Implikationen früheren 
Handelns und die Pflichten der Verfassung begründet wird, so müßte sich 
diese Dimension des Prospektiven in den Ebenen und der Organisation von 
Verantwortung wiederfinden lassen (vgl. die Abschnitte 3.3.4 und 3.3.5). 

Nach den Entwicklungsstrukturen und den Implikationsdimensionen der 
Biotechnologie und unter Rückbezug auf die Lenk’schen Kategorisierun-
gen sind mehrere Arten von Verantwortungen erkennbar. Dies sind vor allem 
– Identifikations-, 
– Priorisierungs-, 

                                                      
447  Im Sinne von interpersonaler, organisations- respektive institutionenvermittelter Verant-
wortung. 
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– Herstellungs-, 
– Implikations- und 
– Evaluationsverantwortung. 

Man sieht, daß diese Arten von Verantwortlichkeit, die sich an technologi-
schen Innovationszusammenhängen orientieren, nicht auf der gleichen Ebe-
ne liegen wie die Lenk’schen. Sie liegen teils quer, teils schräg, teils verti-
kal dazu. Es gibt eben in bezug auf biotechnologische Innovationen nicht 
eine Kausalverantwortlichkeit, sondern deren mehrere auf den jeweiligen 
Stufen von Entwicklung, die sowohl nach Akteuren wie nach Reichweiten 
unterschieden werden können; ähnliche Differenzierungen sind auch für 
andere dieser Kategorien erforderlich. Dabei steht für mich nicht infrage, 
daß die Lenk’schen Verantwortungsarten bedeutsam sind; sie sind aller-
dings eher in einem hermeneutischen Sinne für meinen Untersuchungsge-
genstand verwendbar als in einem analytischen. 

Wenn man von dem in der umweltpolitischen und umweltwissenschaft-
lichen Diskussion häufiger anzutreffenden Begriff der Vorsorge (precau-
tion) her diese Problematik betrachtet, so kann man die genannten Verant-
wortungsarten relativ problemlos in einen Vorsorgewürfel (zum Beispiel 
Beyer 1992: 27) aus Dimensionen und Kategorien einordnen und daraus 
einen Verantwortungswürfel entwickeln (Abbildung 3). 

Angesichts der Komplexität von Verantwortung448 und der zeitlichen, 
räumlichen und materiellen Dimensionen, über die im Zusammenhang mit 
der Biotechnologie gesprochen wird, ist eine besondere Dimension in der 
Zuschreibung und Wahrnehmung von Verantwortung noch zu sehen. Diese 
bezieht sich auf die Frage, ob und inwieweit Verantwortung aus Nicht-Wis-
sen oder, noch extremer, aus Nicht-Wissen-Können entspringen kann. Die-
ses Problem wird oft, vor allem aus naturwissenschaftlicher Sicht, mit dem 
Verweis auf die objektive Unmöglichkeit der Verantwortungsübernahme 
für Unbekanntes und Unantizipierbares beseitigt.449 

                                                      
448  Der diagonal von hinten rechts nach vorne links verlaufende Pfeil in dem Würfel soll 
andeuten, auf welchem Wege eine umfassendere Verantwortung wahrgenommen werden 
kann: indem die unterschiedenen Verantwortungsarten gemeinsam getragen werden. 
449  In der Risikodiskussion finden sich zahlreiche Beiträge zu dieser Problematik, bei der 
bisweilen auch von Restrisiken gesprochen wird. 
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Abbildung 3: Schematische Darstellung von Verantwortungsdimensionen. Quelle: Stephan 
Albrecht. 

In der Tat, so scheint mir, ist ein solcher Ausschluß für einzelne Menschen 
möglich – allerdings nicht zugleich für Gesellschaften, die im Unterschied 
zu Individuen das Potential und auch die Praxis einer Kontinuität über län-
gere Zeiträume besitzen. Wenn durch wissenschaftliches und wissenschaft-
lich basiertes Tun Folgedimensionen berührt werden, die über individuelle 
Erkenntnis- und Verantwortungsmöglichkeiten weit hinausreichen, so er-
gibt sich daraus die Aufgabe für die Gesellschaft, sich der Bearbeitung 
dieser Verantwortungsdimension anzunehmen, und zwar unter Einschluß 
der allein damit überforderten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.450 

                                                      
450  Das Problem der Unvorhersagbarkeit von Wirkungen heutigen Handelns gilt schlußend-
lich keineswegs allein für technologische Innovationen. Zur Früherkennung vgl. zum Bei-
spiel Bechmann & Gloede 1991. 
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Dabei geht es nicht um die unmögliche Vorwegnahme zukünftiger Ereig-
nisse, sondern um die kritische Prüfung von möglichen Entwicklungsrich-
tungen,451 die auf Grund heutigen wissenschaftlichen Tuns oder Lassens 
eintreten könnten, und um die wiederum gesellschaftliche Organisierung 
von Regularien, Maßnahmen und Institutionen zur Vermeidung oder Min-
derung unerwünschter Wirkungen.452 

3.3.4 Verantwortlichkeitsebenen 

Wenn es, wie aus den Problemen der Biotechnologie ersichtlich und aus 
moralphilosophischen Gründen zudem abzuleiten ist, nicht angemessen 
wäre, allein einzelne Menschen für die Implikationen eines arbeitsteiligen 
und sozialen wie politischen Prozesses – wie es die Entwicklung der In-
strumentarien und Produkte der modernen Biotechnologie ist – verantwort-
lich zu machen; wenn, am anderen Ende des Spektrums, die Namhaftmachung 
der Gesellschaft als Generalübernehmerin von soziotechnisch induzierten 
Risiken eher ein Synonym für das Verschwinden von Verantwortung und 
zudem aus Gerechtigkeitsgründen inakzeptabel ist, so bleibt die Notwen-
digkeit übrig, eine Verteilung von Verantwortungen auf verschiedene Men-
schen und Institutionen zu bedenken, so daß auf diese Weise ein Weg er-

                                                      
451  Hans Lenk zitiert (1998: 261) eine Äußerung des Nobel-Laureaten Rudolf Mößbauer aus 
dem Jahre 1994 (!) zur Frage nach einer Verantwortung von Naturwissenschaftlern: „Das 
wird vor allem in Deutschland sehr betrieben, auf dem Gebiet der Grundlagenforschung hat 
man überhaupt keine Verantwortung. Wir versuchen zu verstehen, wie die Natur arbeitet. 
Etwas anderes ist es, wenn man angewandte Physik betreibt. Aber auch das wird hierzulan-
de maßlos übertrieben.“ Da wundert es nicht, wenn aus solchen Einstellungen wahrhaft 
verantwortungs-lose Wissenschaft resultiert. 
452  Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung zu globalen Umweltveränderungen 
(WBGU) hat in seinem Jahresgutachten 1998 (WBGU 1998) hierzu eine bedenkenswerte 
Systematik von Risiko-Charakteristika und darauf bezogene Verhaltensbündel seitens der 
Gesellschaft mitsamt Empfehlungen ausgearbeitet. Der WBGU unterscheidet sechs Risiko-
typen: „Damokles“, „Zyklop“, „Pythia“, „Pandora“, „Kassandra“ und „Medusa“. Anknüp-
fend an die konventionelle Risikodefinition R = W x A assoziiert er erweiternd die jeweilige 
Sicherheit, Unsicherheit oder Ungewißheit der Abschätzung von W und A und teils weitere 
Aspekte (R: Risiko; W: Wahrscheinlichkeit; A: Schadensausmaß). Freisetzung und Inver-
kehrbringen transgener Pflanzen ordnet der WBGU dem Risikotyp „Pythia“ zu mit folgen-
den Charakteristika: W ungewiß, Abschätzungssicherheit von W ungewiß, A ungewiß (po-
tentiell hoch), Abschätzungssicherheit von A ungewiß (WBGU 1998: 11). 
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öffnet werden kann, das Ziel einer problemadäquaten Wahrnehmung von 
Verantwortung durch Kooperation von Verantwortungsebenen zu verfolgen. 

Ebenen von Verantwortlichkeiten resultieren aus ebensolchen im Prozeß 
der Generierung von Handlungen; sie beziehen sich auf die im vorigen 
Abschnitt von mir entwickelten Kategorien der Arten von Verantwortun-
gen. Die Folge einer solchen Betrachtungsweise ist, daß nicht summarische 
Verantwortungszuschreibungen, sondern spezifische Verantwortungsbäu-
me entstehen. Langgeübter Tradition folgend kann man pragmatisch zwi-
schen einer rechtlich fixierten und einer moralischen bzw. politischen Ver-
antwortung unterscheiden. Die erstere ist von der letzteren vor allem 
dadurch abgegrenzt, daß mit ihr – nicht selten materielle – Gratifikationen 
im positiven Fall, Sanktionen wie Entschädigungen oder Wiederherstel-
lungsaufwand im negativen Fall verbunden sind. In der Biotechnologie 
liegen Herstellungs- und Implikationsverantwortungen heute bei ganz un-
terschiedlichen Akteuren.453 Verantwortung besteht aber nicht nur für aus-
geführte Handlungen, sondern auch für unterlassene Handlungen. Dieser 
Einsicht folgt die TA-Programmatik, indem Untersuchungen zu den Impli-
kationen nicht allein der präferierten technologischen Innovationen, sondern 
gleichgewichtig von möglichen oder denkbaren problemlösenden Alterna-
tiven eingefordert werden. Unterlassungen im Hinblick auf technologische 
Innovationen zu verantworten bedeutet, den mit der präferierten Innovation 
erreichten Problemlösungsgrad und die Qualitäten dieser Problemlösung in 
Beziehung zu setzen zu anderen möglicherweise problemlösenden Vorge-
hensweisen. Auch aus dieser Überlegung resultiert, daß die Verantwortungs-
ebenen zwar jeweils spezifische Merkmale aufweisen, daß sich aber die 
Möglichkeit einer über die heutige Abschiebung und definitorische Entlas-
tung von Verantwortungen hinausreichende Wahrnehmung in dem Maß her-
stellen kann, in dem ein Netz von Verantwortungskooperationen entsteht.454 

Was sind nun spezifische Merkmale unterschiedlicher Verantwortungs-
ebenen? Beispielhaft soll dies an dem Fall des rBST erläutert werden. 
Hierbei lagen die Identifikations-, Priorisierungs- und Herstellungsverant-

                                                      
453  Diese Lücke wird verstärkt durch das mögliche zeitliche Auseinanderfallen von Hand-
lung und (unerwünschter) Wirkung. 
454  Recht ähnliche Überlegungen liegen Konzept und Praxis eines “technology assessment 
through interaction” zugrunde (vgl. Grin et al. 1997; ähnlich Ammon & Behrens 1998). 
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wortung in einer Hand, nämlich der der forschenden, entwickelnden und 
herstellenden Unternehmen. Als das Produkt in die öffentliche Sphäre ge-
riet, trat die Verantwortung der Zulassungsbehörde für Arzneimittel (FDA) 
hinzu. Während zunächst in den Unternehmen auf Effektivität und putati-
ver Vermarktbarkeit gesehen wurde, stellte die Behörde Fragen nach Ne-
benwirkungen, vor allem nach der Gesundheit der Milch konsumierenden 
Menschen und der Milch produzierenden Rinder. Dadurch, daß der casus 
öffentlich erörtert wurde, traten zugleich allerdings auch andere Interessier-
te auf, die Verantwortungsfragen weiterer Art aufwarfen, nämlich solche 
nach strukturellen Wirkungen des Einsatzes von rBST auf die Ökonomik 
der landwirtschaftlichen Betriebe und auf den ländlichen Raum (rural Ame-
rica). Während die Herstellerfirmen diese Fragen teils implizit beantwortet 
hatten, indem sie die Möglichkeit einer betrieblichen Kostenreduktion als 
positiv unterstellt hatten, teils sie dem zukünftigen Marktgeschehen über-
lassen wollten, formulierten für eine bäuerlich geprägte Landwirtschaft en-
gagierte NGOs, Teile von Universitäten und bundesstaatliche Instanzen die 
Verantwortung der Politik für die Setzung von Rahmenbedingungen für eine 
Veränderung der Landwirtschaft unter gemeinwohlorientierten Kriterien.455 

An dieser Stelle nun zeigten sich Probleme in der Verantwortungskette 
in mehrerlei Hinsicht. Die Zulassungsbehörde war durch die institutionellen 
Regeln und die geübte Praxis gehindert, Fragen, die über die gängigen drei 
Kriterien der Zulassung von Pharmazeutika hinausgehen, auch nur zu er-
wägen, obwohl gerade in diesem Fall sich solches Erwägen nahezu auf-
drängte. Die Herstellerfirmen waren nicht gehalten, die von ihnen vorge-
stellten Daten zur gesundheitlichen Beeinträchtigung der Milchkühe von 
unabhängigen Institutionen auf ihre Zuverlässigkeit überprüfen zu lassen. 
Die gesellschaftlich-politischen Instanzen waren trotz ihres allgemeinen 
Auftrages nicht hinreichend interessiert und auch nicht gehalten, die mögli-
chen landwirtschaftsstrukturellen Implikationen des Einsatzes von rBST zu 
untersuchen; NGOs, die eben das forderten, besaßen wiederum keine Hand-
habe, um derartigen Forderungen Nachdruck zu verleihen. 

                                                      
455  Vgl. zur Landwirtschaftsentwicklung in den USA kritisch und weiterführend: Dahlberg 
1986; eher traditionell agrarökonomisch: Gardner 2002; vorsichtig öffnend zur Forschung: 
NRC 2003. 
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Es ließen sich ähnliche Beispiele aufführen, die vergleichbare Schwach-
stellen und Inkongruenzen in der Konstruktion und Interaktion der Verant-
wortungsträger offenlegten. In der vorliegenden Arbeit sind solche Situationen 
und Abläufe mehrfach analysiert und beschrieben worden (vgl. Abschnitt 
2.2.2). Die Schlußfolgerung, die für eine Erneuerung der Wahrnehmung 
von Verantwortung daraus zu ziehen ist, kann auf zwei Ebenen angesiedelt 
werden. Die eine kann als Prinzip einer nicht abhängigen Prüfung von wich-
tigen Sachverhalten und Zusammenhängen bezeichnet werden, die andere 
als Prinzip von Initiativrechten für gesellschaftliche Organisationen. Zu be-
deutsamen gesellschaftlichen Entwicklungsfragen können dadurch Prüfun-
gen und Erörterungen eingeleitet und gestaltet werden, die auch solche 
Fragen einbeziehen, deren Behandlung bislang rechtlich oder institutionell 
nicht normiert ist. Wenn im Kontext technologischer Innovationen von 
Verantwortung gesprochen wird, so ist ganz im Sinne einer kreativen An-
wendung der Dreistufigkeit zu fragen, wer wen wonach fragt. Da in der 
biotechnologischen Entwicklung Lasten und Nutzen456 weit verteilt sind 
bzw. sein können, kommt es gerade darauf an, auch das Aufwerfen von 
Implikationsfragen, deren einer Teil sich immer auf Verantwortungen be-
zieht, zu organisieren; denn nur auf gestellte Fragen können Antworten 
gesucht werden. Dieser Gedanke leitet über zu der Frage, wie die Wahr-
nehmung von Verantwortung organisiert sein soll, um die Schwachstellen, 
blinden Flecken und Inkonsistenzen der heutigen Situation zu verändern. 

3.3.5 Verantwortungsorganisation457 

Verantwortungsstrukturen im Hinblick auf wissenschaftlich basierte Inno-
vationen müssen, wie wir im Laufe der vorliegenden Arbeit immer wieder 
sehen konnten, in verschiedenen gesellschaftlichen Sphären und Zusam-
menhängen ansetzen. Ihre Wirksamkeit und Problemlösungskapazität ergibt 

                                                      
456  Diese sind hier in einem umfassenden Sinn gemeint. 
457  Ich beziehe mich mit meinen Vorstellungen in diesem Abschnitt primär auf die deutsche 
Situation. Dies nicht allein, weil ich diese am besten kenne, sondern auch, weil eine Thema-
tisierung zum Beispiel US-amerikanischer Konstellationen im Sinne von Veränderungsüber-
legungen vielfältige andere Rahmen- und Randbedingungen dieses Landes einbeziehen 
müßte (vgl. dazu die Abschnitte 3.4.2 und 3.4.5). Gleichwohl nehme ich bisweilen auf Ähn-
lichkeiten oder Unterschiede zwischen Deutschland und den USA Bezug. 
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sich nicht allein aus der Qualität des einzelnen Verantwortungselementes, 
sondern wesentlich aus der Verbindung der Elemente zu einem aufeinander 
bezogenen zielgerichteten Ganzen, der Verantwortungsorganisation. 

Aus der wissenschaftlichen Entwicklungsperspektive beginnen sie zu al-
lererst in den Wissenschaften selbst. In der modernen Biotechnologie sind 
schon wissenschaftliche Grundlagenfragen, seien sie landwirtschafts- und 
ernährungsbezogen, neurobiologisch, reproduktionsmedizinisch oder auch 
auf Mikroorganismen bezogen, auf direkte oder indirekte Weise in einen 
Kontext von gesellschaftlichen Problemen oder Anwendungen eingebettet. 
Daher ist die notwendige Basis einer Verantwortungsorganisation, daß auf 
der Ebene von einzelnen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, Ar-
beitsgruppen und Instituten tatsächliche oder mögliche Entwicklungsimpli-
kationen der eigenen Forschungen reflektiert werden. Zentral wichtig ist 
die gleichgewichtige Einbeziehung als positiv und als negativ eingeschätz-
ter Möglichkeiten von Nutzungen und Wirkungen der Forschung. Dabei 
geht es um den Ausweis von Dimensionen, jedoch weder um eine detail-
lierte Untersuchung noch um die systematische Ausarbeitung. Aber die Re-
flexion von möglichen Einbettungen der eigenen Forschungsarbeiten ist 
eine elementare Bedingung weiterer Implikationsuntersuchungen und -erör-
terungen, weil nur an der Basis des wissenschaftlichen Arbeitsprozesses ein 
Weiterdenken aus dem Blickwinkel des speziellen wissenschaftlichen De-
tails erfolgen kann. Dieser Beitrag kann von anderen Stellen aus nicht sub-
stituiert werden. Solche buchstäblich grundlegenden Erwägungen und Re-
flexionen ranken sich um Fragen wie zum Beispiel: Warum verfolgen wir 
ein bestimmtes Ziel? Worin besteht die relative Vorzüglichkeit der von uns 
verfolgten Methode? Welche wirtschaftlichen, sozialen, ökologischen Zu-
sammenhänge werden, wenn wir erfolgreich sind, von den Ergebnissen 
unserer Arbeiten beeinflußt? Welche Auffassungen von unserem Arbeits-
gebiet bestehen in der Gesellschaft, welche Gründe werden für die beste-
henden Auffassungen vorgebracht und wie bewerten wir mit wiederum 
welchen Gründen diese Auffassungen?458 Nachfragen und Nachdenken in 
                                                      
458  Ich behandle hier nicht gesondert die Rolle der universitären Ausbildung für die Prägung 
einer Fähigkeit und Bereitschaft, Verantwortung in den eigenen Arbeitszusammenhängen zu 
erkennen und wahrzunehmen. Das soll nicht heißen, daß ich die große Bedeutung dieses 
Teils universitärer Aufgaben unterschätzte. Es gibt eine Korrespondenz zwischen der Rolle, 
die Verantwortungsfragen in der Lehre spielen, zu ihrer Berücksichtigung in der Forschung. 
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dieser Art ist ebenso wichtig in den fachgesellschaftlichen Diskussionen, 
im Prozeß der Beurteilung von Forschungsanträgen und bei der Publikation 
von Forschungsberichten in Fachzeitschriften.459 Es versteht sich in diesem 
Zusammenhang nahezu von selbst, daß eine wahrheitsgemäße und voll-
ständige Offenlegung von Bindungen an wirtschaftliche oder andere orga-
nisierte Interessen erfolgt.460 

Auch die Forschungsgruppen in der Industrie sind in solcher Weise ver-
antwortlich. Sie sind vor allem über drei Mechanismen mit den übrigen 
wissenschaftlichen Arbeitsstrukturen verbunden, nämlich über die Beteili-
                                                      
Ich habe (Albrecht 1989c) Vorschläge für die curriculare Einbeziehung der gesellschaftli-
chen Zusammenhänge in eine damals neu zu konzipierende grundständige Ausbildung von 
Molekularbiologen an der Universität Hamburg gemacht, die in thematischer wie didakti-
scher Hinsicht darauf gerichtet waren, Fähigkeiten wie Bereitschaften zur Verantwortungs-
erkenntnis und -annahme zu fördern. In dem Lobbying um Stundenkontingente in dem 
Studiengang ist der ohnehin bescheiden dimensionierte Vorschlag von 8 % Anteil auf 2 % 
(von insgesamt 200 Semesterwochenstunden) zusammengestrichen worden; das scheint, am 
besten noch in der Form einer akademischen Sonntagsrede, das aktuell zumutbare Ausmaß 
von Reflexion der eigenen Arbeit an der Veränderung der Welt zu sein. 
459  Es wird oft eingewendet, daß eine derartige Erweiterung der Perspektive von der Wissen-
schaft wegführte und nicht eigentlich zur Wissenschaft gehörte. Indessen ist es alltägliche 
Praxis in den biotechnischen Wissenschaften (wie in anderen auch), daß positive Erwartun-
gen, Hoffnungen, Behauptungen u. ä. in bezug auf die Wirkungen von Forschungen formu-
liert werden. Allerdings eben ausschließlich positive. Dies ist das eine Defizit; das andere 
besteht darin, daß die Gründe für die positiven Erwartungen u. ä. nicht dargelegt werden. 
Auch in den Bewertungsverfahren von Forschungsgeldanträgen und Publikationen in Fach-
journalen geht es darum, die Fähigkeit mit zu bewerten, die Zusammenhänge der jeweiligen 
spezialisierten Forschungen zu sehen; vgl. dazu auch Abschnitt 3.4.4. 
460  In der Biotechnologie sind solche Bindungen in manchen Gebieten, da anwendungsnä-
her, nicht selten, zumal den kleinen dedicated biotechnology firms oft die Mittel fehlen, gute 
Leute fest zu akquirieren. So behilft man sich mit Beratungsposten gegen Firmenanteile u. ä. 
Es sind aber nicht allein, vielleicht nicht einmal in erster Linie, formelle Bindungen, die 
problematische conflict of interest-Situationen befördern, sondern ebenso die Bereitstellung 
von Geld, Material, Apparaturen etc. für Studien, vor allem im medizinischen Sektor. Vgl. 
dazu Porter & Malone 1992, zum Krebs kritisch Hess 1997.  
Im Zusammenhang mit der Biotechnologie hat in den USA auch das Thema des scientific 
misconduct an öffentlicher Aufmerksamkeit gewonnen. Daniel J. Kevles hat hierzu eine sehr 
gründliche Studie zu dem Baltimore-Imanishi-Kari-Fall vorgelegt (Kevles 1998), in der er 
die Mechanismen aus Konkurrenz, Mißtrauen, Reputationssucht und Öffentlichkeitsflucht in 
dem Dreieck zwischen einzelnen Wissenschaftlerinnen, Arbeitsgruppen, Politik und wissen-
schaftlichen Institutionen detailliert beschreibt an Hand eines Falles, in dem nach mehr als 
zehn Jahren sich tatsächlich die Unhaltbarkeit der Fälschungsvorwürfe herausgestellt hat. 
Leider geht Kevles auf die ökonomische Seite der Problematik nicht näher ein. 
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gung an öffentlich finanzierten Forschungsprogrammen, die Mitarbeit in 
wissenschaftlichen Fachgesellschaften und die Publikation von Arbeitser-
gebnissen in wissenschaftlichen Zeitschriften. In ihrem Fall geht es nicht 
um Anwendungsreflexionen überhaupt, da sich solche aus dem industriel-
len Forschungszusammenhang von selbst verstehen; hier geht es primär um 
die Öffnung dieser Überlegungen auch für problematische Implikationen 
und wiederum die Begründung für die relative Vorzüglichkeit der gewähl-
ten Methoden. 

Das nächste Element einer Verantwortungsorganisation sind die univer-
sitären Strukturen auf den Ebenen von Fakultäten und zentralen Organen 
und Instanzen. In deren Verantwortungsbereich fallen zwei wichtige As-
pekte von wissenschaftlicher Arbeit: Der eine betrifft größere Forschungs-
vorhaben wie Sonderforschungsbereiche oder Zentren, der andere dauerhaft 
intendierte Strukturen wie Institute, Abteilungen etc. Fakultäten, Senate, 
Planungs- und Haushaltskommissionen konzipieren derartige Forschungs-
strukturen oder deren Veränderung zumeist nicht, sondern sie müssen sich 
beschließend dazu verhalten. Und eben in dieser Rolle liegt die Verantwor-
tung, nämlich für die Priorisierung von Arbeitsgebieten oder -vorhaben, für 
die Bemessung von räumlicher, personeller und instrumenteller Ausstat-
tung. In diese Verantwortung fließen nicht allein Aspekte der möglichen 
Implikationen von Forschungsgebieten ein, sondern auch solche der Abwä-
gung der Gleich-, Vor- oder Nachrangigkeit einzelner Forschungsgebiete 
und Disziplinen in Relation zu anderen. Da Universitäten wie alle gesell-
schaftlichen Organisationen mit endlichen Mitteln zu arbeiten haben, sind 
sie unvermeidlich gezwungen, gemessen an internen und externen Wün-
schen, Aufgaben und Möglichkeiten, die Verwendung ihrer Ressourcen 
nach Optimierungs-, nicht jedoch nach Maximierungsgesichtspunkten vor-
zunehmen. Diese Abwägungsprozesse bedürfen einer transparenten Gestal-
tung, indem die Kriterien, nach denen abgewogen werden soll, offengelegt 
werden und indem das Prozedere des Abwägens selbst nachvollziehbar und 
hochschulöffentlich veranstaltet wird. Es geht bei diesen Entscheidungen 
mithin nicht allein oder vorrangig um die Implikationen von Forschungen, 
sondern um Auswirkungen von Forschungsstrukturen und -institutionen auf 
andere Teile des Ganzen. 

Die verantwortlichen Organe der Universitäten, die auf einer höheren, 
überfachlichen Aggregationsebene arbeiten, tragen die Verantwortung einer 
transparanten Priorisierung nicht nur in bezug auf innere Forderungen und 
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Entwicklungsvorschläge, sondern auch in bezug auf Anforderungen aus 
anderen gesellschaftlichen Institutionen, seien es Industrieunternehmen, 
Gewerkschaften oder diverse Politikbereiche. In den letzten Jahren wird – 
gerade auch im Kontext von soziotechnischen Innovationen und deren Be-
deutung für Umwelt, Gesundheit und den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
– häufiger von der Notwendigkeit inter-, multi-, poly- und transdisziplinä-
ren Arbeitens gesprochen und geschrieben (vgl. zum Beispiel Mittelstraß 
1992; Jaeger & Scheringer 1998). Der Kerngedanke dieses Postulats ist, 
daß durch die Involviertheit der heutigen Wissenschaften in viele Phasen 
der gesellschaftlichen Produktion und Reproduktion461 die bewußte Hin-
einnahme dieser Tatsachen und Zusammenhänge in die wissenschaftlichen 
Arbeitsprozesse nur durch die Entwicklung und Etablierung einer entspre-
chenden methodisch angeleiteten Arbeitsweise gewährleistet werden kann. 
Diese Überlegung ist zugleich für die Organisation von Verantwortung 
bedeutsam in der Weise, daß in den Universitäten bei der abwägenden Be-
ratung über Forschungsschwerpunkte und -verbünde, Instituts-Umstruktu-
rierungen u. ä. mit geprüft und verhandelt wird, auf welche Weise und 
durch welche wissenschaftlichen Arbeitsgebiete und -methoden vorgeschla-
gene Fragestellungen bearbeitet werden können. Eine solche Vorgehens-
weise wird nahezu selbstverständlich Fragen nach Implikationen aufwerfen 
und somit auch universitäre Kapazitäten fördern, die sich wissenschaftlich 
mit diesen Fragenkreisen auseinandersetzen können.462 

Zur Ausgestaltung dieser Aufgaben der Wahrnehmung und Organisati-
on von Verantwortung werden unter anderem Forschungskonferenzen 
durchgeführt, auf denen zu ausgewählten wissenschaftlichen und gesell-
schaftlichen Themen die von der Universität vorgesehenen bzw. vorge-
schlagenen Formen der Bearbeitung dargelegt und mit der universitären 
und interessierten Öffentlichkeit beraten werden.463 Im Lichte dieser Erör-
                                                      
461  Siehe dazu die umfassende Sammlung von Interpretationsversuchen zu diesen Bezie-
hungsgeflechten bei Nowotny & Taschner 1996. 
462  Damit wird zugleich der für die Wissenschaften und die gesellschaftliche Entwicklung 
abträglichen Trennung von TA und universitären Wissenschaften der Grund entzogen; vgl. 
dazu Abschnitt 2.3.4. 
463  Folgende Merkmale unterscheiden die so gedachten Forschungskonferenzen von heuti-
gen Maßnahmen der sogenannten Öffentlichkeitsarbeit von Universitäten: Das Ergebnis der 
Beratungen steht nicht a priori fest; sowohl aus der Universität wie aus der interessierten 
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terungen können dann in der Universität die zugehörigen Entscheidungen 
gefällt werden. 

In einer anderen, aber verwandten Art und Weise sind diejenigen Orga-
nisationen, die mit öffentlichen Mitteln oder zu gemeinwohlorientierten 
Zwecken die Wissenschaften fördern, berufen, ihre Verantwortung wahr-
zunehmen, indem sie einen arbeitsteiligen, aber koordinierten Prozeß der 
Identifizierung und Bearbeitung von Implikationsfragen des wissenschaftli-
chen Arbeitens organisieren. An erster Stelle steht hier die DFG. Vor allem 
drei Sphären in der Organisation der DFG sind hierfür von Bedeutung: die 
Bewertungsprozesse bei der Auswahl von Forschungsvorhaben, die Aus-
wahl, Durchführung und Auswertung von fachlichen Schwerpunktpro-
grammen und die Identifizierung und Umsetzung von fachübergreifenden 
Implikationsfragen in darauf bezogene Forschungsvorhaben. 

Die Auswahl von Forschungsvorhaben durch die Fachgutachter ist mit 
Blick auf den Aspekt der Verantwortung in zweierlei Hinsicht wichtig: 
Zum einen geht es um die Einordnung des jeweilig beantragten Vorhabens 
nicht nur in fachlich wiederkäuende oder weiterführende, sondern auch in 
gesellschaftsbezogene Kontexte. Zum anderen ist die Methodenkritik von 
erheblicher Wichtigkeit. Gerade in den experimentell arbeitenden Wissen-
schaften – aber sicher nicht nur in diesen – ist für die Möglichkeit, bedeut-
same Implikationen von Innovationen zu erkennen, die Fähigkeit zur kriti-
schen Betrachtung und Beurteilung der angewandten Methoden eine 
unerläßliche Vorbedingung.464 Dies bedeutet, daß die Einbeziehung derar-
tiger Aspekte sowohl bei den Antragstellenden eingefordert wie durch die 
Gutachtenden mit bewertet wird. In gleicher Weise wird bei der Konzipie-
rung, programmatischen Formulierung, Durchführung und Evaluation von 
fachbezogenen Schwerpunktprogrammen Wert darauf gelegt, daß Querbe-
züge zu anderen Teilen der Wissenschaften und Implikationen der Pro-
gramme für die gesellschaftliche Entwicklung einbezogen werden. Das 
kann dadurch erreicht werden, daß diese Themen aus fachlicher Perspekti-
ve untersucht werden; ebenso ist denkbar, daß andere wissenschaftliche 
                                                      
Öffentlichkeit wie aus der Politik können konkrete Vorstellungen ergänzend, abändernd 
usw. vorgelegt werden, die ihrerseits argumentativ begründet und auch nur argumentativ 
abgewiesen werden können. Es handelt sich also nicht um punktuelle, sondern eher um 
dauernde kommunikative Beziehungen, die die Forschungskonferenzen tragen. 
464  Dies ist einer der wichtigen Ansätze von Latour & Woolgar 1979. 
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Perspektiven beteiligt werden. Wichtig ist, daß der Tellerrand der eigenen 
Disziplin und die terra incognita jenseits von diesem mitgesehen werden. 

Schließlich ist es auch Aufgabe der Forschungsförderung, vor allem sol-
cher aus Mitteln der Bürgerinnen und Bürger, einen Transfer zu unterneh-
men von gesellschaftlichen Problemen und Aufgaben zu Bearbeitungsmodi 
von Teilen dieser Aufgaben in den Wissenschaften. Dies ist für sich eine 
wissenschaftlich-kreative Unternehmung, weil sich sowohl die wissen-
schaftlichen Zugänge wie die Formen der Bearbeitung nicht von selbst 
ergeben.465 Umgekehrt steht die Aufgabe, detailorientierte fachwissen-
schaftliche Ergebnisse zusammenzuführen und zu gesellschaftlichen Ent-
wicklungsproblemen in Beziehung zu setzen.466 Beides sind komplementä-
re Elemente eines Wahrnehmens von Verantwortung.467 Zur Organisation 
dieser Übersetzungen und Integrationen gehört wiederum, daß sie für die 
interessierte Öffentlichkeit zugänglich sind und daß nach transparenten 
Kriterien verfahren wird. Demgemäß werden zum Beispiel Wissenschafts-
foren veranstaltet, auf denen zu bestimmten Themenbereichen wissen-
schaftliche Perspektiven und Vorschläge, staatlich-politische Anregungen 
und Ansprüche und gesellschaftlich-politische Vorstellungen, Bedürfnisse 
und Interventionen verhandelt werden, so daß nachfolgend auf solcher Ent-
scheidungsvorbereitungsgrundlage Festlegungen programmatischer, mate-
rieller und prozeduraler Art vorgenommen werden können.468 

                                                      
465  Vgl. aus der Schweiz dazu das Beispiel des Schwerpunktprogramms Umwelttechnologie 
und Umweltforschung des Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaft-
lichen Forschung (in etwa der deutschen DFG vergleichbar) (Haeberli & Grossenbacher-
Mansuy 1998). 
466  Daß sich diese Fragen und Probleme prinzipiell allen Wissenschaften stellen und es 
seitens der Gesellschaftswissenschaften keinen rationalen Grund gibt, sich gegenüber den 
Naturwissenschaften als fortgeschrittener zu sehen, demonstriert beeindruckend der Bericht 
der sogenannten Gulbenkian-Kommission zur Notwendigkeit einer Öffnung der Sozialwis-
senschaften (Wallerstein et al. 1997). 
467  Es erscheint mir naheliegend, anzunehmen, daß insbesondere die letztgenannten Überset-
zungs- und Integrationsleistungen, wenn sie von Organisationen wie der DFG tatsächlich 
wahrgenommen werden, starke Rückwirkungen auf die wissenschaftliche Arbeit der Uni-
versitäten zeitigen, da Anerkennung seitens der DFG nicht allein von materieller, sondern 
zugleich von hoher ideeller Bedeutung ist. 
468  Für die kommunikative Anlage solcher Foren gilt das gleiche, was ich oben zu den For-
schungskonferenzen gesagt habe. 
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Eine dritte sehr wichtige Organisation der Wissenschaften in Deutsch-
land ist die MPG. Diese ist aus historischen Gründen im Feld der Naturwis-
senschaften, auch der modernen Biotechnologie, eine führende Proponen-
tin. Auch deswegen kommt ihr eine wichtige Aufgabe in der Organisation 
von Verantwortung in den Wissenschaften zu. Was zu Arbeitsgruppen und 
Ressourcenallokationsentscheidungen in den Universitäten gesagt worden 
ist, gilt für die Institute der MPG in analoger Weise. Was die MPG aber vor 
den Universitäten und auch vor der DFG auszeichnet, sind ihre Instituts-
konstruktionen, die einen relativ großen Spielraum für fachlich grenzüber-
schreitendes wissenschaftliches Arbeiten eröffnen. Die MPG kann durch 
ihre Struktur eher und besser als die DFG auch Fragen nach unterschiedli-
chen Wegen zum Umgang mit soziotechnischen Problemen stellen und 
bearbeiten. Deswegen sind insbesondere zwei Aufgaben der wissenschaft-
lichen Befassung mit Implikationsfragen seitens der MPG herausragend 
wichtig: die Kultivierung der Zusammenarbeit unter den Instituten und mit 
anderen wissenschaftlichen Einrichtungen mit Blick auf Implikationen der 
eigenen Arbeiten zum einen und die Etablierung eines oder mehrerer Insti-
tute, die eben die Implikationsforschung als wissenschaftlich-programmati-
schen Auftrag erhalten. 

Gleichzeitig werden die Entscheidungsvorbereitungsprozesse zur Grün-
dung, zum Ausbau oder zur Schließung von Instituten oder von größeren 
Arbeitsprogrammen und Forschungsvorhaben gemäß den von mir bereits 
beschriebenen Prinzipien von Transparenz, Argumentationsverpflichtung 
und Zugänglichkeit für die interessierte Öffentlichkeit ausgestaltet. Zu die-
sem Zweck werden unter anderem themenzentriert Max-Planck-Kongresse 
durchgeführt, die für nachfolgende Entscheidungen die Aufbereitung der 
Möglichkeiten, Alternativen und Probleme verbessern. 

In der Organisation der Wahrnehmung von Verantwortung bilden die 
Einrichtungen der Ressortforschung einen weiteren Baustein. Wesentliches 
Differenzmerkmal dieser Forschungseinrichtungen von den bislang er-
wähnten ist ihre Abhängigkeit von ministeriellen Weisungen oder gouver-
nementalen Vorgaben.469 Sie können daher in geringerem Ausmaß Ge-

                                                      
469  Zwar ist das Ausmaß der Interventionskompetenz seitens der Ministerien durchaus unter-
schiedlich; gleichwohl bleibt das Faktum bestehen. Manche der Ressortforschungsinstitute 
haben eine besondere Rolle dadurch, daß sie Zulassungs- oder Genehmigungsbehörden sind, 
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brauch machen von autonomen Findungsprozessen zu Forschungsthemen 
und -methoden. Bei diesen Einrichtungen ist von herausragender Bedeu-
tung, daß die institutionellen Vorgaben470 so ausgestaltet werden, daß eine 
angemessene Implikationsforschung gefördert wird. Auch in den Instituten 
der Ressortforschung werden wissenschaftliche Kapazitäten ausgebildet, 
die Evaluations- und Implikationsthemen bearbeiten.471 In aller Regel ist 
für die Ressortforschungsinstitute die Zusammenarbeit untereinander und 
mit universitären oder anderen Kapazitäten die beste Methode, um komple-
xe Fragestellungen möglichst angemessen bearbeiten zu können. Zur Ent-
scheidungsvorbereitung über Finanzverteilungen, Aufgabenzuweisungen 
und programmatische Festlegungen sind Mechanismen wie Foren oder 
Konferenzen in der beschriebenen Art wichtige Instrumente, um die Refle-
xion der eigenen Arbeit in einem umfassenden Sinn zu ermöglichen.472 

Für Unternehmen sind Implikationsfragen sowohl im Zuge der Nach-Rio-
Nachhaltigkeitsdebatte wie auch im Kontext eines neuerwachten Interesses 
an moralischen Fragen als Teil der Unternehmensführung bedeutsamer ge-
worden. Fragen nach den Rückwirkungen des industriellen, wirtschaftli-
chen und wissenschaftlichen Handelns beziehen auf diesem Weg neben 
dem Markt weitere Parameter aus sozialen, politischen und ökologischen 
Zusammenhängen ein. Ein erweiterter Blickwinkel für die Bestimmung der 
Verantwortung ist besonders relevant für Unternehmen aus lebenswichtigen 
Wirtschaftsbereichen wie Landwirtschaft, Lebensmittelindustrie oder phar-
mazeutischer Industrie.473 Aus Fragestellungen nach den ökologischen Aus-
wirkungen von industriellen Verfahren und Erzeugnissen gibt es bereits er-

                                                      
wie zum Beispiel die Biologische Bundesanstalt (BBA) für Pflanzenschutzmittel, das Ro-
bert-Koch-Institut (RKI) bei gentechnischen Experimenten. 
470  Damit sind sowohl die Organisation wie die Regularien gemeint. 
471  Partiell gibt es heute schon solche Gruppen wie zum Beispiel die Projektgruppe „Mensch 
– Umwelt – Technik“ (MUT) im Forschungszentrum Jülich oder das Institut für Technikfol-
genabschätzung und Systemanalyse (ITAS) im Forschungszentrum Karlsruhe. 
472  Foren und Konferenzen mit dieser Zielrichtung sollen zu einer Thematik, bei der die 
Voraussetzungen dafür gegeben sind, von verschiedenen der bisher aufgeführten wissen-
schaftlichen Organisationen gemeinsam veranstaltet werden. 
473  Das soll nicht heißen, daß für andere Branchen aus moralischen und politischen Verant-
wortungsproblemen nicht erhebliche Unternehmensprobleme erwachsen können, wie man in 
der Erdöl- und der Bekleidungsindustrie sehen kann. 
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probte Verfahrensweisen, die, von den Untersuchungsaspekten gegenstands-
gemäß erweitert, sinnvoll angewendet und weiterentwickelt werden kön-
nen.474 Ebenso wie bei öffentlich finanzierten wissenschaftlichen Einrichtun-
gen ist es auch für private industrielle oder dienstleistende Unternehmen 
wichtig, die Implikationsuntersuchungen und Reflexionen in Zusammenar-
beit mit oder von unabhängigen Stellen nach offengelegten Kriterien in 
transparenten Verfahren zu gestalten. 

Die Organisation der Verantwortungswahrnehmung seitens der Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, ihrer Institute, der Universitäten und 
der Unternehmen bedarf der Begleitung durch vielerlei Verbände. Die wis-
senschaftlichen Fachverbände wurden bereits erwähnt; darüber hinaus sind 
beispielsweise auch Umweltorganisationen, Industrieverbände, Patienten-
selbsthilfegruppen, Berufsverbände und Gewerkschaften, Konsumenten-
bünde und die Vielzahl von mehr oder minder spezialisierten non profit-
NGOs wichtige Vermittler, Anreger und kritische Beobachter des Tuns und 
Lassens von anderen Akteuren, der Artikulation von Interessen von Mit-
gliedern und weiterer Öffentlichkeit, der Formulierung von normativen 
Zielen und der Beschreibung von möglichen geeigneten Wegen und Maß-
nahmen. Um dieses breitgefächerte Potential konstruktiv mitgestaltend 
werden zu lassen, die Monotonie und Sterilität der üblichen, an kurzfristi-
gen (zumeist finanziellen) Interessen ausgerichteten Kämpfe – also das, 
was Tom Burns und Reinhard Ueberhorst (Burns & Ueberhorst 1988) den 
„positionellen Politikstil“ nennen – zu überwinden, bedarf es eines gewis-

                                                      
474  Hier sind Verfahren wie Umwelt-Audit (Fichter 1995) oder Umweltverträglichkeitsprü-
fungen (Runge 1998) gemeint. Die große international operierende und im Sektor Biotech-
nologie aktive dänische Firma Novo Nordisk zum Beispiel führt seit mehreren Jahren eine 
Überprüfung der ökologischen Implikationen ihres unternehmerischen Handelns durch, 
indem sie unabhängige Fachleute und ökologisch orientierte Organisationen den Betrieb 
untersuchen und sich das Ergebnis berichten läßt. Die Ergebnisse dieser Prüfungen werden 
im Betrieb von der Arbeits- bis zur Vorstandsebene beraten, Konsequenzen werden erörtert, 
festgelegt und bei der nachfolgenden externen Prüfung auf ihre Wirksamkeit und Angemes-
senheit hin wiederum überprüft. Zugleich und damit verbunden hat die Firma ein Netz der 
Kommunikation mit der interessierten Öffentlichkeit aus der Umgebung der Firma (der 
Konzernsitz liegt nicht weit von Kopenhagen entfernt) und ganz Dänemark entwickelt, in 
dem Fragen der ökologischen, verbraucher- und sicherheitsbezogenen Seiten der Unterneh-
mensentwicklung behandelt werden (persönlicher Kommentar von Lise Kingo auf dem 8. 
Europäischen Kongreß Biotechnologie, Budapest, 17.-21.8.1997, sowie persönliche Mittei-
lung von Lise Kingo). 
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sen moralischen Konsenses und geeigneter Abläufe und Verfahren. Die 
Verfahren gibt es größeren Teils, für die Entwicklung eines erweiterten 
moralischen Verständnisses wirtschaftlichen Handelns gibt es immerhin 
ermutigende Zeichen.475 

An dieser Stelle der Überlegungen zur Verantwortungsorganisation 
kommt die öffentliche Politik wieder in das Blickfeld. Wahrnehmung von 
Verantwortung, so lassen sich die bisherigen Festlegungen zusammenfas-
sen, bedeutet: 
• vom Beginn der wissenschaftlichen Arbeit an eine Beachtung und akti-

ve Verfolgung von Wirkungsmöglichkeiten des eigenen Tuns auf die 
gesellschaftlichen, kulturellen und natürlichen Umgebungen; 

• eine kritische Reflexion der Möglichkeiten und Grenzen der eigenen 
Methoden und von daher eine prinzipielle Offenheit für andere Perspek-
tiven sowie ein komparatives Abwägen der eigenen Vorhaben; 

• eine institutionell organisierte Überprüfung von Prämissen und Implika-
tionen noch zu treffender Entscheidungen über Ressourcenallokationen 
gemeinsam mit möglichst vielen Beteiligten des betreffenden Feldes; 

• eine systematisch und nach offengelegten und verhandelten Kriterien 
operierende Überprüfung und Evaluation der Implementation von Ent-
scheidungen; 

• eine institutionenübergreifende Kooperation in derartigen Verfahren, die 
transparent, öffentlich und unter relevanter Beteiligung hinreichend un-
abhängiger Stellen durchgeführt werden; 

                                                      
475  Es ist bemerkenswert, daß in vielerlei Zusammenhängen Ansätze einer Wiederentdeckung 
moralischer Qualitäten in wirtschaftsbezogenem Handeln, selbst in der ökonomischen Theo-
rie (vgl. Marggraf & Streb 1997; Ostrom 1999), zu erkennen sind. Auch wenn man sich weit 
davon fernhält, solche Debattenanfänge schon für sehr wirklichkeitsmächtig zu halten, und 
durchaus nicht verkennt, daß an den ökonomischen Fronten der Rohstoffausbeutung, der 
Verteilung industrieller Arbeit, der industriellen Verwertung von Tieren, der internationalen 
Finanzmärkte und der staatlichen Subventionierung industrieller Aktivitäten – allen voran 
der Rüstung – zumeist bar einer erkennbaren normativen und demokratieorientierten Basis, 
zum Beispiel einer menschenrechtlichen, operiert wird, so sollte man doch die Perspektive, 
die in einer Neubestimmung von moralischen Seiten des wirtschaftlichen Tuns liegt, nicht 
übersehen. In der Sprache der Betriebswirtschaft heißt diese Thematik Wertemanagement 
(vgl. zum Beispiel Zimmerli 1998; Palazzo 1999). 
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• die Thematisierung und offene Erörterung auch von normativen Impli-
kationen soziotechnischer Innovationen. 

Manche dieser Festlegungen könnten sich lesen wie Regeln eines gelingen-
den Gesetzgebungsverfahrens; das wäre, wenn auch nicht intendiert, so 
doch im Ergebnis nicht rein zufällig. In der öffentlichen Politik sind es für 
unsere Betrachtung nämlich insbesondere zwei Ebenen, die für die Verant-
wortungsorganisation bedeutsam sind: die Gesetzgebung und die sektoralen 
Politikfelder. In der Gesetzgebung werden, anders als im sonstigen gesell-
schaftlichen oder politischen Handeln, Entscheidungen getroffen, die für 
alle Akteure verbindliche Handlungsgrundlagen, -möglichkeiten und -be-
schränkungen darstellen.476 Wie ich am Beispiel des Gentechnikgesetzes 
dargelegt habe, wird durch Gesetze auch eine Definition der Dimensionen, 
Institutionen und Organisation für die Wahrnehmung von Verantwortung 
hergestellt. Das ist an sich eine wenig überraschende Feststellung; hier 
dient sie als Ausgangspunkt für die Beziehung des Verfahrens der Gesetz-
gebung zur Aufgabe der Wahrnehmung von Verantwortung. Diese Bezie-
hung beinhaltet zwei wichtige Momente. zunächst die Offenheit und 
Transparenz des Prozesses der Entstehung von Gesetzesentwürfen. Ähnlich 
wie in den schon angesprochenen Verfahren bei wissenschaftlichen Ein-
richtungen oder Unternehmen ist die nachvollziehbare Einbeziehung von 
möglichst vielen Stimmen und Interessierten sowie die Orientierung des 
Vorhabens an deklarierten Kriterien besonders wichtig. In verwandter Wei-
se ist der Beratungsprozeß im Parlament zu gestalten. Hier sind die Ergeb-
nisse und Erkenntnisse der Implikationsforschungen und -beratungen aus 
den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen einzubeziehen, so daß die 
Entscheidungsvorbereitung so umfassend und auf der Höhe der Zeit ist wie 
eben möglich. 

Neben diesen Fundierungen von Entscheidungen bildet der Einbau von 
Reversibilität in Gesetze das zweite Moment. Zu diesem Zweck kann eine 
Frist zur Überprüfung oder Erneuerung des Gesetzes oder von Teilen des-
selben vorgesehen werden. Die Schaffung derartiger Reflexionsschleifen ist 
besonders dadurch sinnvoll, daß für den Revisions- und Evaluationsprozeß 
                                                      
476  Vgl. hierzu seitens der Politikwissenschaft zum Beispiel die teils kontroverse Debatte 
zwischen Fritz W. Scharpf und Niklas Luhmann (Scharpf 1998a; Scharpf 1998b; Luhmann 
1990). 
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wiederum die Verfahrensmaßstäbe gelten, die auch in der Gesetzesvorbe-
reitung wirken. 

Neben der Gesetzgebung liegt die zweite weitgefächerte Ebene der öf-
fentlichen Politik in den sektoralen Politikbereichen. Für den Gegenstand 
meiner Analyse sind dabei einflußreich die Bereitstellung von finanziellen 
Mitteln, die Gründung, Unterhaltung und Veränderung von Instituten und 
die programmatische Orientierung von innovationsgerichteten Aktivitäten. 
Das Bundesforschungsministerium spielt für viele derartige Maßnahmen 
heute eine ganz besonders wichtige Rolle. Bei diesem ist zur Organisation 
der Verantwortung als erstes eine strikte Parlamentarisierung grundsätzli-
cher Aktivitäten unerläßlich. Sowohl vor der Einsetzung von Forschungs-
programmen wie bei der generellen Gewichtung von Forschungsgebieten 
im Etat des BMBF ist eine angemessene parlamentarische Beratung vorzu-
sehen. Diese ist gut zu verbinden sowohl mit den für die wissenschaftlichen 
Akteure festgelegten Wegen und Methoden der Wahrnehmung von Ver-
antwortung wie auch mit zusätzlichen Vorkehrungen zu einer Republikani-
sierung der Entscheidungsvorbereitungen. Eine solche Vorkehrung ist die 
öffentliche Ausschreibung beabsichtigter Forschungsförderungsprogram-
me. Aus der interessierten Öffentlichkeit477 können dann Anregungen, Er-
gänzungen, Einwendungen u. ä. vorgelegt werden, die vor der Vorlage und 
Beratung im Parlament und der Verabschiedung des Programms erörtert 
und berücksichtigt oder verworfen werden.478 Ein solches Prozedere gilt 
sinnvollerweise nicht nur für das BMBF, sondern darüber hinaus für alle 
Programme oder größeren Forschungsvorhaben, die von Ministerien, Bun-
des- oder Landesbehörden veranstaltet werden sollen. Nach Beendigung 
von derartigen Vorhaben sind wiederum entsprechende Evaluationen vor-
gesehen. 

Die öffentlichen politischen Institutionen wirken, wie bereits erwähnt, 
wesentlich auch durch die Kanalisierung von Finanzmitteln. In der moder-
nen Biotechnologie sind dies schwergewichtig auch Mittel für wissen-
                                                      
477  Diese schließt alle wissenschaftlichen Institutionen ein. 
478  Ein solches Verfahren hat vor Jahren die Royal Commission on Environmental Pollution 
in Großbritannien für Freisetzungsvorhaben transgener Organismen vorgeschlagen (Royal 
Commission 1989). Mir scheint, daß generell solche Ausschreibungen nicht erst, wie auch 
noch in dem Vorschlag der Royal Commission, sinnvoll sind, wenn Vorhaben schon festste-
hen, sondern schon dann, wenn sie Gestalt gewinnen sollen. 
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schaftliche Organisationen wie DFG, MPG, Helmholtz-Gemeinschaft oder 
Fraunhofer-Gesellschaft. Zusätzlich zu den beschriebenen Öffnungs- und 
Beratungsprozessen innerhalb dieser Gesellschaften ist eine kommunizie-
rende Öffnung der Entscheidungsvorbereitungen und der Entscheidungen 
über die Verteilung der Steuergelder auf die wissenschaftlichen Organisatio-
nen wichtig. Das betrifft sowohl die Gesichtspunkte, die einbezogen und 
berücksichtigt werden, wie die Transparenz der Beratungs- und Entschei-
dungsverfahren und schließlich auch die Zusammensetzung der entscheiden-
den Gremien. Eine angemessene Berücksichtigung von Implikationsüberle-
gungen und -erkenntnissen wird dadurch befördert, daß in der Vorbereitung 
von haushaltsrelevanten Programmen, institutionellen Veränderungen und 
anderen Aktionen in der bereits beschriebenen Weise vorgegangen wird. 
Auch ist dieses Finanzverteilungsverfahren, in das Bund und Länder invol-
viert sind, auf beiden Ebenen parlamentarischer Mitberatung und Kontrolle 
zugänglich zu gestalten.479 

Schließlich gehört zur Organisation der Verantwortung in der Sphäre 
der öffentlichen Politik auch die Erweiterung der Kompetenzen in wichti-
gen Beratungsgremien der öffentlichen Forschungseinrichtungen. Wissen-
schaften in ihrem Tun und Lassen werden heute von einem ganzen Bündel 
von Bürgerorganisationen begleitet; diese Gruppen tragen, auch nach poli-
tikwissenschaftlichem und soziologischem Forschungsstand, Erhebliches 
zur Artikulation wichtiger gesellschaftlicher Probleme und möglicher Per-
spektiven der Entwicklung bei (vgl. Rucht 1994; Raschke 1993, vor allem 
in historischer Hinsicht). Aus diesen können, ebenso wie in den Implikati-
ons- und Reflexionszusammenhängen, in einem öffentlichen Verfahren mit 
der Option von Selbst- und Fremdbewerbung Bürgerinnen und Bürger ge-
wonnen werden, die als Sachkundige in den Beratungs- und Entschei-
dungsabläufen mitwirken.480 

                                                      
479  Durch die Vielzahl der beteiligten Bundesländer sind Mechanismen erforderlich, die 
einen effektiven Schutz vor dem Zwang zur Zustimmung ermöglichen, zum Beispiel durch 
das Erfordernis höherer Zustimmungsquoren. Diese Überlegung berührt die bislang ganz 
ungelöste Frage einer parlamentarischen Fundierung der Arbeit des Bundesrates. 
480  In der Rechtsprechung wird mit der Berufung von Schöffen ähnlich verfahren, aus guten 
Gründen und mit guten Erfahrungen. In den USA wird den Mitgliedern einer Jury in Straf-
verfahren sogar eine noch viel weitergehende Entscheidungskompetenz zugestanden. 
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Die hier vorgeschlagenen und überlegten Weiterentwicklungen der Auf-
gabenstellung und Aufgabenwahrnehmung von wissenschaftlichen Institu-
tionen, Forschung betreibenden Unternehmen und den dazugehörigen Be-
reichen der öffentlichen Politik sind in einzelnen Teilen nicht zuerst von 
mir bedacht worden; ich habe sie allerdings in eine zusammenhängende 
Überlegung zu integrieren versucht. Die fünf in Abschnitt 3.3.3 entwickelten 
Arten von Verantwortung (Identifikations-, Priorisierungs-, Herstellungs-, 
Implikations- und Evaluationsverantwortung), die aus den wissenschaft-
lich-gesellschaftlichen Prozessen hervorgehen, sind, wie ich dargestellt 
habe, nicht getrennt auf verschiedene Verantwortliche aufteilbar. Sie sind 
vielmehr nur so wahrnehmbar, daß Akteure jeweils mehrere Verantwor-
tungsarten in Zusammenarbeit mit anderen Mitverantwortlichen akzeptie-
ren und darauf bezogen agieren. Diese Ketten von Verantwortlichkeiten 
verursachen keine revolutionären Brüche für die darin vorkommenden In-
dividuen, Institutionen und Organisationen. Gleichwohl ist das vorgestellte 
Ergebnis einer so veränderten Wahrnehmung von Verantwortung in und für 
die Wissenschaften, in und für die Gesellschaft in seinem Zusammenhang 
schon deutlich unterschieden von dem Status quo. Dies in zwei Hinsichten: 
einerseits in dem Bestreben, erkannte Fehler der Vergangenheit nicht ein-
fach strukturell unbearbeitet zu lassen,481 andererseits aus der normativen 
Prämisse,482 daß für die Weiterentwicklung der Wissenschaften in demo-
kratieverpflichteten Gesellschaften eine Renovierung und veränderte Aus-
gestaltung der Einbettung der Wissenschaften in die Gesellschaft unum-
gänglich ist. Von daher stellt sich die Frage nach einer Einordnung meiner 
Überlegungen in die neuere demokratiepolitische und -theoretische Diskussion. 

                                                      
481  Selbst nachdenkliche Institutionen wie die „Gruppe von Lissabon“ um Ricardo Petrella, 
bis zu dessen Auslaufen 1995 Leiter des FAST-Programms der EU, beziehen die Fragen 
einer Demokratisierung und Neubeziehung von Wissenschaften auf die Gesellschaft eher 
peripher in ihre strategischen Überlegungen ein, in denen vier neue internationale Gesell-
schaftsverträge vorgeschlagen werden: ein Grundbedürfnisvertrag, ein Kulturvertrag, ein 
Demokratievertrag und ein Erdvertrag (Grüber 1998; The Group of Lisbon 1995). 
482  Für diese gibt es auch erhebliche empirische Evidenz. Vgl. dazu die langjährigen For-
schungen zu den Ergebnissen des Euro-Barometers (zur Biotechnologie zum Beispiel Mar-
lier 1992; Gaskell et al. 1997; Gaskell et al. 1999). Bemerkenswert für diesen Zusammen-
hang ist, daß die Regierungen und Parlamentsmehrheiten der Länder der EU über viele Jahre 
nicht erkennbar an den stabilen Ergebnissen der Meinungsbefragungen der Bürgerinnen und 
Bürger sich zu orientieren gewillt waren. 
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3.4 Erneuerung von Demokratie durch Offenlegung und  
Bekräftigung ihrer Möglichkeitsbedingungen 

Der empirische, historische und theoretische Bogen, den ich in der vorlie-
genden Arbeit konturiert habe, zeigt die Entwicklung der modernen Bio-
technologie einerseits als einen besonderen Problembereich mit seinen 
humanen und historischen483 Dimensionen, andererseits und zugleich als 
einen politikstrukturell und wissenschaftlich-industriell behandelten Be-
reich wie andere technologische Innovationssektoren auch.484 Wie demnach 
die möglichen Antworten auf die Frage nach einer problemadäquateren 
Wahrnehmung von Verantwortung zwar die Spezifika der biotechnologi-
schen Entwicklung sinnvollerweise zu berücksichtigen haben, so gibt es 
darüber hinaus in der demokratiepolitischen und -theoretischen Einordnung 
meiner Überlegungen ein Ineinandergreifen von Aspekten, die mit generel-
len Defiziten heutiger industriell-demokratischer Praxis und Theorie zu tun 
haben, und solchen, die insbesondere Fragen der demokratischen Bearbei-
tung biotechnologischer Entwicklungsimplikationen gelten. 

In diesem Sinne sollte die Spurensuche verstanden werden, die im nach-
folgenden Kapitel unternommen wird. Dabei werde ich mich sowohl in 
dem Feld allgemeiner neuerer demokratietheoretischer und -praktischer 
Ideen, Kontroversen und Debatten aufhalten als auch einige konkretere 
institutionelle und prozedurale Vorschläge auf ihre Verbindungsmöglich-
keiten und -fähigkeiten zu meinen Gedanken in Abschnitt 3.3 hin überprü-
fen. Dabei ist mir deutlich, nicht mehr leisten zu können als einen Beitrag 
zu einer schwierigen, relativ zu ihrer demokratiepolitischen Bedeutung un-
terentwickelten485 Debatte. 
                                                      
483  Hier ist insbesondere der Aspekt einer möglichen Beeinflussung der Evolution gemeint. 
484  Amitai Etzioni gebraucht zur Kennzeichnung des herrschenden Verhaltens die Metapher 
von dem “cops-and-robbers approach” (Etzioni 1999: 164). Man wartet, bis ein Raubüber-
fall passiert, und ruft dann nach der Polizei. 
485  Es ist ab und zu in Beiträgen etablierter deutscher Politikwissenschaftler die Bemerkung 
zu lesen, diese oder jene Theorie, dieses oder jenes Theorem sei „unterkomplex“ (zum 
Beispiel Münkler 1999: 22). Wenn mit diesem pejorativen Hieb ein Synonym für „vereinfa-
chend“ gemeint sein sollte, so könnte man außer dem Gebrauch eines unklaren Adjektivs 
wenig bemängeln. Ich vermute allerdings, daß es noch anders ist, daß nämlich hinter der so 
bezeichneten Kritik der Überlegungen anderer das unausgesprochene Für-Möglich-Halten 
einer eigenen „komplexen“ Theorie stecken könnte. Das wiederum ist doch eher ein episte-
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3.4.1 Demokratie: Was war noch die Frage? 

Der Adjektive gibt es viele in der heutigen politikwissenschaftlichen Be-
handlung des Themas Demokratie, und es kann durchaus vorkommen, daß 
man von eifrigen Kollegen in einem Disput aufgefordert wird, doch bitte 
erst einmal zu explizieren, welchem der Adjektive man sich denn zuordne, 
bevor die Sache selbst verhandelt werden darf. Derartige Situationen sind 
möglicherweise nicht nur sachlich oder persönlich skurril, sondern zugleich 
ein Indiz für die wachsende Suche nach so etwas wie Originalität ange-
sichts eines etwas träge dahinfließenden Hauptstroms von Grund-Sätzen 
über parlamentarische Demokratien,486 der durch die Selbstbeseitigung des 
diktatorischen Sozialismus nicht erkennbar belebt, durch das generell 
wachsende Gewicht empirischer Forschung eher noch zusätzliche Träg-
heitsmomente hinzugefügt bekommen hat. Lange vorbei und zumeist um-
fassend vergessen sind die Zeiten lebhafter Kontroversen und Diskussionen 
um Prinzipien von Demokratie, das Ent- und Verwerfen von politischen 
Ordnungen, Herrschaftsbeziehungen und Machtstrukturen in den ersten gut 
30 Jahren des 20. Jahrhunderts, sogar noch unter den Bedingungen der Ver-
treibung und des Exils während des Zweiten Weltkrieges.487 

Aber auch für die heutige Demokratietheorie gilt, daß sie zumeist nicht 
viel klüger denken kann, als ihr wirklicher Gegenstand solches Denken 
herausfordert, und daß die Theorie tatsächliche Grundlagenprobleme der 
Praxis nicht einfach außer acht lassen kann.488 Insofern nimmt es nicht 
wunder, daß in den heutigen Verhandlungen, wie gebrochen auch immer, 
                                                      
mischer Idealismus angesichts der prinzipiellen Unmöglichkeit von Menschen, in bezug auf 
die Erfassung, das Verstehen und das sprachliche Interpretieren gesellschaftlicher und/oder 
natürlicher Zusammenhänge anders als unterkomplex denken und Wissenschaften betreiben 
zu können. 
486  Wolf-Dieter Narr befindet, daß sich die Demokratietheorie in einem Zustand „skandalö-
ser Langeweile“ befinde (Narr 1998b). Klaus von Beyme bemerkt zum Status der Demokra-
tietheorie leicht spöttisch: „Eine grundsätzliche Systemkritik ist im Zeitalter der Transfor-
mation nicht mehr sichtbar. Der Minimalkonsens reicht weit, auch wenn er unter einer 
Vielfalt von Termini die Geringfügigkeit der Meinungsverschiedenheiten versteckt.“ (von 
Beyme 1999: 89.) 
487  Aus solchen Kreisen sind unter anderem Gründungsgestalten des Faches Politikwissen-
schaft in Westdeutschland nach 1945 hervorgegangen (Rupp & Noetzel 1991; Wagner 1990). 
488  Vgl. hierzu die Ausführungen von John Dewey, die, von 1927 stammend, anhaltend 
aktuell und interessant sind (Dewey 1996: 81 und passim). 
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alte uneingelöste theoretische Möglichkeiten und gesellschaftspolitische 
Versprechen des demokratischen Gedankens nicht nur persistieren, sondern 
erneut Kristallisationskerne wichtiger argumentativer Unterscheidungen 
bilden. Viele Bedingungen der gesellschaftlichen Zustände und Entwick-
lungen haben sich mehr oder minder weitgehend geändert, doch ungelöste 
Aufgaben machen sich bemerkbar, in der politischen Praxis wie in theoreti-
schen Bezügen. Da es mir hier nicht möglich ist, eine systematischen An-
sprüchen genügende Revue aktueller demokratietheoretischer Debatten 
auszubreiten,489 will ich mich in absichtsvoll einschränkender Auswahl vor 
allem mit den Argumentationen solcher Autorinnen und Autoren befassen, 
die mir sowohl für die demokratietheoretischen wie auch für die technolo-
giepolitischen Seiten der Biotechnologie-Entwicklung, speziell unter dem 
Aspekt der zukünftigen Gestaltung, bedeutsam erscheinen. In diesem Zu-
gang sind vier Themenfelder miteinander verflochten: Dieses sind die Fragen 
nach den Verhältnissen von Ökonomie sowie Ökologie und demokratischer 
Politik, nach den Geschlechterverhältnissen und nach den Verhältnissen 
von Wissenschaften und Demokratie.490 

In der Politikwissenschaft gilt es heute als unmodern, Fragen nach einer 
Hegemonie in den Beziehungen zwischen Politik und Ökonomie zu stellen; 
vor allem normativ, weniger empirisch. In Zeiten einer rasch wachsenden 
Internationalisierung von Kapital-, Stoff- und Informationsflüssen als 
scheinbarer Basis weiterer wirtschaftlicher Entfaltung erscheint die Forde-
rung nach einer politischen Rahmung der Ökonomie zumeist als altmodische, 
tendenziell freiheitsabträgliche Rezeptur. Insoweit hat die liberale Theorie 
der Demokratie, die von der Vorstellung einer tunlichst staatsfreien gesell-
schaftlichen, das heißt im wesentlichen ökonomischen und individual-bür-
gerrechtlichen Sphäre ausgeht, auch normativ mit der Prädominanz eines 
kapitalistischen Weltwirtschaftssystems nach 1989 breite Annahme gefun-
den. Aber eine relative Vorzüglichkeit bedeutet nicht zugleich die Lösung 
demokratietheoretischer und -praktischer Probleme. Denn die anti-staatlich, 

                                                      
489  Vgl. hierzu: Benz & Seibel 1997; Greven & Schmalz-Bruns 1999. Kritisch gegen den 
Strich bürstend: Narr 1998b. 
490  Die ebenfalls zentrale Frage nach dem Menschenbild, der anthropologischen Grundle-
gung von demokratischer Theorie, verfolge ich hier – aus pragmatischen Gründen und weil 
ich darauf wiederholt in der Arbeit schon eingegangen bin – nicht weiter. 
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eigentlich aber anti-vergesellschaftet gedachte primär ökonomische Freiheit 
ist intrinsisch gekoppelt an die Ungleichwertigkeit der formell Freien.491 
Diese Widersprüchlichkeit wiederum führt in Konsequenz entweder zu 
einer Verflüchtigung von Demokratie im Sinne der Bill of Rights oder der 
Menschenrechtsdeklaration der UNO oder aber zu einem Verschieben der 
Problematik auf die einzelnen Bürgerinnen und Bürger mit ihren Fähigkei-
ten und Unfähigkeiten. Wenn die gesellschaftliche Sphäre der Freiheits-
verwirklichung die Menschen als prinzipiell ungleichwertig bestimmt, so 
bleibt für den demokratischen Sektor der Gesellschaft wenig anderer Spiel-
raum als der der Verteidigung der ökonomischen Sphäre gegen gemein-
schaftsorientierte Ansinnen. Angesichts der realen Ungleichwertigkeiten, 
die sich in Reichtums- und Einkommensverteilung, Lebenserwartungen 
und -standards niederschlagen, gibt es in den kapitalistischen Staaten aller-
dings Anlaß zu solcher Politikdefinition und -praxis (Reich 1993). Das 
Kernproblem der liberalen Bestimmung des Verhältnisses von Politik und 
Ökonomie in der Theorie liegt also darin, daß demokratische Politik als 
Gestaltung eines gemeinsamen Lebens gar keine originäre Berechtigung, 
geschweige denn Ausgestaltung just in dem Bereich erfährt, der nach der 
eigenen Vorstellung der wichtigste für die Möglichkeit der Freiheitsver-
wirklichung ist.492 Freiheit und gutes Leben müssen sich vielmehr immer-
fort und überall gegen einen reglementierenden Staat behaupten. Demokra-
tische Politik wird ausgezehrt durch eine kategorische und übergreifende 
Subsidiarität.493 

Wenn demokratische Politik nicht als gemeinsame, gleichberechtigte 
Regelung der gemeinsamen Angelegenheiten der Bürgerinnen und Bürger, 
als praktische Ausübung der in den Verfassungen niedergelegten Souverä-
nität, beschrieben wird, sondern als unvermeidbare Regelung von Residua-

                                                      
491  Zumeist wird dabei über Ungleichheit, deren Herkunft und Folgen gestritten. Ungleich-
heit enthält aber zwei recht disparate Elemente: einesteils Ungleichwertigkeit, anderenteils 
Ungleichartigkeit. Diese beschreibt eine ontologische Kategorie, jene eine historisch-politi-
sche, weswegen für die Demokratie die Unterscheidung alles andere denn banal ist. Vgl. 
hierzu erfreulich klar aus historisch-genetischer Perspektive: Cavalli-Sforza 1999; Cavalli-
Sforza & Cavalli-Sforza 1994. 
492  Vgl. die treffliche Kritik Michael J. Sandels (Sandel 1996). 
493  Das meint noch gar nicht eine bestimmte institutionelle Ausgestaltung, sondern zunächst 
die Begründung für die Reichweite des Politischen. 
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lien, die nicht auf den gesellschaftlichen Märkten schon geregelt worden 
sind, so ist es von einer solchen Vorstellung nicht weit, nachgerade logisch 
folgend, daß die residuale Politik als Arena verstanden wird, in der die 
gesellschaftlichen Kräfte um eine möglichst weitgehende Durchsetzung 
ihrer jeweiligen eigenen Belange konkurrieren. Politik wird zur Fortsetzung 
des Marktes mit anderen Mitteln. Hierfür nun sind Prozeduren und Institu-
tionen am besten geeignet, die nach repräsentativ strukturierten Regeln 
zustandekommen, zusammengesetzt sind und arbeiten.494 

Eine recht andere Sicht des Politischen in der Gesellschaft finden wir in 
dem Postulat der Demokratie als Instrument und Ziel von Selbstregie-
rung;495 oft werden heute Autorinnen und Autoren, die in und aus diesem 
Gedankenkreis argumentieren, mit der adjektivischen Bestimmung partizi-
pativ belegt.496 Der normative Grundgedanke, daß die demokratische Quali-
tät etwelcher Entscheidungen auch abhängig ist von der Einbeziehung der 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger in das Vorbereiten und Treffen der 
Entscheidungen, ist allerdings ebenso alt wie unter demokratieorientierten 
Prämissen zwingend. Es geht dabei um ein ganzes Bündel von normativen, 
strukturellen, institutionellen und praktischen Fragen des demokratischen 
Zusammenwirkens. Zumeist und zunächst mit gutem Grund richten sich die 
Fragen auf die Konstituierung von parlamentarischen und Regierungsstruk-
turen, die Entstehung von Gesetzen, Gewaltenteilungen, Gebietskörper-
schaften u. ä. mehr. Politik besteht aber, ihrem demokratischen Grundge-
danken nach, nicht nur aus ihren Prozeduren und Institutionen, sondern 
zugleich wesentlich aus einem Prozeß von wertbezogenen Entscheidungs-

                                                      
494  Alexis de Tocquevilles Beschreibungen der „Tyrannei der Mehrheit“ in den USA liest 
sich heute, gut 160 Jahre nach ihrer Niederschrift, wie eine beißende Kritik dieser liberalen 
Ent-Politisierung (de Tocqueville 1987, Erster Teil: insbes. 375). 
495  Im angelsächsischen Sprachgebrauch läßt sich diese Differenz schön ausdrücken: “go-
vernment by the people” versus “government for the people”. Sandel nennt “central to re-
publican theory […] the idea that liberty depends on sharing in self-government” (Sandel 
1996: 35). 
496  Barbara Holland-Cunz (1998) hat in ihrer grundlegenden Studie darauf hingewiesen, daß 
ein erhebliches nomenklatorisches Durcheinander und eine häufige Benutzung wenig trenn-
scharfer Begrifflichkeiten in Klassifizierungsversuchen von Demokratietheorien herrschen. 
Zugleich verteidigt Holland-Cunz die Grundannahmen der partizipativen Demokratie treff-
lich gegen häufig vorgebrachte Kritiken, wie zum Beispiel die von Manfred G. Schmidt (1997). 
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findungen und -durchsetzungen.497 Eben hier setzt Benjamin Barber mit 
seiner Konturierung einer „starken“ Demokratie an: 

„Sie läßt sich formal definieren als partizipatorische Politik, wo-
bei Uneinigkeit bei Fehlen eines unabhängigen Grundes durch 
Teilhabe an einem Prozeß fortlaufender, direkter Selbstgesetzge-
bung und durch die Schaffung einer politischen Gemeinschaft 
aufgelöst wird, die es vermag, abhängige, private Individuen in 
freie Bürger und partikulare wie private Interessen in öffentliche 
Güter zu verwandeln“ (Barber 1994: 120-121). 

In dieser Vorstellung findet sich privates Interesse nicht mehr als der unhin-
terfragte Eckstein aller Gesellschaftlichkeit, sondern als ein Element, ein 
Partikel für den gemeinsamen Prozeß der Entdeckung, Definition und Um-
setzung gemeinschaftlicher Interessen. Ähnlich wie im sozialistischen Ideen-
kreis wird das Erfordernis der Bändigung und Verpflichtung des Eigennut-
zes gesehen; in der starkdemokratischen Idee bleibt das private Interesse 
aber etwas nicht diskriminiert Zulässiges, das in die gemeinsamen politi-
schen Beratungsprozesse eingeht; gelungene Ergebnisse von politischen 
Beratungen wiederum bestehen nicht in der Kodifizierung dominierender 
privater als öffentliche Interessen, sondern in der Überschreitung der jewei-
ligen privaten Anliegen zu einem allgemeinen. 

Eine aus meiner Sicht hierbei ungelöste Frage bleibt die nach den nicht 
öffentlichen Machtstrukturen,498 die aus den ökonomischen Zuständen und 
Abläufen resultieren, und nach den Möglichkeiten, diese in den demokrati-
schen Prozeß einzubeziehen. Das ist zwar auch eine eminent praktische 
Frage, die mich hier nicht in erster Linie interessieren kann, zugleich aller-
dings eine theoretische. Denn, so wäre zu fragen, wo bleibt und worin be-
steht die Möglichkeit einer Demokratie, wenn ökonomische Verfügungen 
existieren und wirken, bevor alle demokratische Politik überhaupt beginnt? 
Diese Frage ist beileibe nicht neu. Die von der sozialistischen Arbeiterbe-

                                                      
497  Deshalb muß die zunächst so hilfreiche Trennung von politics, polity und policy sogleich 
wieder zusammengeführt werden. Auf die vielfältige Unterbelichtung des Aspektes der 
Entscheidung hat Michael Th. Greven hingewiesen (Greven 1999). 
498  Norberto Bobbio hat (1988: 108) hierfür den schönen Begriff des sottogoverno geprägt 
und darauf hingewiesen, daß es in den parlamentarischen Staaten auch außerökonomische 
Bereiche gibt, die jedem öffentlichen Einfluß weitgehend entzogen sind, wie zum Beispiel 
der militärische Sektor. 
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wegung und Theorie vorgeschlagene Überführung der Produktionsmittel in 
Gemeineigentum ist denkbar, aber aller empirischen Evidenz nach bisher 
nicht praktikabel gewesen; sie ist zu einer Überführung in Staatseigentum 
geraten, sei es unter kapitalistischen oder sozialistischen Vorzeichen. Eine 
tatsächlich gemeinschaftliche Bestimmung der vier diesbezüglichen Grund-
fragen, was, wie, für wen und zu wessen Nutzen produziert wird, ist nicht 
gelungen.499 Dieser Befund und der ihm zugrundeliegende Sachverhalt mag 
mit der historischen Sekunde zusammenhängen, in der entsprechende Ver-
gesellschaftungsversuche unternommen worden sind. Die sozialistischen 
Politiken der Länder, die dem sowjetischen Muster folgten, waren nicht 
allein durch ihre Effizienz der Güterversorgung, sondern ebenso durch ihre 
autoritären, gewaltvollen und unfreien Prozeduren abschreckende exempla. 
Theoretisch begründete und sozialistisch orientierte Experimente einer 
politischen Rahmung ökonomischer Aktivitäten konnten sich so erst gar 
nicht entfalten oder wurden nach kurzer Zeit zerbrochen. In den kapitalisti-
schen Ländern wiederum wurden weitergehende Fortschritte als Verstaatli-
chungen oder Regelungen zur betrieblichen Mitbestimmung nicht erreicht. 
Die immanenten Kräfte der Konzentration wirtschaftlicher und finanzieller 
Macht, in jüngerer Zeit rasch wachsend in internationalem Maßstab, erwie-
sen sich als erfolgreich und durchsetzungsfähig. Nach der Blamage des 
sozialistischen Lagers verschwand der ganze damit zusammenhängende 
Theoriestrang in dem Museum für historische Monstrositäten. Die Frage 
einer Denkmöglichkeit von demokratischer Gestaltung der Ökonomie ist 
damit allerdings nicht beantwortet. 

In den letzten nahezu 40 Jahren ist nun zu der sozialen Schieflage der 
Machtseite der industriell-kapitalistischen weltweiten Wirtschaft die Seite 
ihrer ökologischen Unangemessenheit deutlicher in öffentliche politische 
Erscheinung getreten. Die erschöpfende Nutzung und Verschmutzung von 
physikalischen und biologischen Ressourcen und das Inverkehrbringen von 
tausenden neuer Substanzen, vor allem chemisch-synthetischer Provenienz, 
also der industrialisierte naturgesellschaftliche Stoffwechsel mit seinen 
unübersehbaren materiellen, sozialen, ästhetischen und lebens-qualitativen 
Verlusten, Katastrophen, Gefährdungen und Risiken hat langsam, aber 

                                                      
499  Auch Barber (1994: 287) beschäftigt sich überwiegend mit der Frage der Produktionsbe-
dingungen, der Wie-Frage. 
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sicher eine doppelte Frage auf die Tagesordnung der öffentlichen Ausein-
andersetzung befördert. Der eine Teil der Frage ist institutionell und proze-
dural verstehbar: Auf welche Weise können demokratische Entscheidungen 
so vorbereitet und getroffen werden, daß sie die ökologischen Imperative 
und Zwänge möglichst angemessen einbeziehen? Der andere Teil der Frage 
ist eminent normativer und theoretischer Natur. Welches sind die den lang-
sam und bruchstückhaft erkannten ökologischen Rahmungen korrespondie-
renden Normen, die beachtet werden müssen, welches sind die tragenden 
Begründungen für solche Normen, und wie können diese in bisherigen 
demokratischen Verfassungen nicht vorkommenden Normen in das Gefüge 
von grundlegenden Bestimmungen eingeordnet werden? Welche Folgerun-
gen schließlich hat solches Einfügen für die Bedeutung und den Zusam-
menhang der schon bestehenden Normen? 

3.4.2 Demokratische Ökonomie? 

Der enge Kontext von ökonomischen und ökologischen Aspekten figuriert 
in der modernen Biotechnologie, wie zu sehen war, ab origine sowohl in 
den Vorstellungen der Opponenten wie in denen der Proponenten.500 David 
C. Korten hat den Versuch unternommen, mit seinem Entwurf einer post-
corporate world (Korten 1998) diese Verknüpfung aufzunehmen und kon-
zeptionell auszugestalten. Er beschreibt vier Veränderungen, die wesentlich 
sind für einen Übergang in eine Gesellschaft, die persönliche Freiheit, be-
wußtes soziales Leben, ökonomische Effizienz und die Einhaltung ökologi-
scher Gebote nach Regeln und im Rahmen demokratischer Prinzipien so-
wohl ermöglicht wie herausfordert. Diese seien ein verantwortungsvoller 
Gebrauch der Freiheit (responsible freedom), die Gestaltung sinnvoller 
Märkte (mindful markets), wirtschaftliche Demokratie (economic democra-
cy) und die Stärkung der Rechte der lebendigen Menschen (the rights of 
living persons). Ein verantwortlicher Gebrauch der Freiheit ist für Korten 
möglich, weil Menschen entscheidungsfähig sind; er ist eo ipso unumgäng-
                                                      
500  Der Unmißverständlichkeit halber sei hier nochmals darauf hingewiesen, daß vor allem 
ökologische Probleme der Industriegesellschaften beileibe nicht mit der modernen Biotech-
nologie aufgekommen sind; das ändert allerdings nichts daran, daß die Maßstäbe und Sensi-
bilitäten, mit denen die Biotechnologie gemessen und mit denen ihr begegnet wird, jeden-
falls teilweise auf die akkumulierten Vorerfahrungen aufsetzen. 
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lich, um eine menschenwürdige Existenz überhaupt zu ermöglichen. “It’s 
freedom’s paradox. To be truly free we must learn to practice a mindful 
self-restraint in the use of freedom” (Korten 1998: 146). Ein entwickeltes 
Bewußtsein der sozialen und ökologischen Einbettung der Existenz und 
Interaktionen von Menschen ist für Korten grundlegend bedeutsam für die 
Möglichkeit einer demgemäßen Gesellschaft. Ein solches Bewußtsein habe 
die Opposition von Individualität und Sozialität nicht zwangsweise zugun-
sten einer Seite aufgelöst, sondern durch die Anerkennung der wechselsei-
tigen Bedingtheit der widersprüchlichen Teile den Weg für eine gedeihliche 
Gemeinsamkeit gefunden: “[W]e gain freedom only as we accept responsi-
bility for using it with mindfulness of the needs of the whole” (ebd.: 138). 
Korten sieht sowohl in asiatischen wie in europäischen Traditionen tief 
reichende Wurzeln eines solchen sozialen Bewußtseins. Diese seien in Eu-
ropa und Nordamerika indessen durch die Kombination des Hobbesschen 
coercive state mit einem undefinierten Marktliberalismus ins Hintertreffen 
geraten. Abseits von und neben diesen herrschenden Strukturen hätten sich 
allerdings vielfältige Initiativen und Organisationen ausgebildet, die ihre 
Aktivitäten auf den Märkten mit einem wachen Bewußtsein von den Erfor-
dernissen für die gemeinsamen Angelegenheiten unternähmen. „Voluntary 
Simplicity“, „Global Action Plan“, „The Natural Step“ und andere Zusam-
menschlüsse, die unter anderem strenge umweltbezogene Anforderungen 
und Prüfungen statuiert hätten, stünden dafür. Auch in den beiden Sektoren, 
die unmittelbar und elementar mit menschlichem Wohlbefinden verbunden 
sind, nämlich im Lebensmittel- und im Gesundheitsbereich, existierten be-
achtliche Aktivitäten und Unternehmen, vor allen anderen das organic farming 
movement und das holistic health movement. Die zerstörerischen Konse-
quenzen des bisherigen exzessiven Gebrauchs vor allem von ökonomischer 
Freiheit dokumentieren für Korten das Erfordernis einer Abkehr: “We see 
evidence at every turn of the heavy price we have paid for our pursuit of 
freedom without responsibility. Freedom and responsibility go hand in 
hand as an essential foundation of a civil society” (ebd.: 150). 

Der zweite Veränderungsbereich sind für Korten die Märkte. Märkte 
stellen zunächst einen “sophisticated but somewhat fragile mechanism for 
organizing economic life so that each individual contributes to the whole 
while meeting his or her own needs with maximum freedom in the exercise 
of responsible choice” (ebd.: 151) dar. In Kortens Augen ist Adam Smiths 
öffentliche Vereinnahmung als Ideologe einer verantwortungsbefreiten, 
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gewinnmaximierenden Ökonomie und des durch die invisible hand wun-
dersam gemeinschaftlich gewendeten Eigennutzes eine vieljährige Verdre-
hung des Theoretikers, der weit mehr Energie in sein wissenschaftliches 
Werk The Theory of Moral Sentiment (Smith 1984) gesteckt habe als in das 
mißinterpretierte Wealth of Nations (Smith 1973); gerade mit Bezug auf 
Adam Smith könne von einer Ökonomie ohne moralische Begründungen 
und Grenzen die Rede nicht sein. “The open insistence by capitalist ideo-
logues that the capitalist rightfully bears no responsibilities for the conse-
quences of his or her actions for the wider society is one of capitalism’s 
more perverse aspects” (Korten 1998: 154). Es stellt sich demnach die 
Aufgabe eines “bringing values back to economic life” (ebd.: 155). Diesem 
normativen Ziel dienen zehn Regeln für mindful markets: 

1. Leben ist der Maßstab. 
2. Kosten sind dem Verursacher zuzuordnen. 
3. Angestrebt werden Unternehmen in einer menschengemäßen Grö-

ße und im Eigentum derer, die in ihre Aktivitäten involviert sind 
(stakeholder). 

4. Ausgewogenheit der Marktteilnehmer ist erstrebenswert. 
5. Offenheit und Transparenz der Aktivitäten auf den Märkten wird 

bevorzugt. 
6. Die gemeinsame Nutzung von Wissen und Techniken wird unter-

sützt. 
7. Vielfalt und Selbständigkeit sind gesucht. 
8. Es ist wichtig, die eigenen Grenzen zu sehen. 
9. Die notwendige Rolle der Regierung wird anerkannt. 

10. Eine moralisch wache Kultur wird gepflegt.501 

Korten sieht realistisch, daß derartige Regeln Bedingungen beschreiben, 
“that distinguish the healthy and mindful market from a capitalist econo-
my” (ebd.: 155). Allerdings geht es ihm nicht um abstrakte moralische Über-
legungen, sondern um handfeste Kategorien und Veränderungen.502 Dazu 
gehören für Korten Indikatoren zur Messung von Lebensqualitäten in der 
                                                      
501  Die Übersetzung der “rules for mindful markets” ist von mir; dabei habe ich die impera-
tivische Sprachform nicht übernommen (vgl. Korten 1998: 155). 
502  So beschreibt er in den Erläuterungen zu den Regeln mögliche wichtige Elemente (Kor-
ten 1998: 156). 
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menschlichen und in der natürlichen Gesellschaft, Steuerveränderungen zur 
Internalisierung von Umweltbelastungen und zur Entlastung von Arbeits-
kosten, die Normierung von Standards für Löhne, Arbeitsbedingungen und 
Umweltschutz, dezentrierte und kleinräumige Eigentumsstrukturen, die Ver-
meidung von Armut und extremem Reichtum,503 Offenlegung von Inhalts-
stoffen und Herstellungsverfahren von Produkten, die Nutzung von Eigen-
tumsrechten504 zur Verbreitung nützlicher Kenntnisse, die Stärkung lokaler 
und kleinräumiger Handels- und Wirtschaftskreisläufe, die notwendigen 
Abgrenzungen zum Schutz von lokalen und regionalen Ökonomien. In 
einem solchen Rahmen könnten sich die Strukturen, Verhaltensweisen und 
Maßnahmen entwickeln, die die Entfaltung von bedeutungs- und sinnvollen 
Märkten sowohl ermöglichen, wie auch durch diese unterstützt werden. 

Bewußtes Leben und gemeinwohlorientierte Märkte sind für Korten 
wichtige Elemente einer Welt jenseits der Dominanz von geldgewinnorien-
tierten Wirtschaftsimperien. Das Kernstück einer Veränderung sei aller-
dings die Umordnung der Eigentums- und wirtschaftlichen Verfügungs-
rechte; denn der moderne “global capitalism may be described in terms of 
institutional relations that concentrate the power of ownership in the hands 
of an economic aristocracy that is delinked from community interests and 
has no accountability” (ebd.: 163). Kortens Demokratie in der Ökonomie 
hingegen “seeks broad participation in the ownership of productive assets 
and the strong linkage of these ownership rights to people who live in the 
communities in which the assets are located” (ebd.: 163-164). Es geht mit-
hin um die An- und Rückbindung von Eigentumsrechten an Produktivver-
mögen, an gemeinwohlorientierte Strukturen sowohl räumlicher wie auch 
personeller wie sächlicher Art. Korten zeigt an der Gegenüberstellung von 
Typen von Unternehmen die grundlegenden und weitreichenden Unter-

                                                      
503  “A global economy in which the majority of people live on less than $2 a day and Bill 
Gates increases his assets by $18 billion in a good year is going to be very responsive to Bill 
Gates’s slightest whim and take no interest at all in even the most basic survival needs of 
those without money. […] Aristotle observed more than two thousand years ago that a socie-
ty without extremes of wealth and poverty is more likely to be a healthy society” (Korten 
1998: 158). 
504  Damit sind hier intellektuelle Eigentumsrechte wie Patentrechte und andere wirtschaftli-
che Schutzrechte gemeint. 
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schiede für die Sozialität und die Problematik der “absentee ownership”,505 
einer Eigentumsform, die soziale Verantwortung nicht oder kaum kennt. 
Ähnlich wie Korten sich bemüht, Adam Smith gegenüber den einseitigen 
epigonalen interpretativen Konjekturen zu rehabilitieren, so sucht er auch 
John Lockes Argumentation zur Rechtfertigung privaten Eigentums zu 
rekonstruieren. Locke hatte danach drei Prämissen gesetzt: daß Gott die 
Erde allen Menschen übergeben habe; daß Menschen mit ihrer Geburt ein 
Recht auf Lebensunterhalt zukomme, also auf Essen und Trinken und ande-
re Dinge, die natürlicherweise zum Leben erforderlich sind; schließlich, 
daß jeder Mensch ein Eigentum an seiner Person habe, auf die demnach 
niemand anderes irgendein Zugriffsrecht besitze. Die Arbeit, die ein 
Mensch körperlich verrichtet, und das Werk seiner Hände gehören dem-
nach berechtigterweise ihm.506 Von diesen naturrechtlichen Grundpositio-
nen her ist Eigentum Basis zur Lebensgestaltung, wobei eine gleiche Aus-
stattung der Menschen unterstellt wird. “The amount of the property to 
which one person may rightfully claim exclusive rights is limited to the 
amount required to produce a basic livelihood by his or her own hand and 
by the amount of like property available to others” (ebd.: 168). 

Nun lebte schon John Locke nicht mehr in einer agrarischen Gesell-
schaft, wie seine Argumentation zunächst unterstellt. In Zeiten von Indu-
strie und Geldwirtschaft, so interpretiert Korten John Locke, sind “industri-
ans, persons who seek to realize the full productive potential of their assets. 
Such accumulation therefore maximizes the total wealth of society without 
harm to anyone and improves the well-being of all” (ebd.: 169). Die Über-
legung, daß die Kapital- beziehungsweise Vermögensakkumulation sowohl 
niemandem schade wie zugleich die allgemeine Wohlfahrt erhöhe, er-
scheint Korten als “sensible argument” (ebd.: 169), insbesondere vor dem 
Hintergrund, in welcher Abwandlung Lockes Erwägungen in der kapitali-

                                                      
505  Korten stellt die zentralisierte Wal-Mart-Gruppe den Malden Mills gegenüber, einer Tex-
tilfirma, deren Eigentümer trotz internationaler Textilkrise und eines Großfeuers ihrer Ge-
meinwohlverantwortung nachgekommen sind und mit erheblichem wirtschaftlichen Erfolg 
arbeiten (Korten 1998: 164-167). 
506  Korten zitiert aus dem § 5 des Second Treatise of Government (zuerst 1689/1690). Diese 
demokratisch-menschenrechtlichen Grundpositionen Lockes kontrastieren stark zu Lockes 
„verdrehter Rechtfertigung von kolonialer Eroberung und Sklaverei“, worauf Seliger (1985: 
381) zu Recht hinweist. 
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stischen Moderne eingesetzt werden. Die Behauptungen vieler zeitgenössi-
scher Ökonomen über eine positive Rückkopplung zwischen Investitionen, 
Wachstum und Wohlstand bauen wiederum auf drei Bedingungen auf: 
– daß die akkumulierten Vermögen produktiv angelegt werden und also 

durch weitere nützliche Produkte der gesellschaftliche Reichtum ge-
mehrt wird; 

– daß die Naturressourcen in Relation zur Nachfrage im Überfluß vorhan-
den sind, so daß deren vermehrter Verbrauch niemandem nachteilig an-
schlägt; 

– daß die Früchte der Herstellung nützlicher Dinge breiten Schichten der 
Gesellschaften zugute kommt. 

Das ist in Kortens Sicht der modernisierte Locke der kapitalistischen Welt-
sicht. Allerdings steht für Korten fest, daß “none of these assumptions cur-
rently hold up” (ebd.: 169). Korten ist nun bestrebt – trotz und gegen Lockes 
Einlassungen zur Rechtfertigung von Vermögenskonzentrationen unter indu-
striellen Bedingungen –, die Essenz seines Eigentumsbegriffs zu retten. Eine 
solche Rettung sieht Korten in der Verknüpfung der Eigentumsrechte mit der 
Notwendigkeit zur Erarbeitung eines Lebensunterhaltes; so schlußfolgert er: 

“Property rights continue to have appropriate moral legitimacy 
when used to secure the right of all individuals as stakeholders in 
the assets on which they depend to produce a reasonable living for 
themselves and their families. They lack moral legitimacy, how-
ever, when used by those who have more than they need to ex-
clude others from access to a basic means of living or to absolve 
themselves of responsibility for equitably sharing and stewarding 
the resources that are the common heritage of all who were born 
to life in this planet” (ebd.: 170). 

Korten sieht zwei Aspekte einer neuen Legitimierung von produktivem 
Eigentum: die stakeholder ownership und die Präferierung von Unterneh-
mensstrukturen mit smaller, more human-scale organizations. Stakeholder 
ownership bedeutet Eigentumsverhältnisse, die durch zwei miteinander 
gekoppelte Funktionen gekennzeichnet sind, nämlich eine materiell und 
sächlich aktiv mitbestimmende Rolle der stakeholder507 in der Politik des 

                                                      
507  Das englische stakeholder läßt sich mit einem Wort nicht zutreffend ins Deutsche über-
tragen. Es enthält sowohl Elemente von Interesse wie auch Betroffenheit, Engagement. 
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Unternehmens und eine Bildung von Eigentümergesellschaften vor allem 
durch jene, die in dem Unternehmen arbeiten, die ihm zuliefern, die seine 
Produkte konsumieren, die in der Nachbarschaft und umliegenden Kom-
munen leben. 

“The basic act of transferring the rights and powers of ownership 
from shareholders to stakeholders changes the very nature of the 
enterprise from an instrument of money to an instrument of life 
and community” (ebd.: 170-171). 

Korten unterscheidet bei diesen neuen Eigentumsstrukturen zwischen einer 
formellen und einer materiellen Beteiligung. Die formelle, als stakeholder 
capitalism bezeichnet, wie sie zum Beispiel durch Aktienbesitz von Unter-
nehmensangehörigen, Gewinnausschüttungen in Fonds u. ä. vorkommt, 
stelle keine ernsthafte Modifikation der tatsächlichen Bestimmungsverhält-
nisse dar. Erst dann, wenn die stakeholder in der Unternehmensverfassung 
wie in den täglichen Abläufen die Imperative für das Management definie-
ren und deren Befolgung kontrollieren, kann für Korten mit gutem Grund 
von ownership die Rede sein.508 Die Gegenüberstellung von stakeholder 
ownership und absentee ownership legt offen, daß für Korten insbesondere 
die Frage der Verantwortlichkeit im Zentrum seiner Argumentation für eine 
post-corporate world steht. Während im ersteren Fall eine langfristige, an 
Menschen und der Gemeinschaft vor Ort, der kommunalen Gesellschaft509 
orientierte Verantwortung mit hoher interpersonaler Verbindlichkeit er-
scheint, so gibt sich der zweite Fall, das heißt die heute vorherrschende 
Praxis, durch kurzfristige Gewinnorientierung ohne jede spezifische orts-
gebundene und soziale Verantwortung zu erkennen. 

Verantwortung ist auch ein wichtiger Aspekt hinsichtlich der Dimensio-
nierungen von Unternehmen. Hier schlägt der Ökonom David Korten mit 

                                                      
Etymologisch enthält es ein starkes Element von Abgrenzung, nämlich durch den Holzpfahl, 
mit dem ein Territorium abgegrenzt oder ein Tier festgesetzt wird. 
508  Korten sieht durchaus realistisch, welche auch – und vor allem? – mentalen Umorientie-
rungen aus einem abhängigkeitsgewohnten hin zu einem direktiven und gestaltenden Ver-
halten erforderlich sind, damit vor allem die Unternehmensbeschäftigten eine andere Rolle 
gegenüber dem Management gewinnen können (Korten 1998: 171). 
509  Diese Orientierung ist nicht lokalpatriotisch oder gemäß dem NIMBY-Syndrom (not in 
my backyard) zu verstehen; hier sollen nicht Inseln der Glückseligen hinter dem Winde, 
sondern Verantwortungsräume gedacht und praktiziert werden. 
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seinen jahrzehntelangen Erfahrungen und Kenntnissen über betriebliches 
Management und die Vorteile überschaubarer, kleinteiliger Strukturen 
durch. Nicht aus ideologischen Gründen plädiert Korten im Sinne des Im-
perativs small is beautiful. “Meaningful participation in the exercise of 
ownership rights and responsibilities is easier, more effective, and leads to 
more satisfying work relationships in smaller, more human-scale organiza-
tions” (ebd.: 173).510 Nun ist ein Standardeinwand gegen kleinteilige und 
kleinräumige Unternehmensstrukturen, daß diese die großen Nachfragesek-
toren nicht effizient bedienen könnten. Diesem Verweis begegnet Korten 
wiederum mit einem Bündel von Beispielen nicht allein aus den USA, son-
dern auch aus Italien, Dänemark und Indien,511 deren Grundidee die Um-
kehrung des üblichen Beziehungsgefüges sei: Nicht die Zentrale definiert, 
was die Gliederungen tun und lassen, sondern die Gliederungen bestimmen, 
wofür die Zentrale da ist und was sie tun soll. Korten nennt das eine inside-
out-holding.512 Die Vernetzung von kleinräumigen Aktivitäten, die Nut-
zung gemeinsamer Markenzeichen, Einkaufsorganisation und Infrastruktur 
ermögliche ohne weiteres ein großräumiges Agieren ohne bürokratisch-
hierarchischen Zentralismus und bei voller Selbständigkeit der einzelnen 
Mitglieder. “All these examples”, so resümiert Korten, “underscore the 
basic point, that large-scale needs can be met through the self-coordinated 

                                                      
510  Korten beschreibt die anhaltende Diskrepanz zwischen vielen weithin nominell akzep-
tierten betriebswirtschaftlichen Konzepten in diesem Sinne und der Dominanz der relativ 
starren, hierarchischen und linearen Organisationsform der dominanten transnationalen Groß-
unternehmen, die trotz formeller Innovationen – wie zum Beispiel mit dem Konzept der 
intrapreneurship – die entscheidenden Dispositionsbefugnisse in den alten Strukturen belassen. 
511  Die von Korten aufgeführten Beispiele begreifen auch eine Organisation namens „Ap-
propriate Technology International“ ein, die in 61 Ländern Afrikas arbeitet und insbesonde-
re in der effizienteren sozialökonomischen Organisation von Teilen der Grundversorgung 
wie mit “oilseeds, coconut, fruits and vegetables, nontimber forest products, coffee, live-
stock, high-value animal fiber, and fuel-efficient cookstoves” den Erzeugern eine erhebliche 
Verbesserung ihrer Situation ermöglicht (Korten 1998: 180). 
512  Ein Beispiel für solche Organisationsformen ist die Kreditkartenorganisation VISA 
International, der mehr als 23.000 Mitglieder (Bankinstitute) angehören. Vor allem nach 
zwei Prinzipien arbeitet VISA International: “First, power and governance must be equitably 
distributed among the members. Second, the organization must be capable of constant, self-
generated change without sacrificing its essential nature and guiding principles.” Der Grün-
der von VISA International, Dee Hock, nennt diese Form der Organisation “chaordic”. Vgl. 
Korten 1998: 176. 
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efforts of individually owned small-scale firms without subordinating them 
to global capital” (ebd.: 180). Nicht allein veränderte Eigentumsstrukturen, 
sondern zugleich die politische Wiederbelebung eines gemeinwohlorien-
tierten Eigentumsbegriffs machen Kernstücke der ökonomischen Demokra-
tie aus. Auch hier konzediert Korten, daß der Übergang sicherlich nicht 
problemlos sein kann. “We must break the monumentum carrying us with 
ever greater speed to a place we do not want to go. To set a course to a just, 
sustainable and compassionate post-corporate world we must reverse the 
process by which the institutions of money have acquired their rogue 
power” (ebd.: 181-182). 

Als vierten Baustein für einen lebensorientierten Weg gesellschaftlicher 
Ordnung sieht David Korten die Restituierung der rights of a living person. 
In den normativen Prioritäten der gesellschaftlichen Entwicklung der USA 
gibt es nach Korten eine prinzipielle Asymmetrie; und dies nicht erst seit 
kurzem, sondern zumindest seit mehr als 100 Jahren. Im Jahr 1886 stellte 
nämlich das höchste Gericht der USA fest, daß Unternehmen vor dem Ge-
setz Rechte analog zu den in den Verfassungsgrundsätzen kodifizierten 
Persönlichkeitsrechten zustehen. Diese seinerzeit im Gericht nicht einmal 
erörterte513 weitreichende Entscheidung zur Verleihung von Rechten an 
eine Institution, die zugleich keine vergleichbar umfassende Verantwort-
lichkeit kennt, sieht Korten als einen Eckpfeiler der normativen und exis-
tentiellen Ungleichheit im gegenwärtigen Wirtschaftssystem. Seit 1886 sei 
die juristische Konstruktion der Handlungsvollmachten von Unternehmen 
ohne korrespondierende Verantwortungspflichten immer weiter ausgebaut 
worden:514 “Step by step, largely through judge-made law, corporations 
have become far more powerful than ever intended by the people and 
governments that created them” (ebd.: 186). So stelle sich die Aufgabe, die 
erkannte Imbalance zugunsten der lebenden Menschen zu verändern: “To 
restore the rights and powers of the living we must eliminate the autono-
                                                      
513  “According to the official case record, Supreme Court Justice Morrison Remick Waite 
simply pronounced before the beginning of argument in the case of Santa Clara County v. 
Southern Pacific Railroad that ‘The court does not wish to hear argument on the question of 
whether the provision in the Fourteenth Amendment to the Constitution, which forbid a state 
to deny to any person within ist jurisdiction the equal protection of the laws, applies to these 
corporations. We are all of opinion that it does.’” (Korten 1998: 185) 
514  Beispiele dazu bei Korten 1998: 186. 
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mous rights and power of money and its institutions through a sixfold 
agenda” (ebd.: 188). Diese Agenda umfasse 

1. die Wiederherstellung von politischer Demokratie, 
2. die Beendigung der juristischen Fiktion der Existenz einer Unter-

nehmenspersönlichkeit, 
3. die Schaffung eines internationalen Übereinkommens zur Regulie-

rung von grenzüberschreitenden Unternehmen und Kapitalströmen, 
4. die Beseitigung einer Politik des Wohlergehens für große Unter-

nehmen, 
5. die Wiederbelebung der Rolle des Geldes als Tauschmittel und 
6. das Voranschreiten einer ökonomischen Demokratie.515 

Korten konstatiert, daß durch die ubiquitäre Wirkungsmacht der großen 
Unternehmen eine zentrale Prämisse der liberalen Demokratie weitgehend 
konterkariert werde, nämlich das Prinzip der Gleichwertigkeit der Stimmen 
bei Wahlen und Abstimmungen: “If a democracy of people based on one 
person, one vote is to be restored, then we must have strict limits on politi-
cal giving and spending and get corporations out of the political process” 
(ebd.: 189). In einigen Bundesstaaten der USA hat es mehrfach Versuche 
gegeben, die Abhängigkeit von Kandidaturen von Industriegeldern gesetz-
lich zu unterbinden – nach vielem Hin und Her jedenfalls in den kleinen 
Staaten Maine und Vermont mit Erfolg. Hier schließt Korten programma-
tisch an, indem die öffentliche Finanzierung von Kandidaturen vorgeschlagen 
wird, die Bereitstellung kostenfreier Zeiten in Rundfunk und Fernsehen516 
sowie ein gesetzliches Verbot für Unternehmen, Wahlen, Gesetzgebungen, 
Referenden, Verhandlungen über internationale Abkommen und derglei-
chen finanziell, lobbyistisch oder publizistisch zu beeinflussen.517 Eine 
                                                      
515  Diese Agenda stellt sich Korten als eine Kombination von “specific legislative proposals, 
programs of direct action, and political mobilization strategies” (Korten 1998: 188) vor. Die 
hier nicht weiter aufgeführten Elemente betreffen vor allem mögliche und notwendige bür-
gerschaftliche Aktivitäten. 
516  Dies als Entgelt für die Überlassung der public airwaves an die Radio- und Fernsehsen-
der (Korten 1998: 190). 
517  Hier ist darauf hinzuweisen, daß es durchaus beachtliche Unterschiede zwischen den 
USA und zum Beispiel Deutschland in dem Ausmaß gibt, in dem unmittelbar und öffentlich, 
sozusagen schamlos, große Unternehmen Einfluß auf die (Kandidaten-)Auswahl für politi-
sche Spitzenämter nehmen. Zudem werden in Deutschland die Bundestagsparteien mit ca. 
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solche gedachte Rückführung von Unternehmen aus der politischen Arena 
in die ökonomische Sphäre und zu deren eigentlicher Aufgabe, nämlich der 
Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen für die Gesellschaft,518 
sucht Korten – wohl wissend, über welch’ neuralgischen Punkt er spricht – 
erweiternd abzusichern, indem normiert wird, daß persönliche Rechte aus-
schließlich für natürliche Menschen gelten, die juristische Fiktion eines 
Unternehmens als Person beendet wird, letztlich die heute mächtigste Form 
von Unternehmen, die Aktiengesellschaft, abgelöst werden soll: 
                                                      
100 Mio. Euro pro Jahr aus Steuergeldern finanziert. Indessen ist das ganz offensichtlich, 
wie man Ende 1999 wieder an den Vorgängen in den Kassen der CDU sehen konnte, kein 
Palliativ gegen eine buchstäblich manifeste Einflußnahme von Unternehmen auf Politiker 
und Parteien. Eine bittere Ironie der Geschichte des Parlamentarismus und der Demokratie, 
wenn man sich erinnert, daß nach den großen Spendenaffären (Flick et al.) der stark erwei-
terte Zugriff der Bundestagsparteien auf die Kasse der Steuerzahler mit der angeblich da-
durch verhinderbaren Abhängigkeit von Unternehmensspenden begründet worden war (vgl. 
zur Parteienfinanzierung: Landfried 1990). Im übrigen spielen möglicherweise Unternehmen 
insbesondere aus der Medienbranche eine ganz entscheidende Rolle beim Zustandekommen 
von Vor-Entscheidungen über Personen für höchste Staatsämter (vgl. dazu Lafontaine 1999 
über die Entstehung der Kanzlerkandidatur Gerhard Schröders 1998). In anderen Ländern 
wird das vielleicht nur offensichtlicher vorgeführt, wie im Fall des US-Präsidenten George 
W. Bushs Jr. seit Mitte 1999 oder auch durch die Ermächtigungen, die der ehemalige italie-
nische Ministerpräsident und Medienoligarch mit besten Mafia-Verbindungen, Silvio Ber-
lusconi, immer wieder durch die Instrumentalisierung seines korporativen Besitzes erfuhr. 
518  Sehr ähnlich argumentiert John Gray in seinem Buch False Dawn. The Delusion of 
Global Capitalism: “The argument against unrestricted global freedom in trade and capital 
movements is not primarily an economic one. It is, rather, that the economy should serve the 
needs of society, not society the imperatives of the market. In terms that are strictly and 
narrowly economic it is true that a global free market is incredibly productive. Equally, in 
the contest between free market economies and social market systems free market econo-
mies are often superior in productivity. There is not much doubt that the free market is the 
most economically efficient type of capitalism. For most economists that ends the matter. 
Yet what social market economies do is in no sense irrational. The Japanese practice of 
employing workers who are not economically productive in a variety of low-skill occupa-
tions is neither unreasonable nor inefficient, provided that one of the criteria of efficiency by 
which such a policy is judged is the maintenance of social cohesion by the avoidance of 
mass unemployment.  
As some economists have always recognized, the pursuit of economic efficiency without 
regard to social costs is itself unreasonable and in effect ranks the demands of the economy 
over the needs of society. […]  
But the economic argument for unregulated global free trade involves a wild abstraction 
from social realities. It is true that restraints on global free trade will not enhance productiv-
ity; but maximal productivity achieved at the cost of social desolation and human misery is 
an anomalous and dangerous social ideal” (Gray 1998: 82-83). 
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“Although the longer-term goal is to eliminate the for-profit, pub-
licly traded corporation as we know it, the interim objective is to 
restore the doctrine that a corporation enjoys only those privileges 
specified in its charter to facilitate the conduct of a business in the 
public interest and that these privileges are subject to periodic 
public review and withdrawal” (ebd.: 191). 

Zudem solle die juristische Aktionsfähigkeit von Unternehmen drastisch 
beschränkt werden, nämlich auf ein Vorgehen gegenüber den staatlichen 
Stellen, die die Geschäftsgenehmigung ausgesprochen haben. 

Was für die Eingrenzung der Handlungserlaubnisse von Unternehmen 
im Lande gelten soll, überträgt Korten auch auf die globalen und internatio-
nalen wirtschaftlich-politischen Beziehungen. Gegen die für ihn prinzipiell 
undemokratischen MAI-519 und GATT/WTO-Strukturen und -Imperative 
mit ihrem Dogma von unterschiedslos freien Weltmärkten520 beharrt er 
darauf, daß “managed borders are essential to the very existence of life – a 
principle, that applies to economies as well as to cells and organisms” 
(ebd.: 193).521 Als Alternative zu WTO, Weltbank und IWF schlägt David 
                                                      
519  Mutual Agreement on Investment. Unter dem Dach der OECD wurde von 1997 bis 1999 
in längeren klandestinen Verhandlungen ein Abkommensentwurf ausgearbeitet, der transna-
tionales Kapitalinvestment fast jeglicher Berücksichtigungserfordernis von Umwelt- oder 
sozialen Standards enthoben hätte. Nach vielfachem Protest aus allen Teilen der Welt ist das 
Vorhaben öffentlich zunächst nicht weiter verfolgt worden. Diejenigen internationalen 
korporativen Interessen und Allianzen, die zunächst das MAI-Vorhaben betrieben haben, 
verfolgen seitdem zwei Wege: Zum einen werden bilaterale Verträge geschlossen, in denen 
praktisch die MAI-Kautelen niedergelegt sind; zum zweiten werden entsprechende Klauseln 
für die WTO-Verhandlungen lanciert (vgl. kritisch auch Chomsky 1999). 
520  Korten führt zwei Beispiele an: die Bevorzugung des lateinamerikanischen Bananenex-
portes gegenüber dem aus der Karibik durch die WTO (Verbot einer EU-Regelung, nach der 
die karibischen Bananen begünstigt würden). Die lateinamerikanische Bananenproduktion 
findet größtenteils auf Großgrundbesitz unter dem Eigentum von US-Firmen statt; die kari-
bische hingegen vielfach durch Kleinbauern und Kooperativen. Das zweite Beispiel ist der 
Hormonstreit zwischen den USA und der EU um den Einsatz von Steroidhormonen in der 
Rindermast. Wiederum stehen hier große Produzenten in den USA vielfach kleinen in der 
EU gegenüber; außerdem gibt es anhaltende gesundheitliche Bedenken auch aus der Wis-
senschaft gegen den Verzehr von Rindfleisch von Tieren, die mit Steroidhormonen behan-
delt worden sind. Auch in diesem Fall hat die WTO zugunsten der USA entschieden. Vgl. 
zu dieser Thematik Stiglitz & Charlton 2006. 
521  “To create mindful markets people must be able to protect the coherence and integrity of 
their domestic and local economies, which is virtually impossible if their borders are wide 
open to foreign corporations and financial institutions they are forbidden to control. If we 
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Korten einen internationalen Vertrag vor, vorangetrieben durch eine Allianz 
von Bürgerorganisationen aus möglichst vielen Ländern, in dem eine Be-
stätigung der Rechte der Menschen zur Festlegung ihrer eigenen Gesund-
heits-, Sicherheits-, Arbeits- und Umweltstandards niedergelegt wird und 
darüber hinaus Standards für die Arbeit von international tätigen Unterneh-
men, Mechanismen zur Regelung von internationalen Finanztransfers, zur 
Eindämmung von globalen Finanzspekulationen und zur Auflösung von 
Machtkonzentrationen bei transnationalen Unternehmen festgeschrieben wer-
den. Mit solchen Instrumenten sollen die aktuell gültigen “corporate sponso-
red trade and investment agreements” (ebd.: 194) überwunden werden. 

Neben der starken juristischen Handlungsfähigkeit und der auch grenz-
überschreitenden Machtausübung der großen Unternehmen hat Korten die 
politisch vermittelte materielle Pflege der Unternehmen im kritischen 
Blick. Das Argument ist, daß weltweit jedes Jahr Unternehmenskosten in 
der Größenordnung von 10 Billionen US-Dollar externalisiert,522 also auf 
die Gesellschaften umgewälzt werden. Daraus erhellt nach Korten, daß 
nicht nur ohne die fortlaufende direkte und indirekte Subventionierung 
durch die Mittel der Allgemeinheit523 die heutige Wirtschaftsform be-
triebswirtschaftlich komplett dysfunktional würde, sondern auch, daß diese 
Art des Wirtschaftens moralisch untragbar sei. “There is a strong case to be 
made that corporations provide handsome returns to their top-managers and 
share-holders only at an extraordinary cost to the rest of society” (ebd.: 
194). Die Konsequenz besteht für Korten in der Streichung von Subventio-
nen und Steuervergünstigungen, die Erhebung von Gebühren für die Nut-
zung, Extraktion und Verschmutzung öffentlicher Güter und die Etablie-
rung von Verfahren zur finanziellen Abschätzung des Umfanges anderer 
indirekter Vergünstigungen und der Bemessung von Gebühren für die Nut-

                                                      
are to take economic democracy seriously, decisions regarding economic policies and 
choices must be firmly in the hands of a country’s citizens” (Korten 1998: 193). 
522  Für die USA geht die Schätzung von Ralph Estes (1996) auf etwa 2,5 Billionen US-
Dollar, in etwa das Fünffache aller Unternehmensgewinne (vgl. Korten 1998: 194). 
523  Dabei geht es nicht allein um Geld, sondern ebenso um die Nutzung von Allgemeingü-
tern (zum Beispiel Luft, Wasser, Bodenschätze, Wälder), Erziehungs-, Forschungs- und 
Ausbildungseinrichtungen sowie Infrastrukturen. 
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zung öffentlicher Facilitäten in der abgeschätzten Höhe.524 Die Heranzie-
hung von Wirtschaftsunternehmen zur Bedienung ihrer annähernd realisti-
schen Kosten, das ist auch David Korten klar, wird nicht über Nacht und 
nicht vollständig auf einmal durchsetzbar sein. Um so wichtiger erscheint 
es ihm, daß die Rechte von kleinräumigen ökonomischen Netzen gestärkt 
werden, sich gegen die hochsubventionierte Konkurrenz der großen kapita-
listischen Unternehmen zu schützen. 

“A central goal of economic policy should be to eliminate financial 
speculation and restore money’s primary role as a medium of exchange” 
(ebd.: 195). Dies ist der fünfte Punkt der Agenda Kortens zur Wiederher-
stellung der Rechte lebender Menschen. Das Geld habe eine Bedeutung als 
scheinbar neutraler Ausdruck von Wert und Vermögen gewonnen, die un-
unterscheidbar werden läßt, wann monetäre Ziffern für reale Werte stehen 
und wann sie spekulativen Werten zugehören. Korten illustriert diese öko-
nomischen Gefährdungspotentiale mit Beispielen aus Aktien- und Wäh-
rungskrisen in Asien, Latein- und Nordamerika. Ein wichtiger Indikator für 
diese Risiken sei der Umstand, daß nur etwa 1 % der 2 Billionen US-Dol-
lar, die – guten Teils mittels des elektronischen Handels – täglich um die 
Erde rotieren, mit dem Handel von realen Gütern und Dienstleistungen zu 
tun hätten.525 Um die Einordnung des Geldes in den Prozeß der Bereitstel-
lung von Gütern für die Menschen zu ermöglichen, schlägt Korten ein gan-
zes Bündel von Maßnahmen vor: 
• Erträge aus kurzzeitigen Kapitalanlagen werden substantiell höher ver-

steuert als verdientes Einkommen;526 auf Geldanlagen allgemein wird 
ein Überliegegeld erhoben. “Giving a tax advantage to those who live 
from speculative gains over those who do productive work for a living is 
unjust and bad policy” (ebd.: 196). 

                                                      
524  Hier dienen als Beispiele die Automobil- und die Zigarettenindustrie, bei denen es nach 
jahrelangen Prozessen teilweise gelungen ist, sie für Schäden, die durch ihre Produkte verur-
sacht worden sind, haftbar zu machen und sie zu Entschädigungszahlungen zu verpflichten. 
525  Anthony Giddens spricht von 5 % von 1 Billion US-Dollar (Giddens 1998: 148). 
526  Erträge aus Anlagen mit einer Laufzeit von unter einem Monat werden hoch besteuert, 
bei einer Anlagezeit bis zu fünf Jahren wenigstens so hoch wie Arbeitseinkommen; Unter-
nehmen und Personen werden gleich behandelt. 
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• Die Geldherausgabe wird (wieder) eine öffentliche politische Sache von 
Regierungen.527 Banken müssen für ihre Ausleihen eine symmetrische 
Reserve ausweisen. 

• Banken dürfen sich nicht bei der Finanzierung von Spekulationen und 
Spekulanten betätigen; Finanzvermögen dürfen als Sicherheiten für 
Kredite nicht benutzt werden. Kommunale Banken werden gefördert, 
die großen internationalen Finanzkonglomerate entflochten und zerlegt. 

• Die Konvertibilität von Währungen wird auf Zwecke wie Tourismus 
und Handel mit realen Gütern und Dienstleistungen beschränkt;528 der 
Gebrauch von lokalen Währungen als Ergänzung zu nationalen Wäh-
rungen wird gefördert. 

Der sechste Bereich der Agenda umfaßt Maßnahmen zur Entwicklung und 
Stärkung einer demokratischen Ökonomie. Auch hier geht es zunächst und 
prinzipiell um die Ablösung der großen Unternehmen als gesellschaftsdo-
minierende Institutionen. In dem Maße, wie dieses Ziel erreicht werden 
kann, eröffnen sich Korten zufolge Räume für ökonomische Demokratie 
und eine wirkliche Marktwirtschaft. Öffentliche, demokratische Politik zielt 
dabei auf “human-scale, stakeholder-owned enterprises to displace the sub-
sidized megacorporations” (ebd.: 198). Der Umstand, daß es heute durch-
aus schon eine erkleckliche Anzahl von Unternehmen gibt, die in einem 
solchen Sinne arbeiten, ist für Korten eine wichtige Voraussetzung, um 
große Aktiengesellschaften zerlegen und umwandeln zu können. Wenn 
zum Beispiel Teile von Unternehmen geschlossen oder verkauft werden 
sollen, so soll nach Korten durch politische Maßnahmen die Möglichkeit 
eröffnet werden, daß stakeholder diese Firmen übernehmen können, unter 
anderem mit steuerlichen Hilfen; ähnlich könne verfahren werden, wenn 
Familienunternehmen beim Tod der Gründer veräußert werden sollen. Ka-
pital aus Pensionskassen könne ebenfalls in derartige Neustrukturierungen 
von Unternehmen investiert werden, gegebenenfalls mit Hilfe zinsvergün-

                                                      
527  Der ehemalige deutsche Finanzminister Oskar Lafontaine diskutiert diese Frage auch 
unter dem Aspekt einer stärkeren Betonung der politischen Koordinierung zwischen Regie-
rungs- und Notenbankpolitik (Lafontaine 1999: 199). 
528  Das soll vor allem der enormen Währungsspekulation begegnen. 
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stigter Bankdarlehen.529 Private Vermögensanhäufungen (über 10 Mio. 
Euro) sollten mit Abgaben belegt werden, um eine Umverteilung von Pro-
duktivvermögen mit zu begünstigen. Kortens strenges Anti-Trust-Programm 
setzt schon bei der möglichen Entstehung solcher Strukturen enge Grenzen. 
Zusammenschlüsse und Übernahmen von Firmen sind danach generell 
genehmigungspflichtig und nur bei überragendem öffentlichen Interesse 
genehmigungsfähig. “Any firm with more than a 10 percent share in a ma-
jor market might be required every five years to make a compelling case in 
a public regulatory hearing as to why it would not be in the public interest 
to break it up into more human-scale stakeholder-owned firms” (ebd.: 200). 
Ein solches weitführendes und in einem positiven Sinne radikales Pro-
gramm ökonomischer Neuordnung verlangt für David Korten auch erhebli-
che Veränderungen in Bildung und Habitus der Beteiligten: “Significant 
investment will be needed in educational programs designed to prepare 
workers and other stakeholders for meaningful and responsible participa-
tion” (ebd.: 199). 

Es ist evident, daß mit diesem Entwurf einer Demokratisierung der kapi-
talistischen Ökonomie die Frage nach der Verantwortung in und für wirt-
schaftliche Aktivitäten in einer demokratischen Gesellschaft anders beant-
wortet wird als in der gegenwärtigen Politik, Rechtsprechung und 
hegemonialen Meinung. “The proposed sixfold agenda attacks the founda-
tion of unaccountable financial and corporate power and opens the way to a 
radical redistribution of economic wealth and power by returning human 
rights to living persons” (ebd.: 200). So stellt sich die Frage nach den Ak-
teuren, den Subjekten solcher Strukturveränderungen, denn auch für Korten 
steht außer Frage, daß, “although the agenda is based on solid conservative 
principles of individual responsibility and local control, it does require a 
frontal assault on the institutional and intellectual underpinnings of our 
present system of elite privilege” (ebd.: 200). Korten beschreibt zwei Quel-
len für die Weiterführung einer schon längst begonnenen Entfaltung einer 
post-korporativen Politik. Die eine seien Menschen aus der bisherigen Eli-

                                                      
529  Korten grenzt seine Vorstellungen hier wiederum ab von Praktiken, in denen Kapital aus 
Pensionskassen von Arbeitnehmern zwar im Unternehmen investiert wird, die Verfügungs-
strukturen über dieses und das übrige Kapital aber unverändert bei dem am shareholder-
value orientierten Management verbleiben. 



 3.4 Erneuerung von Demokratie 371 

te, die die zerstörerischen, ungerechten und perspektivlosen Aspekte des 
heutigen Kapitalismus erkannt haben und entweder in ihrem Tätigkeitsbe-
reich daraus Konsequenzen ziehen oder aus ihrem bisherigen Wirkungszu-
sammenhang ausgewandert sind. Solche Menschen, die mit Erfahrung und 
Einsicht nach neuen Wegen suchten, seien unverzichtbar: “We should have 
no illusions that the needed leadership to create economic democracy and a 
true market economy is going to come from within capitalism’s economic 
and political establishment” (ebd.: 203).530 Die zweite Quelle speise sich 
aus den bürgerlichen Initiativen, Vereinen, Organisationen, Unternehmen, 
Parteien etc.: allen jenen, die citizen-led politics verfolgen. Die Aktivitäten 
vieler hunderttausend Menschen als Bürgerinnen und Bürger in vielen Län-
dern der Erde sind in Kortens Perspektive ideelle und politische Agentien 
einer lebensorientierten Demokratie,531 

“carried forward by the concern and commitment of citizens who 
are fed up with political corruption and the abuse of corporate 
power. The most prominent barrier to turning the widespread dis-
gust into a powerful political movement is the lack of credible and 
well-articulated alternatives and of an awakening that change is 
possible” (ebd.: 206). 

Unabhängig davon, ob und inwieweit man David Kortens hier zusammen-
gefaßte Analyse und programmatische Schritte im einzelnen teilt, bleiben 
für den Zusammenhang von Ökonomie und demokratischer Politik einige 
Einsichten festzuhalten. An erster Stelle steht die Erkenntnis der Ökonomie 
als Ensemble von Mitteln zur Befriedigung grundlegender Lebensbedürf-
nisse; als solches ist sie dienender Teil der Gesellschaft und der Demokratie 
und nicht deren unhinterfragbare außerpolitische Prämisse. Aus der Ge-
                                                      
530  Korten führt etliche Beispiele solcher Menschen an (Korten 1998: 206-207). 
531  Kortens Buch durchziehen immer wieder einmal organizistische Analogien, bei denen er 
sich insbesondere auf Mae-Wan Ho (Ho 1998) und Elisabet Sahtouris (Harman & Sahtouris 
1998) bezieht. Es ist seit gut 20 Jahren eine wellenförmige Adaptation von Theoriestücken 
aus den Naturwissenschaften für die Gesellschaftswissenschaften zu beobachten. Die Auto-
poiesis von Humberto Maturana und Francisco Varela (Maturana & Varela 1987) ist die 
vielleicht prominenteste. Es ist hier nicht der Ort, die methodologischen Kurzschlüsse wie 
auch die Vorzüge solcher Vorhaben zu behandeln. Jedenfalls finden sich auch in der Poli-
tikwissenschaft solche Analogiebildungen, nicht nur in der Soziobiologie (vgl. dazu zum 
Beispiel Böcher 1996; Herrmann 1998; Jaeger 1996; Wimmer 1996; erfreulich differenzie-
rend: St. Rose 1998). 
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schichte der ökonomischen Auffassungen und deren moralischer und ge-
sellschaftspolitisch-anthropologischer Grundlagen wird zweierlei abgelei-
tet: daß aus der Notwendigkeit, daß Menschen für ihren Lebensunterhalt 
arbeiten müssen, eine gleiche Verteilung der reichlich vorhandenen natürli-
chen Güter resultiert und daß die Früchte der Arbeit den Arbeitenden zu-
stehen und zugute kommen sollen. An zweiter Stelle steht die aus der ge-
sellschaftlich gebundenen Existenz von Menschen resultierende Einsicht, 
daß Freiheit des Einzelnen nur als durch die gleich gedachte Freiheit des 
Nächsten begrenzt gerechtfertigt ist. Eigen- wie sozialverantwortliches 
Leben ist daher davon abhängig, ob und inwieweit ein Bewußtsein für die 
Folgen des eigenen Verhaltens532 ausgebildet wird. Unschwer ist zu erken-
nen, daß für Korten der demokratische Imperativ für die Ordnung der Öko-
nomie aus diesem Dreiklang von Gerechtigkeit, Gleichheit und Freiheit 
hervorgeht. Dramatik gewinnt diese Sicht dadurch, daß der Eigentumsbe-
griff in eine neue Maßstäblichkeit geführt wird und daß, damit verbunden, 
die heutige Rolle, Struktur und Macht von konzentriertem Produktiv- und 
Finanzkapitalvermögen radikal in Frage gestellt wird. Privates Eigentum 
legitimiert sich aus der eigenen Arbeit; damit gibt es zwar Unterschiede 
von Eigentum, wie es unterschiedliche Menschen gibt. Derartige Unter-
schiede sind aber weit entfernt von den Eigentums- und Vermögensdiskre-
panzen, wie Korten sie sowohl innerhalb der reichen Staaten des Nordens 
wie zwischen Nord und Süd wie innerhalb der südlichen Staaten be-
schreibt.533 Aus dem empirischen Befund, daß große industrielle und Kapi-
talvermögen nur durch die Leistungen vieler Arbeitender und der Allge-
meinheit zustandekommen konnten und können, leitet sich für Korten ab, 
daß die private Aneignung und Verfügung von und über solche Reichtümer 
nicht legitim ist. Vielmehr sind Eigentumsverhältnisse und ökonomische 
Beziehungen so auszugestalten, daß Güter und Leistungen den Menschen 
zugute kommen, die an ihrem Zustandekommen Anteil hatten. Der Begriff 
der stakeholder-ownership ist in der Kortenschen Strategie eine Schlüssel-
kategorie. In ihm finden sich Elemente aus sozialistischen, ökologischen 

                                                      
532  Das betrifft individuelles wie auch kollektives Tun oder Lassen. 
533  Hier kommt Korten durchaus keine Originalität zu; schon die UN-Kommission unter 
dem Vorsitz von Willy Brandt in den 1970er Jahren hat die wachsende Schere zwischen 
vielen Armen und wenigen Reichen konstatiert. Vgl. zu den 1990er Jahren auch Reich 1993. 
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und kommunitären Ideen. Die oben erwähnten vier wichtigen Fragen tau-
chen hier in einem etwas veränderten Duktus wieder auf: Was wird produ-
ziert? Wer bestimmt? Unter welchen Bedingungen wird produziert? Mit 
welchen Folgen? Die gemischten Eigentums- und Betriebsorganisations- 
und -entscheidungsstrukturen sind ein Versuch, nicht nur Prinzipien von 
Gleichheit und Gerechtigkeit in der Ökonomie zu (re)etablieren, sondern 
zugleich ein solcher, die politisch herbeigeführte Trennung von Ökonomie 
und Politik zu überwinden. 

Für diese zu überwindende Trennung, die in der Folge eine Unterord-
nung dieser unter jene nach sich zieht, steht bei Korten die corporation534 
in ihrer modernen Form als hierarchisch geführtes, der Maximierung der 
Kapitalrendite verpflichtetes, global operierendes, anonymen Kapitaleig-
nern gehörendes und von überbezahlten, letztlich wiederum nur der Kapi-
talrendite verantwortlichen Managern geleitetes Unternehmen. Korten steht 
nicht an, zu argumentieren, daß für seine Orientierung der Ökonomie vor-
rangig und prioritär auf die Befriedigung von Grundbedürfnissen die Ablö-
sung dieses heute vorherrschenden Typus von börsengehandelten Kapital-
gesellschaften von grundsätzlicher Bedeutung ist. Denn diese corporations 
zerstören in korruptiver Absicht und Weise die repräsentativen demokrati-
schen Institutionen und Prozeduren, sie schädigen die natürlichen Lebens-
grundlagen, sie nutzen die sozialen Gefälle auf der Erde destruktiv aus und 
maßen sich als juristische Personen mehr Rechte an, als sie natürlichen 
Personen zukommen.535 

Korten schöpft für sein Programm einer post-corporate world Zuver-
sicht aus Geschichte wie Gegenwart, er ist kein Utopist. Den Aufweis der 
historisch-politischen Entstehung heutiger Imbalancen, Ungerechtigkeiten 
und Unfreiheiten verbindet er mit einer Fülle von Beispielen von Unter-
nehmen, Organisationen und Verbünden, die gemäß anderen, gemeinwohl-
orientierten Prinzipien arbeiten und wirken, mithin Kerne für zukunftsorien-
tierte Strukturen bilden könnten. Ein Kennzeichen solcher Strukturen sei, 
daß sie nur entstanden seien und existieren könnten, weil Menschen ihre 
gemeinsamen Angelegenheiten in die Hand genommen hätten. Ob es um 
                                                      
534  Auch der Begriff corporation läßt sich mit einem Wort nur schwer ins Deutsche übertra-
gen; zumeist habe ich ihn mit „große Unternehmen“ übersetzt, in Abgrenzung von business. 
535  Vgl. hierzu ausführlich Narr & Schubert 1994: insbes. 39. 
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gesunde Ernährung, Ausbildung für Jugendliche, die Herstellung von sinn-
vollen Gütern, die Schaffung und den Erhalt von Arbeitsplätzen, die Be-
kämpfung von Korruption und organisierter Kriminalität gehe: Immer hät-
ten sich Bürgerinnen und Bürger zusammengetan, ein gemeinsames 
Programm entwickelt und sich für dessen Umsetzung stark gemacht. An-
ders als in anderen sich kritisch zum Status quo verstehenden Theorien und 
Programmatiken finden sich bei Korten nicht ausgefeilte institutionelle, 
kommunikative oder prozedurale Arrangements,536 eher eine pragmatische 
Offenheit für vielfältige Weiterentwicklungsmöglichkeiten gegenwärtiger 
repräsentativ-demokratischer Verfassungen. Der Korten’sche Zugriff ver-
fällt auch nicht in den Fehler, der die Lektüre so vieler kritisch gemeinter 
Werke zur Globalisierung so frustran geraten läßt; er schreibt von rasch 
zunehmenden internationalen, überwiegend triadischen Verflechtungen 
nicht wie das Kaninchen vor einer Schlange, furchtsam fasziniert wie von 
einer übermenschlichen Macht, sondern er sucht nach Wegen und Mitteln, 
um die Triebkräfte, die zu den politisch-demokratisch, sozial und ökolo-
gisch-ökonomisch zerstörerischen Konsequenzen führen, umzulenken in 
Formen gesellschaftlicher Kooperation. Korten hält sich damit – und unter 
anderem deswegen ist sein Werk im Zusammenhang der vorliegenden Ar-
beit von Interesse – fern von zwei Aporien, die sich in der Ideengeschichte 
wie der Politik der Industrieländer beide für sich und gemeinsam bis heute 
nachteilig ausgewirkt haben: Die eine dieser Aporien nahm an, das Problem 
der Ordnung der ökonomischen Verhältnisse ließe sich lösen durch eine 
Umdrehung der ökonomischen Machtverhältnisse. Die Expropriation der 

                                                      
536  Dies ist nach meiner Ansicht ein Problem vieler Diskurs- und Deliberations-Erwägungen. 
Sie neigen dazu, anspruchsvollere Prämissen für politische Verständigungen zu elaborieren, 
als in irgendeiner historischen oder aktuellen Verfassungsdemokratie oder gar in internatio-
nalen Arenen existent waren oder sind. Das ist nicht ein Defizit in theoretischen Überlegun-
gen, wohl aber dann, wenn solche mit praktischen Ambitionen versehen sind (vgl. zum 
Beispiel Dryzek 1990: insbesondere 98; Bohman & Rehg 1997, vor allem die Beiträge von 
Habermas und Cohen; Habermas 1996: 277). Ganz zu Recht stellt Wolf-Dieter Narr immer 
wieder, ähnlich auch Michael Th. Greven (1999), die Frage: „[W]ie müßten/könnten die 
Institutionen eingerichtet werden, damit die weltökonomischen Prozesse politisch-gesell-
schaftlich gestaltet und ausgerichtet werden können?“ (Narr & Schubert 1994: 254.) Zu 
eben diesem Fragenkomplex versucht David Korten Antworten zu beschreiben. Vgl. hierzu 
die anspruchsvolle Arbeit von Stiglitz & Charlton (2006), die genau dies mit Blick auf den 
Welthandel versuchen. 
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Expropriateure würde nicht nur die vier wichtigen Fragen beantworten, 
sondern gleich mit die demokratisch-politischen Gestaltungsaufgaben zur 
Ordnung der neuen Machtverhältnisse lösen. Daß dies eine Ersetzung von 
Politik durch Ökonomie war, die in gesellschaftlichen Zuständen endete, 
die sich jedenfalls Karl Marx und Friedrich Engels nicht haben träumen 
lassen, hat sich mittlerweile herausgestellt.537 Die zweite Aporie liegt in der 
Annahme, die ökonomischen Probleme könnten durch eine Modernisierung 
des politischen Systems aufgelöst werden. Auch in dieser Vorstellung wer-
den Ökonomie und Politik in gewisser Weise verwechselt; allerdings nun 
so, als ob die sozial, ökologisch und politisch für die Gesellschaften und die 
weltweite Zusammenarbeit schädigenden Folgerungen einer fehlorientier-
ten ökonomischen Ordnung durch partizipative, diskursive, direktdemokra-
tische oder vergleichbare Instrumente einer Veränderung innerhalb des po-
litischen Institutionensystems wettgemacht werden könnten; gleiches gilt 
auch für autoritäre Modernisierungsrezepturen. 

Demokratietheoretisch ist es nicht zu umgehen, eine Bestimmung des 
Verhältnisses von Politik und Ökonomie zu suchen, die nicht in einer Über- 
oder Unterordnung besteht, sondern anerkennt, daß wirtschaftliche Aktivi-
täten für menschliche Vergesellschaftung elementare Betätigungen sind, 
die gerade deswegen in einer Demokratie in ihren Grundzügen einer politi-
schen Normierung und Gestaltung bedürfen. Eine derartige Normierung hat 
zwei Seiten zu beachten, nämlich die normative und die darauf bauende 
und dialektisch zugehörige prozedurale. Eines der gravierendsten Defizite 
gängiger Demokratiedebatten zu politisch-ökonomischen Problemen liegt 
darin, daß nahezu ausschließlich auf der prozeduralen Seite gestritten wird, 
die normative Kehrseite aber geflissentlich übersehen oder bestritten wird. 
Fritz W. Scharpf, der, anders als zum Beispiel Niklas Luhmann, an der 
Gestaltbarkeit und dem der Demokratie inhärenten Auftrag zu einer Ge-
meinwohlorientierung von Politik festhält (Scharpf 1998a), sieht gleich-
wohl keine theoretische, das heißt normative, und auch keine praktische 
Alternative zu den globalisierten Kapitalströmen und einer weltweiten 
                                                      
537  Daß auch eine auf liberale politische Grundsätze und Institutionenstrukturen gegründete 
Gesellschaft nicht per se gefeit ist gegen totalitäre Zustände, haben nachdenkliche politische 
Beobachterinnen wie zum Beispiel Agnes Heller beschrieben (Fehér & Heller 1995: 107), 
ebenso Hannah Arendt zu den Zuständen unter anderem in den USA, zum Beispiel in ihrem 
Briefwechsel mit Mary McCarthy (Arendt & McCarthy 1995). 
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Standortkonkurrenz. Internationale Regime zur Bändigung des Kapitals 
hält er für ineffektiv, weil „die Handlungsfähigkeit von Verhandlungssyste-
men […] sich auf Aufgaben und Probleme [beschränkt], bei denen die Inte-
ressen der Verhandlungspartner entweder konvergieren oder sich komple-
mentär zueinander verhalten“ (Scharpf 1998b: 163). Unter dieser Prämisse 
verbleibt nationalstaatlicher demokratischer Politik nurmehr die Anpassung 
an die internationale Realität, wenn auch nicht ohne verbleibende Gestal-
tungsmöglichkeiten dieser Anpassung: 

„Jedenfalls unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten spricht 
also nichts gegen die Möglichkeit, daß das Paradox der Stärke 
durch eine explizite und demokratisch legitimierte Politik der ak-
tiven Anpassung an die neuen ökonomischen Rahmenbedingun-
gen außer Wirkung gesetzt werden könnte. Die Bedingung aller-
dings ist, daß dies in gemeinwohlverträglicher Weise geschehen 
muß – und das heißt […] in erster Linie, daß auch die interne An-
passung an die externen Realitäten globalisierter Märkte den Kri-
terien der sozialen Gerechtigkeit entsprechen muß“ (ebd.: 168). 

Diese Sicht Scharpfs könnte man als Selbstrestriktion demokratischen 
Konzeptionierens sehen, indem nämlich die Fragen der Veränderbarkeit, 
teils auch Umkehrbarkeit historisch-politischer Entscheidungen nicht mehr 
aufgeworfen werden. Und daß gerade die Öffnung der Kapitalmärkte seit 
den 1970er Jahren dezidiert politischen Entscheidungen zu verdanken ist, 
ist mittlerweile allgemein bekannt.538 Die Kreativität, die Scharpf beim 
Umbau der sozialstaatlichen Strukturen „auch unter den Bedingungen glo-
balisierter Kapitalmärkte und der Standortkonkurrenz im europäischen 
Binnenmarkt“ (ebd.: 171) einfordert, ist unter dem Blickwinkel der Demo-
kratie auf diese Weise von vornherein stark reduziert. Anthony Giddens 
hingegen neigt nicht dazu, die Irrationalitäten und resultierenden sozialen 
Miseren einer spekulativ orientierten Weltfinanzoligarchie als gegeben 
hinzunehmen; er argumentiert, in dieser Hinsicht ähnlich wie Korten, für 
eine strikte Regulierung und Unterbindung von Währungsspekulationen, 

                                                      
538  Helmut Schmidt, der als damaliger Bundeskanzler in der BRD an diesen Entscheiden 
aktiven Anteil hatte, gehört heute zu denen, die vernehmlich und beharrlich eine normative 
Rahmung des globalen Kapitalkarussells nicht nur für möglich, sondern ebenso für unver-
meidlich geboten halten. 
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eine Stabilisierung der wichtigsten Weltwährungsparitäten539 und eine ef-
fektive international-staatliche Aufsicht, ergänzt unter anderem durch die 
Etablierung eines ökonomischen Sicherheitsrates der UNO (Giddens 1998). 

3.4.3 Demokratische Ökologie? 

Ein zweiter weitreichend bedeutsamer Themenbereich der neueren Debatte 
zur Praxis und Zukunft der Demokratie mit einem theoretischen Anspruch 
ergibt sich aus der fundamentalen Veränderung in der Wahrnehmung der 
Gefährdungen der Lebensgrundlagen auf der Erde durch die industriewirt-
schaftlichen Praktiken. Will man sich mit diesem Fragenkreis näher befas-
sen, so sind zunächst zwei Ebenen zu unterscheiden, nämlich diejenige, bei 
der es darum geht, was der Sachverhalt ist, sowie diejenige, die danach 
fragt, wie weit das sachlich Erkennbare demokratisch trägt, verpflichtet, 
sogar womöglich zurückwirft. Bleiben wir einen Moment lang auf der erst-
genannten Ebene. Es gibt wohl kaum einen Wissens- und Erfahrungskom-
plex wie den der natur-gesellschaftlichen Implikationen der industriellen 
Praktiken, über den es, relativ zu seiner Bedeutung für menschliche Gesell-
schaften, so wenig Unzweideutiges, Unbestrittenes und so viel Ungefähres 
gibt im vorherrschenden Bewußtsein der heutigen Gesellschaften.540 Selbst 
allgemeine Aussagen über die zunehmend so benannten Gefährdungen der 
natürlichen Lebensgrundlagen entbehren in vieler Hinsicht jener Eindeutig-
keit, die den Ruf der modernen Wissenschaften ausmacht. Andererseits gibt 
es einen rasch wachsenden Fundus von Kenntnissen über die Wirkungen 
menschlichen Handelns in natürlichen Zusammenhängen. Insbesondere ist 
deutlich, daß die exponentiell angestiegenen Stoffumsätze durch den indu-
striellen Metabolismus nicht allein viele nicht erneuerbare Ressourcen er-
schöpft haben bzw., ceteris paribus, in historisch kürzester Frist erschöpft 

                                                      
539  US-Dollar, Yen und Euro, bis hin zu festen Wechselkursen. 
540  Das gilt auch für die Wissenschaften selbst, die durch die ökologischen Fragekomplexe 
darauf zurückgewiesen worden sind, wie wenig Feststehendes in ihrem Aussagensystem 
vorkommt, wenn man die artifiziellen Labor- und Versuchsbedingungen verläßt, mittels 
derer das Aussagensystem der modernen konstruierenden Naturwissenschaften gewonnen 
worden ist. Vgl. hierzu aufschlußreich Edward O. Wilsons Versuch, das Ganze der Wissen-
schaften neu zu bedenken, wenn auch ersichtlich von einem naturwissenschaftlichen point of 
view aus (Wilson 1998). 
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haben werden (WBGU 1993), sondern daß zugleich damit die drei aus 
Sicht menschlicher Gesellschaften zentralen Umweltmedien Luft, Süßwas-
ser und Boden in ihrer aktuellen Verwendbarkeit wie in der Regenerations-
fähigkeit stark beeinträchtigt worden sind und werden (WBGU 1994; 
WBGU 1998; SRU 1983; SRU 1998). Zusätzlich bewirken Teile des indu-
striellen Stoffwechsels eine Veränderung der Klimaentwicklung auf der 
Erde, die in absehbarer Zeit zu elementaren Bedrohungen der Existenz von 
großen Bevölkerungen vor allem in Küstenregionen führen wird, vor allem 
im Süden. Schließlich wissen wir auch hinreichend gut, daß die Verursa-
cher der meisten dieser anthropogenen Phänomene ganz überwiegend in 
den OECD-Staaten, die Opfer der Klimawandlungen hingegen überwie-
gend im Süden angesiedelt sind (IPCC 1996; IPCC 2001). Aus diesen Be-
funden können zwei zentrale Maximen abgeleitet werden: Die stofflichen 
Umsetzungen in produktiven, distributiven und konsumptiven Abläufen 
müssen zum einen so umgestellt werden, daß deren Haupt- und Nebenwir-
kungen die natürlichen Regenerationsfähigkeiten nicht verschlechtern; zum 
zweiten muß die Quantität der entnommenen Stoffe sich mit der natürli-
chen Neubildung die Waage halten.541 Damit haben wir den Kern der öko-
nomisch-ökologischen Seite der sustainability skizziert. Sabine Hofmeister 
und Hans Immler haben in ihrem grundlegenden Werk (Immler & Hof-
meister 1998) ein systematisches Panorama der riesigen Aufgabe beschrie-
ben, die mit dem Übergang von der heutigen Verschwendungs- und Zerstö-
rungswirtschaft zu einer Ökonomie der Reproduktion bezeichnet ist: 

„Innerhalb des politischen und wissenschaftlichen Diskurses um 
die Prinzipien einer Ökonomie der Nachhaltigkeit erhält die In-
dustriegesellschaft die Chance, die ökonomischen Ursachen der 
von ihr hervorgebrachten ökologischen Probleme zu verstehen 
und diese schließlich auch anzugehen. Denn im Ringen um einen 
nachhaltigen Entwicklungsweg beginnt sie, sich ein Bewußtsein 
darüber zu verschaffen, daß die Grenzen des Wachstums gerade 
nicht entweder am Anfang der Produktlinie (bei den begrenzt ver-
fügbaren Naturressourcen) oder am Ende (bei den begrenzten 
‚Aufnahmekapazitäten‘ der Umweltmedien) zu suchen sind, son-
dern daß diese beiden natural bestimmten Seiten wirtschaftlicher 

                                                      
541  Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) verwendet den Begriff der Reti-
nität, um die Gesamtvernetzung zu bezeichnen (SRU 1994). 
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Prozesse unmittelbar miteinander verbunden sind – ja, daß sie gar 
ein und derselbe Naturprozeß sind“ (ebd.: 113). 

Daß wirtschaftliche Prozesse als Naturprozesse gedacht werden, führt zu 
der Konsequenz, daß deren Art und Ergebnisse sich in den Reproduktions-
ring einordnen lassen müssen, wenn sie nicht die Grundlagen zukünftigen 
Wirtschaftens beeinträchtigen sollen: 

„Es gilt, die Naturproduktivität als die primäre Funktion des Na-
turhaushaltes zu begreifen: Sie bringt das Naturvermögen – als 
Naturstoffe und Energie sowie als Naturleistungen – hervor. […] 
Das Wesen der Naturproduktivität ist ihre Reproduktivität – in der 
ökologischen Natur erzeugt Produktivität wieder Produktivität als 
ein Vermögen, das wieder Produktivität hervorbringt usw. Voll-
zieht sich dieser reproduktive Prozeß durch den anthropogenen 
Wirtschaftsprozeß hindurch – wird also Naturproduktivität zu ei-
nem Produkt (auch) des menschlichen Haushaltes –, dann (und 
nur dann) haben wir es mit einer Ökonomie der Nachhaltigkeit zu 
tun“ (ebd.: 122). 

Ein unabdingbares Element der Transformation menschlichen Wirtschaf-
tens ist die Synchronisierung der Zeitmaßstäbe von humanem und ökologi-
schem Haushalt. „Denn das Ergebnis nachhaltiger Produktion erlangt erst 
über das produzierende Wirtschaftssubjekt hinaus seine eigentliche Bedeu-
tung. Ihr ökologisches Produkt stellen die Wirtschaftssubjekte nicht für sich 
selbst, sondern für ihre Kinder und Enkelkinder her“ (ebd.: 123). 

Wenn wir von dieser Sicht der Produktion der ökologischen Frage her 
die politisch-demokratischen Implikationen bedenken (vgl. SRU 1994), so 
stellen sich mehrere Probleme. Das nächstliegende betrifft die internationa-
len Beziehungen. Hier ist eine konstruktive und eine destruktive Seite zu 
sehen. Die letztere zielt auf das Problem einer dramatischen Knappheits-
entwicklung eines oder mehrerer Lebensmittel.542 Da die historische und 
aktuelle Verteilung lebenswichtiger Güter entweder zufällig oder/und ge-
waltsam sich ergeben hat respektive hergestellt worden ist, kann durchaus 
eine Versuchung entstehen, sei es zur Sicherung oder zur Erlangung solcher 
Naturressourcen, mittels militärischer Gewalt, wirtschaftlich-politischem 

                                                      
542  Das ist hier buchstäblich gemeint als Grundnahrungsmittel, Trinkwasser, Brennholz u. ä. 
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Druck,543 rechtlichen Regularien oder auf andere Weisen sich in den Besitz 
derartiger Güter zu bringen (vgl. Carius & Lietzmann 1998). Das wäre, was 
die demokratisch-menschenrechtliche Qualität internationaler Politik an-
geht, zwar keineswegs neu oder auch nur überraschend, aber doch den, 
allemal in Festreden, propagierten friedlichen Mitteln und Instrumenten 
widerstrebend. Insoweit könnten akute ökologische Krisen dazu beitragen, 
die Theorie und Praxis internationaler Politik als Machtpolitik zu tradieren 
und zu restaurieren.544 Auf der konstruktiven Seite würde, bei ähnlichen 
oder gleichen objektiven Krisenbefunden, der Weg internationaler Verein-
barungen, Konferenzen, Verträge und Verständigungen weiterbeschritten, 
wie er vor, mit, um und nach der UN-Konferenz zu Umwelt und Entwick-
lung (UNCED) 1992 normativ und prozedural beschrieben, geebnet und 
befestigt worden ist. In diesem Falle, in dem nach aller Erfahrung zwar 
nicht mit rapiden Fortschritten, aber doch bisweilen mit wichtigen Festle-
gungen gerechnet werden kann (vgl. Biermann 1998), stellen sich für die 
demokratische Politik vor allem Fragen nach der Legitimität und Legitima-
tion internationaler Vereinbarungen, eine Problematik, die indessen nicht 
neu oder spezifisch für ökologische Themen ist. 

Eigentliche Sprengkraft in politischer und einen Berg ungelöster Prob-
leme in theoretischer Hinsicht birgt die Frage nach der demokratischen 
Bewältigung der ökologischen Rahmenbedingungen unter der Annahme 
krisenhafter Knappheitsvermehrung in den innenpolitischen und menschen-
rechtlichen Arenen, und zwar sowohl im Verhältnis von Individualrechten 
und Gemeinschaft wie in der Balance zwischen politisch-demokratischer 
Entscheidungsoffenheit und normativer Fügung von Entscheidungsrahmen, 
also in dem, was Manfred G. Schmidt (1996) als Konstitutionalisierungs-
problem versteht (vgl. auch Weller et al. 1999; Buell & DeLuca 1996; Fi-
scher & Black 1995). Mit diesem Problemkreis haben sich Klaus Bossel-

                                                      
543  Dazu gehört auch die Korruption. 
544  Die Machtförmigkeit internationaler Politik ist ja die Grundthese der sogenannt realisti-
schen Schule der internationalen Politik(wissenschaft) (vgl. Sanders 1996: 429-430; Keo-
hane 1996). Daß ich hier nicht futuristisch spekuliere, zeigen zum Beispiel die enormen und 
kruden Mittel, die die USA seit Jahrzehnten auf- und anwenden, um einen ungehinderten 
Zufluß des Erdöls aus dem Nahen Osten und anderen Regionen wie Afrika und Südamerika 
politisch-militärisch zu sichern. Hier haben wir ein schon praktiziertes Grundmuster militä-
rischer Ressourcensicherung. 
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mann et al. (1998) in einer Studie zu den Möglichkeiten, Begründbarkeiten 
und Grenzen ökologischer Grundrechte beschäftigt. Die Kodifizierung 
ökologischer Rechte ist hier nicht als individuelles Menschenrecht, sondern 
als grundrechtlicher Anspruch der außermenschlichen Natur auf Respekt 
oder Achtung konzipiert (Bosselmann et al. 1998: 59). Menschen werden 
nicht nur in ihrer sozialen Gebundenheit,545 sondern ebenso in ihrer ökolo-
gischen Bedingtheit verstanden. Es kann eine menschliche Existenz sowe-
nig außerhalb und ohne einen sozialen Konnex geben, wie sie ohne und 
außerhalb eines ökologischen Konnexes vorstellbar ist.546 Von diesem e-
pistemischen Grundstein aus gelingt es Bosselmann, den unfruchtbaren und 
eher aus politisch-gesellschaftlichem Phantasiemangel und normativer Prä-
gekraft des Status quo als aus politisch-theoretischer Stringenz entsprin-
genden, oftmals ausgebreiteten Antagonismus von Freiheit und Begrenzung 
derselben durch ökologische Rücksichten zu vermeiden.547 Daraus leitet er 
die Begründetheit, Möglichkeit und Notwendigkeit ab, die zentrale Verfas-
sungsnorm des demokratischen und sozialen Rechtsstaates um die Bestim-
mung des ökologischen Rechtsstaates zu erweitern und zu präzisieren (ähn-
lich auch Steinberg 1998): 

„Seine Rechtfertigung liegt darin, daß individuelle Freiheit zur Il-
lusion wird, wenn sie sich ohne den Gesellschafts- und Naturbe-
zug des Menschen behaupten will. Zur Verwirklichung seiner 
Freiheit ist der Einzelne auf Gemeinschaft angewiesen, denn nur 
im sozialen Kontext macht die Forderung nach grundrechtlich ga-
rantierter Freiheit Sinn. Der Eremit braucht einen solchen Schutz 
nicht. Die in der ökologischen Krise hinzugewonnene Erkenntnis 
ist nun die, daß ‚Gemeinschaft‘ nicht nur als menschliches Mit-
einander, sondern auch als Miteinander zwischen Menschen und 
der Natur gedacht werden muß. Die Gemeinschaftsbindung indi-
vidueller Freiheit schließt daher sowohl die Gesellschafts- als 
auch die Naturzugehörigkeit des Menschen ein“ (Bosselmann et 
al. 1998: 74). 

                                                      
545  Sie sind sowohl unterstützend eingebunden wie handlungsbegrenzend gebunden. 
546  Vgl dazu zum Beispiel Moscovici 1984: insbes. 464. 
547  Vgl. hierzu beispielsweise Tine Stein, die sich mit den Ideologemen Herbert Gruhls zu 
einer sogenannten „Öko-Diktatur“ befaßt (Stein 1998: insbes. 201); eine ähnliche Dichoto-
mie ist auch bei Rudolf Steinberg in seiner ansonsten sehr umfassenden und integrativen 
Arbeit zu finden (Steinberg 1998: 379). 
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Mit diesem Zugang wird die ökologische Frage nicht als eine neue, sozusa-
gen außergesellschaftliche gesehen, sondern in die zentrale normative In-
stanz der demokratischen Politik zurückgeholt, ähnlich wie Narr eingefor-
dert hat: „[…] wäre es dann nicht an der Zeit, die ‚ökologische Frage‘ als 
demokratische und menschenrechtliche übersetzend umzuformulieren?“ 
(Narr 1997: 34.) Indem nun der natürlichen Basis des menschlich-sozialen 
Lebens verfassungsmäßig ein solch hoher Rang zugebilligt wird, wird in 
theoretischer Hinsicht zunächst nichts Weiteres durchgeführt als eine expli-
zite Anerkennung einer vorhandenen Bedingung der Möglichkeit von Frei-
heit. Diese conditio ist nicht etwa, wie zumeist argumentiert wird, eine 
zusätzliche oder neuartige; vielmehr ist sie weit älter als alle menschliche 
Gesellschaft, eine conditio sine qua non aller humanen Entwicklung. Es ist 
ein Indikator für die tiefsitzende Abspaltung des gesellschaftstheoretischen 
Denkens von den natürlichen Voraussetzungen aller menschlichen Kultur, 
wenn die ausgesprochene Nennung dieses Faktums als eine ideologisch 
motivierte Freiheitseinschränkung diffamiert wird; eine solche Denkfigur 
weist eine analoge Struktur auf zu der des Argumentes von der Bedrohung 
der Menschheit durch die Menschen. Abgesehen davon, daß durch die 
grundrechtliche Normierung keine implementierenden Maßnahmen vor-
weggenommen oder bestimmt werden, sondern zunächst ein schwerge-
wichtig in Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse einzubeziehendes 
qualitatives Rahmenelement festgelegt ist, erscheint mir das Verwerfen 
derartiger normativer Anpassungen auch als eine irreführende Hypostasie-
rung gegenwärtiger Verhaltensmöglichkeiten zu normativen Handlungsan-
sprüchen. Als ob das Besitzen und Benutzen eines mit fossilem Brennstoff 
angetriebenen Fahrzeugs als Freiheitsrecht von Menschen zu verstehen 
wäre, oder das Produzieren gewaltiger Abfälle, oder das Benutzen äußerst 
ineffektiver Heizungs- und Kühlsysteme usw.548 Die grundgesetzliche An-
spruchsfixierung einer Berücksichtigung der Lebensgrundlagen der Gesell-
schaft wäre ein möglicher, wenn auch intellektuell und politisch erst noch 
auszuarbeitender Weg, die normativen Kontingenzen einzuschränken, die 

                                                      
548  Die Beispiele ließen sich vermehren; vgl. zu dem ganzen Komplex der Energieumwand-
lung und des Energieverbrauchs und dessen hochgradiger Irrationalität Lovins & Hennicke 
1999. Als mögliche Alternative, die Ökonomie wiederum als politische Aufgabe begreift, 
vgl. Scheer 1999. 
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heute zum Beispiel dem grundrechtlichen Schutz der Unversehrtheit von 
Leib und Leben oft einen etwas schalen deklamatorischen Charakter zu-
wachsen lassen, weil die vorherrschende gradualistische und relativistische 
Risikobeurteilung auf lineare Kausalbeziehungen gestützt ist. Vor allem 
aber wäre sie ein mögliches Mittel, um die Koordinaten zukünftigen Han-
delns anders auszurichten. Dabei verbleibt notwendigerweise ein weiter 
Spielraum zur Ausgestaltung einer solchen Normierung. Es steht nämlich 
heute gewiß nicht fest und wird wohl auch im Zeitverlauf nur jeweils par-
tiell feststehen können, was eine oder die richtigen Maßnahmen im Sinne 
eines demokratisch-sozial-ökologischen Rechtsstaates sind. Das ist aber 
auch gar nicht erforderlich zur Begründung eines Handlungsmaßstabes, wie 
es eine grundrechtliche Fixierung in dem beschriebenen Sinne wäre. Denn 
weder die aktuelle empirische Praxis noch die detaillierte Kenntnis mögli-
cher Maßnahmen sind theoretische Bedingungen für die Begründetheit 
einer normativen Aussage. 

Auf diese Weise erscheint mir zugleich das Konstitutionalisierungsprob-
lem, das ja lediglich den angenommenen individuellen Antagonismus zwi-
schen Freiheit und naturgemäßem Leben als einen kollektiv-institutionellen 
reformuliert, wenn nicht verschwunden, so doch weitgehend entschärft. 
Denn es wird qua Verfassung eine erweiterte, im ernsten Sinne des Wortes 
realistische Maßstäblichkeit aufgestellt, die für das Handeln einzelner Men-
schen, gesellschaftlicher Institutionen und Organisationen in gleicher Wei-
se Geltung beanspruchen darf. Zu behaupten, eine solche Maßstäblichkeit 
kollidiere mit der unabdingbaren Entscheidungsfreiheit des Souveräns, 
erscheint mir zirkulär gedacht, denn das Zulassen oder aktive Betreiben 
einer Zerstörung der natürlichen Gesellschaftsgrundlagen als von der Ver-
fassung legitimierte Entscheidungsvariante anzusehen, ähnelte dem Vor-
schlag, einer Entscheidungsmehrheit die Beseitigung der institutionellen 
Grundlagen der Demokratie offenzulassen.549 

Ich gehe nach dem Gesagten begründet davon aus, daß eine Begrenzung 
demokratischer Entscheidungsoptionen durch einen ökologischen Imperativ 

                                                      
549  Nach den einschlägigen Erfahrungen mit einer solchen Verfassung in der Zeit der Wei-
marer Republik in Deutschland haben die Eltern des Grundgesetzes daraus bekanntlich 
vorkehrende und unwiderrufbare Konsequenzen gezogen (vgl. hierzu zum Beispiel Albrecht 
1983: insbes. 167). 
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in sich normativ nicht etwa demokratieavers, sondern demokratieermögli-
chend ist. So stellt sich vor allem das theoretische und praktische Problem 
der Entdeckung und Entfaltung einer Politik der Nachhaltigkeit. Mit dieser 
Aufgabe haben sich im Rahmen der Enquete-Kommission „Schutz des 
Menschen und der Umwelt“ des 13. Deutschen Bundestages Jürg Minsch et 
al. auseinandergesetzt (Minsch et al. 1998; vgl. Deutscher Bundestag 
1998). Ganz im Sinne der Erwägung, daß ebenso wichtig wie ökologisch-
materiale Bestimmungen einer als nachhaltig gedachten Politik und gesell-
schaftlichen Entwicklung die gesellschaftlich-politischen Abläufe – also die 
demokratische Strukturierung von Willensbildungs- und Entscheidungssi-
tuationen – sind, identifizieren Minsch et al. vier sogenannte Basisstrate-
gien, die für die Ausgestaltung eines Politikkonzeptes grundlegend bedeut-
sam sein sollen; diese sind Reflexivität, Partizipation/Selbstorganisation, 
Ausgleich/Konfliktregelung und Innovation. Neben einer ausführlichen 
Begründung der Notwendigkeit eines integrativen politischen Handelns in 
bezug auf die ökologischen Probleme550 wird ein Institutionenatlas vorge-
stellt, mit dem Möglichkeiten wie Machbarkeiten einer veränderten Land-
schaft der Institutionen vorgeführt werden sollen. Das gelingt auch in ei-
nem beachtlichen Ausmaß. Indessen werden zwei Fragen dabei nicht oder 
nur sehr partiell geklärt: Die zu Beginn konstatierte Koordinationsinsuffi-
zienz heutiger Politik wird durch die vielfach einleuchtend begründeten 
Empfehlungen zum Experimentieren mit innovativen Gremien und delibe-
rativen Mechanismen zunächst nicht beseitigt, möglicherweise sogar ver-
mehrt.551 In einer zweiten Hinsicht wird die Frage einer adäquaten Um-

                                                      
550  Diese Notwendigkeit ergibt sich für Minsch et al. sowohl aus der Charakteristik der 
naturgesellschaftlichen Interferenzen wie aus den Defiziten einer sektoralisierten Politik. 
551  In vielerlei Variationen finden sich in der Literatur Anregungen und Vorschläge zu neuen 
Gremien, die sich speziell dem Problem der Internalisierung naturgesellschaftlicher Interak-
tionen in politische Willensbildungs- und Entscheidungsabläufe widmen sollen. Das geht 
von Ulrich Becks dritter Kammer über ökologische Räte wie zum Beispiel in der 
BUND/MISEREOR-Studie bis zu einem UN-Rat zu globalen, jedenfalls multinationalen 
ökologischen Problemen. Ich verfolge hier diesen Gedankenstrang aus pragmatischen Grün-
den nicht weiter. Bei der Beurteilung der Sinnhaftigkeit derartiger institutionenbezogener 
Anregungen scheinen mir jedenfalls sechs Kriterien wichtig:  
a)  Hilft der Vorschlag, eine Politisierung, das heißt eine allgemeine öffentliche Erörterung 
der zu behandelnden Thematik zu befördern oder nicht?  
b)  Wird mit der vorgeschlagenen Lösung eine breite Beteiligung an der Willensbildung 
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orientierung der Wissenschaften nicht eigens institutionell gestellt, sondern 
entweder einfach vorausgesetzt oder auf eine demgemäße Steuerung durch 
die modifiziert gedachte Politik vertraut. „Eine nachhaltigkeitsorientierte 
Forschung und Wissenschaft schafft die Grundlagen dafür, daß entspre-
chende Formen der Reflexivität in der Gesellschaft überhaupt praktiziert 
werden können“ (Minsch et al. 1998: 144). 

Aus dem hier notwendig fragmentarischen Einblick in die Beziehungen 
zwischen Ökologie und Demokratie kann als für den Zusammenhang von 
Freiheit, Verantwortung und Kontrolle wichtig festgehalten werden, daß 
die ausdrückliche Anerkennung der möglichkeitsbedingenden Rolle einer 
natürlichen Grundlegung gesellschaftlich-demokratischer Existenz und 
Entwicklung, zum Beispiel durch entsprechende Verfassungszusätze, we-
der in demokratietheoretischer noch erst recht in demokratiepolitischer 
Hinsicht schon eine Lösung der zugrundeliegenden Problematik darstellt, 
vielmehr – aber das ist angesichts der verdrängenden und systematisch zur 
Bewußtlosigkeit neigenden Industriehistorie wahrlich wichtig genug – eine 
Öffnung, die Nennung einer ungelösten großen Aufgabe. Erst ein solcher 
Schritt der Konstitutionalisierung würde die allgemeine Legitimation zur 
Entwicklung von diversen pluralen Politiken bilden. Aber diese müssen 
dann erst noch erdacht, kommuniziert, probiert, vorgeschlagen und bestrit-
ten werden. 

3.4.4 Geschlechterdemokratie? 

Ein dritter wichtiger Themenkreis in etlichen demokratietheoretischen De-
battensträngen befaßt sich mit den Geschlechterverhältnissen. Barbara Hol-
land-Cunz hat in ihrer Studie zur feministischen Demokratietheorie für 
diese sieben adjektivische Zuschreibungen, die man auch als Anforderun-
gen verstehen könnte, formuliert, damit die feministische Demokratietheo-
                                                      
befördert oder eine Vervielfältigung von exklusiven Expertengremien?  
c)  Gibt es eine demokratische Legitimation für die und Wahlmöglichkeiten hinsichtlich der 
Zusammensetzung und Besetzung der vorgeschlagenen Institution?  
d)  Ist der neue institutionelle Vorschlag sinnvoll verschränkt mit bestehenden demokratisch 
legitimierten Versammlungen, zum Beispiel kommunalen Gremien, Parlamenten u. ä.?  
e)  Fördert die vorgeschlagene Lösung einen subsidiär orientierten Entscheidungs- und 
Kompetenzaufbau?  
f)  Ist die vorgesehene Arbeitsweise in sich offen und partizipativ strukturiert? 
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rie „Konturen einer inklusiven, partizipatorisch starken Demokratie“ be-
denken kann, „die nicht nach Geschlecht, Klasse, Hautfarbe, Herkunft, 
Alter, Bildungsgrad und sexueller Orientierung diskriminiert und margina-
lisiert“ (Holland-Cunz 1998: 193). Demzufolge wäre feministische Theorie 
zur Demokratie herrschaftskritisch, partizipatorisch, direktdemokratisch, 
diskursiv, bindungsorientiert, radikal und normativ. 

Mittlerweile gibt es ein beachtliches Korpus und eine ebenso beach-
tenswerte Tradition der femininen respektive feministischen552 Kritik so-
wohl an sozialökonomischen Unterdrückungsmechanismen wie an andro-
kratischen Defiziten demokratischer Verhältnisse. Ein relativ prominentes 
Themenfeld im Zusammenhang von Demokratie und Technikentwicklung, 
auch und besonders in der feministischen Debatte, stellt die moderne Bio-
technologie dar. Dabei lassen sich drei allgemeine Problemkreise der femi-
nistischen Analyse und Kritik unterscheiden. Der erste artikuliert die man-
gelnde Beteiligung und Einbeziehung von Frauen in die öffentlichen 
gesellschaftlichen Prozeduren und Repräsentationen, prominent auch in den 
Wissenschaften,553 sowie die historischen, ideologischen und machtförmi-
gen Ursachen, Beweggründe und Mechanismen, die dabei eine Rolle ge-
spielt haben und heute spielen. Der zweite betrifft die in die Wissenschaf-
ten, ihre Prämissen, Methodiken und sozialen Strukturen eingeschriebenen 
ungerechtfertigten Ungleich- oder abwertenden Behandlungen des weibli-
chen Geschlechtes. Der dritte Problemkreis dreht sich um die Frage, welches 
der Befund aus den Resultaten der Untersuchungen zu den zwei vorgenann-
ten sein könnte, insbesondere, ob es eine eigenständige feministische Wis-

                                                      
552  Wenn ich von „Feminismus“ spreche, so ist damit nicht eine spezifische Variante der 
geistesgeschichtlichen, gesellschaftspolitischen oder lebensweltlichen Orientierung gemeint, 
sondern eine Sicht der Dinge, die grundsätzlich darauf insistiert, daß bei der Analyse und 
Beschreibung gesellschaftlicher, öffentlicher wie privater Verhältnisse Fragen nach der 
geschlechtsspezifischen Qualität und nach deren Prämissen und Implikationen mit in den 
Blick der Wissenschaften zu nehmen sind und daß eine Änderung dieser ungleichen Ge-
schlechterverhältnisse angestrebt werden sollte (vgl. hierzu auch Schiebinger 1999). 
553  So hat 1999 eine Expertinnengruppe unter dem Vorsitz der Naturwissenschaftlerin Mary 
Osborn im Auftrag der Kommission der EU die Situation untersucht. Sie ist zu dem Schluß 
gelangt, daß Frauen keineswegs gleich zu ihren männlichen Kollegen im Verlauf ihrer Kar-
riere sind. Insbesondere auch die peer review ist demnach nicht frei von einem gender bias 
(vgl. Süddeutsche Zeitung 1999d). Dieser Befund wird durch Untersuchungen in der EU 
und den USA seitdem regelhaft bestätigt, wenn auch einzelne Fortschritte zu notieren sind. 
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senschaft als Aliud zur und neben der male-stream-Wissenschaft geben 
könnte und sollte und/oder ob eine Transformation möglich wäre, an deren 
Ende die Wissenschaften einen feministischen Blick inkorporiert und insti-
tutionalisiert haben könnten. 

Sandra Harding (1986) hat fünf Einsichten und Wirkungen feministi-
scher Kritik in den und auf die Wissenschaften diagnostiziert: 

“First of all, equity studies have documented the massive histori-
cal resistance to women’s getting the education, credentials, and 
jobs available to similarly talented men; they have also identified 
the psychological and social mechanisms through which discrimi-
nation is informally maintained even when the formal barriers 
have been eliminated” (Harding 1986: 21). 

In einer zweiten Hinsicht ist die Verwendung von Wissenschaften zur Un-
termauerung von “sexist, racist, homophobic, and classist social projects” 
offengelegt worden. Zum dritten hat die feministische Kritik hinterfragt, 
wieweit Wissenschaften sowohl in der Auswahl und Abgrenzung von For-
schungsfragen wie in der Anlage des Forschungsprozesses und dessen In-
terpretation einseitig eine maskuline Sicht und Bewertung einnehmen. Da-
zu hat, viertens, die feministische Kritik Methoden und Techniken aus 
diversen Disziplinen wie etwa Psychoanalyse, Literaturkritik oder histori-
sche Interpretation und Rekonstruktion genutzt, um “the hidden symbolic 
and structural agendas – of purportedly value neutral claims and practices” 
(ebd.: 23) zu beschreiben. Schließlich haben die feministischen Analysen 
auch die Frage nach dem Verhältnis von Wissen und sozialer Erfahrung 
neu aufgeworfen. Dieser Katalog kann über die vielfältigen inneren wissen-
schaftlichen, gesellschaftspolitischen und Lebensorientierungs-Differenzen 
feministischer Argumentation hinweg aufgefunden werden.554 

Hilary Rose analysiert für die Wissenschafts- und Technikkritiken, gu-
ten Teils an Hand der Konflikte um die Reproduktionsmedizin und -biolo-
gie, drei methodische Zugänge, die, wiewohl aus dem Mainstream herrüh-
rend, für die feministischen Ansätze fruchtbar sein können und die, wie 
                                                      
554  Sue Vilhauer Rosser führt dazu die folgenden auf: Liberal Feminism; Marxist Feminism; 
African-American Critique; Socialist Feminism and African-American Feminism; Essentia-
list Feminism; Psychoanalytic Feminism; Radical Feminism; Lesbian Separatism (Rosser 
1992: 89-104; vgl. auch Holland-Cunz 1998, die ein etwas weniger breites Spektrum einbe-
zieht). 
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Rose detailliert belegt, in feministischen Analysen benutzt werden. Dabei 
geht es um sozialkonstruktivistische, externalistische555 und um technolo-
gisch-deterministische Prämissen (H. Rose 1994: 175-176). Diese Ver-
knüpfung von epistemischen und methodischen Aspekten scheint mir einen 
weiteren Bogen zu wichtigen Fragestellungen aufzuzeigen, die in der vor-
liegenden Arbeit verfolgt werden. Eine solche Brücke sehe ich auf zwei 
Ebenen als konstruktiv und zielführend an. Die erste Ebene ist die aus der 
Untersuchung hervorgehende Möglichkeit einer Schlußfolgerung zur De-
mokratisierung des gesellschaftlichen Umgangs mit technologischen Inno-
vationen. Die auch von mir unternommene historische und aktuelle Be-
schreibung und Rekonstruktion des Zustandekommens der Geschichte der 
Wissenschaften in der gesellschaftlichen Entwicklung (vgl. auch Serres 
1995) bewahrt vor der idealistischen Selbstunterstellung, Wissenschaften 
ginge es um Erkenntnisse des Erkennens wegen, und deren positivistisches 
Komplement, daß Wissenschaften sich mit einer vorfindbaren Realität be-
faßten (vgl. hierzu nachdenklich: Popper 1994). Zugleich verweist der Re-
kurs auf grundlegende Machtstrukturen in den kapitalistischen Industriege-
sellschaften darauf, daß eben nicht anything goes, sondern wissenschaftliche 
und technologische ebenso wie soziale Innovationen machtabhängig ent-
stehen, sich entwickeln, auch manchmal scheitern. Wiederum gibt es nicht 
eine Quelle, Repräsentanz und Wirkungsweise von Macht, sondern deren 
viele, die sich durchaus entgegenstehen können, die aber die Formen eben-
so wie die Inhalte von gesellschaftlichen Aktivitäten beeinflussen, stärker 
oder schwächer. 

Die Annahme schließlich, daß technologische Innovationen gesellschaft-
liche Veränderungen prägten, ist mit zwei Zusätzen durchaus eine sinnvolle 
Ergänzung und Erweiterung der beiden vorigen Theoriestränge. Der erste 
Zusatz bezieht sich auf den Umstand, daß technologische Neuerungen ih-
rerseits, wie schon gesagt, hergestellt, konstruiert werden, nicht nur in ei-
nem Labor- und Werkstattsinne, sondern indem die Gesellschaft selbst und 
als Ganzes das Labor und die Werkbank sind. Der zweite notwendige Zu-
satz besteht darin, daß technologische Innovationen nicht fix und fertig 

                                                      
555  Damit meint Rose diejenigen Vorstellungen, nach denen die Wissenschaften vor allem 
durch die Makromachtverhältnisse, die ökonomischen und politischen Strukturen bestimmt 
werden. 
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sind, weder in einem technisch-maschinellen noch in einem sozial-anwen-
dungsbezogenen noch auch in einem konsequenzbeachtenden Sinne. Gleich-
wohl bleibt übrig, daß für technologische Innovationen wie für alles gesell-
schaftliche Handeln gilt, daß damit Fakten geschaffen werden. “After a 
while, change builds on change” (Schiebinger 1999: 12). 

So resultieren aus feministischen Arbeiten zur Wissenschafts- und Bio-
technologie-Entwicklung in inhaltlichen wie methodenbezogenen Hinsich-
ten einige Ähnlichkeiten zu den von mir konstatierten blinden Flecken der 
Wahrnehmung von Verantwortung in und durch die Wissenschaften. Bon-
nie Spanier kommt zu folgender Erkenntnis: 

“Thus, my analysis concludes that (a) although apparent silent on 
values issues, the textbooks556 give subtle but consistent messages 
about the relationships of this science to societal interests; (b) they 
assume without qualification that progress in molecular biology / 
genetics is only to the good of society, with no distinctions about 
differential effects on various groups or populations; and (c) when 
provided, the information about science-society issues is neither 
complete nor sufficient either to inform readers of a resonably full 
range of concerns and case studies or to motivate readers to seek 
out more informations” (Spanier 1995: 140). 

Bevor ich nun die Frage mach möglichen Veränderungen, die Barbara Hol-
land-Cunz aufgeworfen und qualifiziert hat, wieder aufgreife, will ich zu-
nächst das vierte Segment meiner Spurensuche betrachten, nämlich die 
Verhältnisse von Demokratie und Wissenschaften. 

3.4.5 Demokratie in den Wissenschaften? 

Dem ersten Anschein, das heißt dem öffentlich gepflegten Selbstbild der 
wissenschaftlichen wie auch dem Fremdbild seitens der politischen Institu-
tionen zufolge gibt es eine Affinität zwischen Demokratie und der gesell-
schaftsförderlichen Entfaltung der Wissenschaften. An dieser Idylle sind 
indessen, nicht nur nach den Befunden mit Blick auf die moderne Biotech-
nologie, wesentliche, ernsthafte Zweifel angebracht. Nicht nur die Histo-
riographie der Wissenschaften belegt mit vielfältigen Untersuchungen, daß 
und wie Wissenschaften unter undemokratischen Verhältnissen und zu 
                                                      
556  Spanier hat mehrere gängige Lehrbücher aus Genetik und Molekularbiologie untersucht. 
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ebenso undemokratischen, wenn nicht sogar verbrecherischen Zwecken 
genutzt und betrieben worden sind – was tatsächlich auch gar nicht ver-
wunderlich erscheinen kann, wenn man bedenkt, auf welche historisch 
kurzen Perioden sich die bisherigen Demokratieversuche der vergangenen 
etwa 5000 Jahre beschränkt haben. Aber auch während dieser Intermezzi, 
vor allem dem uns nächsten, nämlich dem nach dem Zweiten Weltkrieg des 
20. Jahrhunderts, sind die Wissenschaften in ihrer Zielbestimmung, ihrer 
organisatorischen Formierung und ihrer inneren Strukturierung557 in einem 
prekären Spannungsverhältnis zu tragenden Prinzipien der Demokratie ver-
blieben und neu eingerichtet worden. Wie zum Beispiel Thomas Hughes 
(1998) und Stuart W. Leslie (1993) ausführlich beschreiben, haben in den 
USA militärische Intentionen in weiten Gebieten aller Wissenschaften bis 
1989 sowohl Zielvorgaben gemacht wie Arbeitsweisen und -strukturen 
definiert. Der military-industrial-academic complex ist keinesfalls lediglich 
eine politische Vokabel, sondern eine beeindruckend oder auch erschreckend 
verästelte Wirklichkeit, deren Myzel weiter gereicht hat und wirkungs-
mächtiger war, als öffentlich bislang überhaupt bekannt ist.558 Der kalte 
Krieg war eben auch die Vorbereitung eines wirklichen Krieges. Und daß 
die Vorbereitung eines Krieges mit demokratischen Grundregeln, übrigens 
ebenso mit solchen guten wissenschaftlichen Arbeitens, konfligiert, ist wie-
derholt dargestellt worden (vgl. zum Beispiel Bernal 1939/1986; Hammer-
stein 1999). 

In einem nachgerade unglaublichen Kontrast zu dem großen tatsächli-
chen Ausmaß einer politischen Finalisierung von Wissenschaften – wenn 
man den Krieg als eine andere Art von Politik zu sehen bereit ist – steht die 
Persistenz einer Behauptung, daß die grundlegenden Mechanismen der 
Wissensherstellung als abstrahierend und abstrakt von den gesellschaftli-
chen Niederungen des Streits um Geld, Macht, Interessen, Leben und welt-
anschauliche Hegemonien seien. Helga Nowotny (1999) unterscheidet von 
dieser Selbstzuschreibung – sie bezeichnet sie als Modus 1 –559 einen zwei-

                                                      
557  Hierzu gehört auch das proklamierte Selbstverständnis. 
558 Siehe die semi-klandestine Ausnutzung bzw. Andienung der bzw. von seiten der reputier-
lichsten Physiker der USA durch das Verteidigungsministerium in der Organisation der 
„Jasons“ (Finkbeiner 2006). 
559  Vgl. zu diesen Unterscheidungen Gibbons et al. 1994. 
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ten Modus, der die gesellschaftliche Kontextgebundenheit der Entstehung 
von Fragestellungen und Problemen ebenso wie der Bearbeitungsformen 
und der Transmission von Ergebnissen offen anerkennt.560 Um so deutli-
cher stellt sich das Verantwortungsproblem in einem solchen wissenschaft-
lich-gesellschaftlichen Kontext. Ist Wissenschaft hier nurmehr ein Dienst-
leistungsbetrieb, der spezielle Expertise beiträgt? In diesem Falle wäre die 
Freiheit der Wissenschaften zu ihrem Ende gekommen. Oder handelt es 
sich um eine Kooperation selbständiger Institutionen mit unterschiedenen 
Aufgaben? In diesem Fall muß eine Verteilung von Meriten und Kalamitä-
ten erfolgen, die, jedenfalls prinzipiell, dem Verursacherprinzip gemäß 
vorgenommen wird. Im Modus 2 fänden sich eher als im Modus 1 Ansatz-
punkte für die Verbindung von wissenschaftlichen und demokratischen 
Prozessen, so Nowotnys mir etwas zu optimistischer Ausblick. Eine offene 
Einbindung der Wissenschaften in die Demokratie ist nämlich kein gerin-
ges Problem, wie in der vorliegenden Arbeit vielfach zu sehen war. Dazu 
bedarf es vielmehr erheblicher demokratieorientierter Innovationen und 
Modifikationen des Status quo. 

Ein zweites Segment der Spannungsverhältnisse zwischen Demokratie 
und Wissenschaften sind die inneren Arbeitsstrukturen des wissenschaftli-
chen Betriebes. Faktisch gilt für diese, was Richard Löwenthal 1970 in 
bezug auf die Universitäten sagte: Wissenschaften könne man so wenig 
demokratisieren wie das Militär. Diesem ebenso unglücklichen wie be-
zeichnenden Verdikt ist die Wissenschaftspolitik in den meisten OECD-
Ländern bis heute gefolgt, wenn auch nicht ohne Friktionen. Die Bürokrati-
                                                      
560  Nowotny zitiert in diesem Zusammenhang einen Kommentar von Dominique Pestre zu 
dem von ihr mitverfaßten Buch The New Production of Knowledge (Gibbons et al. 1994). In 
dem Kommentar schreibt Pestre unter anderem: „Im Laufe der Geschichte waren die Dis-
kurse, die behaupten, daß Modus 1 die Produktion des wissenschaftlichen Wissens be-
schreibe, eine Art, die westliche Welt als überlegen darzustellen – sie meinten, daß es uns 
durch ihn möglich sei, Fakten und Fiktionen auseinanderzuhalten, Realität von Erfindungen 
zu unterscheiden, etwas, wozu andere Kulturen nicht fähig seien, und daß er es westlichen 
Wissensproduzenten, anerkannten Naturforschern und Wissenschaftlern erlauben würde, 
sich von politischer Verantwortung freizuhalten. Denn nach diesen Diskursen ist die Wis-
senschaft von sozialen ‚Interessen‘ unabhängig, und die in ihr Tätigen können nicht für den 
Gebrauch, den andere Menschen von ihren Entdeckungen machen, zur Verantwortung 
gezogen werden.“ (Dominique Pestre: The Production of Knowledge between Academia 
and Market. Comments by a Historian on The New Production of Knowledge, unveröf-
fentlichtes Manuskript 1996, zitiert nach Nowotny 1999.) 
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sierung und Juridifizierung des Wissenschaftsbetriebes hat zwar, nach 20 
nahezu ungebremsten Jahren in Deutschland, einen Formwandel561 begon-
nen, der indessen viel mehr durch das Interesse an Entstaatlichung öffent-
lich finanzierter wissenschaftlicher Einrichtungen als durch eines an einer 
Verstärkung partizipativer Momente vorangetrieben wird; das Ideal, so 
scheint es mir bisweilen, dieser De-Etatisierung sind schlanke Mittel- bis 
Großunternehmen mit einem hemdsärmeligen Führer an der Spitze (Spie-
wak 1999). 

Wissenschaften und Demokratie leben mittlerweile auch auf einer drit-
ten Ebene in erheblichen Spannungen. Dies ist die Ebene der materiellen 
Folgen wissenschaftlich-technischer Innovationen. Ich habe am Fall der 
modernen Biotechnologie zu zeigen versucht, daß ein problematisches Un-
gleichgewicht besteht zwischen der Produktion von Artefakten und Instru-
menten durch die Wissenschaften und der Verantwortung in bezug auf 
Implikationen einer gesellschaftlichen Freisetzung dieses wissenschaftli-
chen Fortschreitens. Hier kann man sowohl Strategien der Externalisierung 
wie der Einvernahme seitens der Frontwissenschaften beobachten; seitens 
der demokratieverpflichteten Institutionen hingegen eine gespaltene Aktivi-
tät. Auf der politischen Herstellungsseite562 präfiguriert anhaltend eine Ka-
binetts- und Altherrenpolitik der Exklusivität und Hermetik. Auf der Fol-
genverarbeitungsseite wiederum dominiert ein Lavieren von nachsorgender 
überbürokratischer Regulierung bei maximaler materialer Unbestimmt-
heit.563 Was wäre denkbar zu ändern bei einem solchen Befund, der mögli-
cherweise weniger eine Krise der Wissenschaften indiziert, sondern weit 
mehr eine Krise der Rolle, die die Wissenschaften in der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit und Entwicklung tatsächlich spielen, wie auch derjenigen, die 
sie zu spielen beanspruchen? Jede Annäherung an eine Beantwortung die-
ser Frage ist in erheblichem Ausmaß davon abhängig, wie die heutigen 
                                                      
561  Dieser figuriert unter Stichworten wie Globalisierung von universitären Etats, Budgetie-
rung, neue Steuerungsmodelle u. ä. 
562  Damit ist unter anderem die Strukturierung von prioritären Forschungsfeldern und -pro-
grammen sowie die Entscheidung über Forschungsmittel (inklusive solcher für Organisatio-
nen) gemeint, wie in Abschnitt 2.4.2 beschrieben. 
563  Das meint regulative Politiken, wie in Abschnitt 2.2.2 zum Gentechnikgesetz analysiert, 
ebenso auch den Umgang mit Instrumenten wie dem Science & Technology Assessment 
(STA). 
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Rollen der Wissenschaften empirisch wie auch normativ gesehen werden. 
Wenn, wie in der vorliegenden Arbeit beschrieben, den Wissenschaften die 
Rollen zugeschrieben werden, sowohl einen nicht versiegenden Fluß von 
technologischen Innovationen zu generieren wie zugleich, falls ein Teil von 
diesen sich als unverträglich herausstellen sollte, für Abhilfe oder jedenfalls 
Minderung zu sorgen, so folgt daraus eine sehr weitgehend fehlende oder 
nur mehr rudimentäre Einbeziehung des wissenschaftlichen Arbeitens in 
Prozesse der Erwägung der Demokratie-Koinzidenz. Denn die Wissen-
schaften sind mit diesen Prämissen geradezu freigesetzt von derartigen 
Erwägungen, um ihrer Rolle als einer Kraft permanenter inkrementaler 
oder fundamentaler Modifikationen gerecht werden zu können. Es besteht 
zwar das Legalitätsprinzip auch für wissenschaftliches Tun; indessen weni-
ger als normativer Handlungsrahmen als viel mehr als zu problematisieren-
de Variable, sobald und soweit legislative oder darauf basierte administra-
tive Normen und deren Umsetzung dem wissenschaftlichen Fortschreiten in 
die Quere kommen. 

Eine solchermaßen zusammengesetzte, innerlich hochwidersprüchliche 
Rollenzuschreibung und Praxis können wir in dem Konfliktfeld der moder-
nen Biotechnologie nahezu idealtypisch vorfinden. Ein offener Wider-
spruch zwischen Wissenschaften und demokratischen Prozessen, Normen 
und Entwicklungen kann unter diesen Voraussetzungen nur auf dem Wege 
individueller Irrungen und Verfehlungen vorkommen. Systematisch aber 
kann es nicht illegitim sein, was und wie Wissenschaften arbeiten, weil sie 
ja gerade auf den Fortschritt verpflichtet sind und von der Verfassung mit 
der eigens dafür dedizierten Freiheit ausgestattet worden sind. Die Rechte 
der die Wissenschaften unterhaltenden politischen Gesellschaften sind auf 
schwache rechtsaufsichtliche Beziehungen und die Bereitstellung eines fi-
nanziellen Rahmens beschränkt; normative Klärungen finden, soweit wis-
senschaftskommun als unvermeidlich akzeptiert, wissenschaftsintern statt. 

Mehr oder weniger weitgehend abweichend von einem solchen Set von 
Prämissen finden sich Perspektiven auf eine als wünschenswert, notwendig 
oder unvermeidlich angesehene stärkere Verbindung von demokratischer 
Politik und den Wissenschaften. Es lassen sich zwei Zugangswege dieser 
Perspektiven unterscheiden. Ein Weg führt über eine Kritik der modernen 
Wissenschaften, insbesondere des Naturverständnisses und des wissen-
schaftlich-industriellen Umgangs mit den natürlichen Lebensgrundlagen. 
Ein zweiter Weg führt über die kritische Betrachtung der faktischen Rele-
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vanz der Wissenschaften und ihrer prozeduralen Mechanismen. Daß die 
moderne industrielle Entfaltung ohne kommunizierende Wissenschaften 
kaum denkbar gewesen wäre und ist, konnten wir wiederholt sehen und ist 
oft festgestellt worden (vgl. Basalla 1988; Hughes 1991). Erstaunlicherwei-
se ist allerdings erst vor relativ kurzer Zeit, ausgehend von den von Dennis 
L. Meadows und anderen Anfang der 1970er Jahre diagnostizierten Gren-
zen des Wachstums (Meadows 1972), die grundlegende paradigmatische 
Struktur und die Orientierung der Wissenschaften, insbesondere der Natur-, 
Medizin- und Technikwissenschaften, auf einen verschleißenden, letztlich 
zerstörerischen Umgang mit den natürlichen Lebensgrundlagen zunehmend 
offengelegt und kritisiert worden. Aus dieser Kritik ist als weiterführendes 
Leitbild die schon charakterisierte Vorstellung von sustainability, letztlich 
die Idee der Möglichkeit einer menschlichen Gesellschaftsentwicklung im 
Rahmen der natürlich-historischen Begrenzungen und Möglichkeiten,564 
entstanden. Gernot Böhme etwa nennt diesen neuen Gedankenleitfaden 
einen Entwurf, der auf „Reproduktionsniveaus für den regionalen und glo-
balen Stoffwechsel [zielt], die gleichermaßen mit den Bedürfnissen der 
Menschen wie mit den ökologischen Regelmäßigkeiten verträglich sind“ 
(Böhme 1993: 262).565 Selbst in den Gesellschaftswissenschaften werden 
heute (wieder)566 gesellschaftliche Naturverhältnisse zum Gegenstand, „just 
zur gleichen Zeit“, wie Immanuel Wallerstein et al. feststellen, „als die 
                                                      
564  Eine der Engführungen auch der politikwissenschaftlichen Debatte um dieses Leitbild 
besteht darin, daß immer nur von Begrenzungen, fast gar nicht von den Möglichkeiten ge-
sprochen wird. Diese Debattenschieflage kommt der angstbenutzenden Strategie der Gewin-
ner in den heutigen Strukturen sehr entgegen. 
565  Ökonomisch ausgearbeitet bei Immler und Hofmeister 1998; vgl. auch Meyer-Abich 
1997. Bei diesem allerdings finden wir einen spezifischen, auch spezifisch problematischen 
Zugang. Klaus Michael Meyer-Abich reproduziert einen szientifischen Kurzschluß, verbin-
det diesen noch dazu mit einer normativen Hermetik. Der szientifische Kurzschluß besteht 
darin, daß Meyer-Abich für möglich hält, daß wir primär durch die Wissenschaften zu wis-
sen bekommen könnten, was wir zur Bewältigung der naturgesellschaftlichen Krisen wissen 
müssten. Die normative Hermetik entsteht dadurch, daß jetzt explizit – im Unterschied zu 
den heutigen, von Meyer-Abich ganz zu Recht kritisierten impliziten Entscheidungen – 
definiert werden soll, welches Wissen wissenswert ist. Das scheint mir eine epistemische 
Unmöglichkeit, allemal ex ante; im guten Falle ist eine derartige Erkenntnis ex post möglich. 
566  Man denke etwa an die Arbeiten der Physiokraten oder an die von Karl Marx und Fried-
rich Engels, die sich ausdrücklich und ausgiebig mit den natürlichen Grundlagen der indu-
striellen Ökonomie beschäftigt haben (vgl. zum Beispiel Biervert & Held 1994). 



 3.4 Erneuerung von Demokratie 395 

Naturwissenschaften damit begonnen haben, das Universum als instabil 
und in seiner Entwicklung nicht vorhersagbar zu betrachten und daher als 
eine aktive Wirklichkeit und nicht als einen Automaten aufzufassen, der der 
Herrschaft des gewissermaßen außerhalb der Natur angesiedelten Men-
schen ausgeliefert ist“ (Wallerstein et al. 1997: 83). Die thematische und 
damit auch normative Neuorientierung567 in den Wissenschaften beschränkt 
sich mittlerweile keineswegs auf sich selbst als kritisch zum Mainstream 
interpretierende Wissenschaft Treibende oder Institutionen.568 So ordnet 
sich der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung zu globalen Um-
weltveränderungen (WBGU) dem Leitbild der sustainability und der Not-
wendigkeit und Aufgabe zu dessen Operationalisierung zu (WBGU 1993: 
11 und passim; kritisch zum Beispiel Narr 1997; Priddat 1998). Gleiches 
gilt für den Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) in Deutsch-
land (SRU 1994; SRU 1996a; SRU 1996b). Seit der Publikation des 
Brundtlandt-Berichtes ist die Vokabel aus internationalen politischen De-
klarationen nicht mehr wegzudenken. So hat beispielsweise die gemeinsa-
me Konferenz des International Council of Scientific Unions (ICSU) und 
der UNESCO, die World Conference on Science, 1999 festgehalten: 

“We all live on the same planet and are part of the biosphere. We 
have come to recognize that we are in a situation of increasing in-
terdependence, and that our future is intrinsically linked to the 
preservation of the global life-support systems and to the survival 
of all forms of life” (World Conference on Science 1999). 

Die beiden skizzierten Grundverständnisse der Rollen der Wissenschaften 
in der Gesellschaft finden sich tatsächlich nicht so säuberlich geschieden 
wie hier aufgeführt, sondern in mannigfachen Übergängen und hybriden 
Formen. Man könnte diesen Zustand als eine sektoralisierte Polyarchie569 
                                                      
567  Die normative Neuorientierung ergibt sich inhaltlich nicht von selbst; mit dem Leitbe-
griff der sustainability ist aber notwendig verbunden – wenn er nicht lediglich zur sonntägli-
chen ideologischen Monstranz verkommen soll –, daß die Frage des Verhältnisses der Wis-
senschaften zu dem naturgesellschaftlichen Rahmen als legitim und notwendig öffentlich zu 
verhandelnde angesehen werden muß. Alles Weitere bleibt dabei noch offen, auch die de-
mokratische Qualität und Bearbeitung dieses Beziehungsgefüges; vgl. dazu Abschnitt 3.4.3. 
568 Dazu in grundlegender Absicht: Becker & Jahn 2006. 
569  Robert Dahl benutzt den Terminus polyarchy als Synonym für democracy, eine Konnota-
tion, die hier gar nicht abwegig erscheint (Dahl 1971; Dahl 1982). 
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interpretieren. In dieser koexistieren Sektoren einer Dominanz disziplinärer 
Strukturen verantwortungsentlasteter Wissenschafts- und Innovationsfrei-
heiten mit wachsenden Sektoren transdisziplinärer Implikationswissenschaf-
ten. Ob und wie aus dieser Polyarchie eine neue hegemoniale Strukturie-
rung hervorgehen wird und wie diese mit den demokratieproblematischen 
Aspekten der alten Wissenschaftsformen umgehen wird, ist gegenwärtig 
nicht abzusehen; nach den Erfahrungen mit der modernen Biotechnologie 
gibt es jedenfalls keinen Grund, einen Selbstlauf hin zu einer Innovation 
sowohl der Arbeitsweisen der Wissenschaften wie auch zugleich ihrer de-
mokratischen Kommunikabilität anzunehmen. Denn mag auch auf der ge-
neralprogrammatischen Ebene eine Ausrichtung an dem Leitbild der 
sustainability scheinbar selbstverständlich und konsensuell vonstatten ge-
hen, um so viel schwieriger, konflikt- und dissensreicher wird offensicht-
lich die Debatte um wissenschaftsstrukturelle, -prozedurale und -organisa-
torische Schlußfolgerungen aus der Inthronisierung eines neuen komplexen 
Leitbegriffs. Da geht es um institutionelle Rearrangements, veränderte Res-
sourcenallokationen und veränderte Modi des wissenschaftlichen Arbei-
tens.570 Es stellen sich diffizile neue und ältere Fragen, die mit der Initiie-
rung, Lozierung, Finanzierung, Implementation und Evaluierung von 
wissenschaftlichem Tun verknüpft sind. Ich will im folgenden zwei demo-
kratiebezogene Überlegungen darstellen und analysieren, inwieweit diese 
weiterführende Möglichkeiten einer demokratischen Neubegründung der 
Wissenschaften enthalten, also die Spannungen zwischen Freiheit, Verant-
wortung und Kontrolle auf eine weitergehend demokratische Weise zu 
entwickeln vermögen. 

Richard E. Sclove setzt mit einem hohen normativen Anspruch an, in-
dem er die Forderung erhebt, daß technologische Innovationen demokratie-
förderlich sein sollten, nicht nur demokratieverträglich oder -unschädlich. 
Sclove kategorisiert zu solchem Zweck neun “design criteria for democratic 
technologies” (Sclove 1995: 98).571 Diese Kriterien beziehen sich auf eine 
                                                      
570  In diesen Bereich gehört auch das Thema der Karrieren von jungen Leuten in den Wis-
senschaften. 
571  Die neun Kriterien sind (Sclove 1995: 98):  
“A. Seek a balance among communitarian/cooperative, individualized, and transcommunity 
technologies. Avoid technologies that establish authoritarian social relations. […]  
B. Seek a diverse array of flexibly schedulable, self-actualizing technological practices. 
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Typologie von technisch vermittelten sozialen Beziehungen. In dieser gibt 
es “authoritarian, individualized, communitarian/cooperative, mass and 
transcommunity technologies” (Sclove 1998: 61). Diese Typologie ver-
knüpft Sclove mit allgemeinen demokratietheoretischen und -politischen 
Einsichten in Anlehnung an die strong democracy, so daß von der Intention 
her “these criteria emerge from a single well-structured conception of de-
mocracy and thus tend to complement one another” (ebd.: 99). Sclove dif-
ferenziert nach fünf Wirkungsdimensionen bzw. gesellschaftlichen Sphären: 
Gemeinwesen, Arbeit, Politik (politics), Selbstregierung (self-governance), 
soziale Strukturen; diese immer gedacht als Erhaltung respektive Herstel-
lung oder Verbesserung demokratischer Praxis. Eine derartige Zugangswei-
se bettet die Implikationsüberlegungen zum Beispiel zu ökologischen oder 
politischen Risiken oder adverse consequences in einen kategorialen und 
prozeduralen Rahmen ein, der weit über die programmatische und institutio-
nelle Modernisierung und Demokratisierung der Wissenschaften hinauszu-
reichen beansprucht, indem – teils ähnlich wie bei David Korten – eine 
geänderte Orientierung der ökonomischen, der Arbeits- und der politischen 
Verhältnisse eingeschlossen wird. Aber auch Sclove weiß um die demokra-
tische Ambiguität von solch’ allgemeinen Leitsätzen und denkt daher die 
Notwendigkeit einer steten lebendigen Verhandlung und Konkretisierung 
seiner Kriterien mit: 

“The concept of contestability suggests that democratic design cri-
teria can only function constructively if they remain socially in-
terpreted as a fluid and flexible political language. If they degen-
erate into rigid, mechanically interpreted categories, the results 

                                                      
Avoid meaningless, debilitating, or otherwise autonomy-impairing technological practices. […] 
C. Avoid technologies that promote ideologically distorted or impoverished beliefs.  
D. Seek technologies that can enable disadvantaged individuals and groups to participate 
fully in social, economic, and political life. Avoid technologies that support illegitimately 
hierarchical power relations between groups, organisations, or polities. […]  
E. Keep potentially adverse consequences (e. g., environmental or social harms) within the 
boundaries of local political jurisdictions.  
F. Seek relative local economic self-reliance. Avoid technologies that promote dependency 
and loss of local autonomy.  
G. Seek technologies (including an architecture of public space) compatible with globally 
aware, egalitarian political decentralization and federation. […]  
H. Seek ecological sustainability.  
I. Seek ‘local’ technological flexibility and ‘global’ technological pluralism.” 
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will be procedurally and substantively undemocratic” (Sclove 
1998: 157). 

Mir scheint an Scloves Denkansatz für eine Neubegründung der Beziehun-
gen zwischen technologischen Innovationen und demokratischer gesell-
schaftlicher Entwicklung – man könnte auch von einem Hereinholen der 
technologischen in die demokratischen Prozesse sprechen – für die in der 
vorliegenden Arbeit ausgebreiteten Probleme vor allem positiv bedeutsam, 
daß sowohl die angestrebte politische Interaktion als auch die normative 
Bestimmung der Rolle der Wissenschaften inmitten der Gesellschaft mit 
der wünschenswerten Offenheit vorgeschlagen werden, so daß dadurch 
überhaupt der unverzichtbare Raum für etwelche bürgerschaftliche Enga-
gements gesichert wird. Es bleibt auch hier das Problem der Transition, die 
Frage: Wie kommen wir von A nach B? 

“So long as society’s technologies are insufficiently democratic, 
how can there be hope of evolving strongly democratic political 
institutions? Existing technologies block the way to better institu-
tions. But until more democratic institutions exist, how can there 
be hope of evolving democratic technologies? Current institutions 
block the way to better technologies” (Sclove 1995: 205-206). 

Diesem möglichen Paradox gesellschaftlicher Veränderungen, die nicht mit 
dem Mainstream konform gehen, versucht Sclove beizukommen, indem er 
Elemente und Bedingungen für etwas beschreibt, das er institutionalizing a 
democratic politics of technology nennt. 

Die Konzeptualisierung einer demokratischen Politik technologischer 
Innovationen findet in den design criteria ihren normativen Rahmen und 
Ausgangspunkt. Sie gliedert sich in drei Bereiche, von denen zwei vor al-
lem förderliche Randbedingungen beschreiben. Der Kern besteht aus fol-
genden Komponenten: 
• demokratischen Verfahren zu Forschung, Entwicklung und Design (re-

search, development & design, abgekürzt: RD & D);572 

                                                      
572  Sclove mißt ästhetischen Manifestationen wie der Gestaltung von Bauten und anderen 
Gegenständen eine wichtige Bedeutung bei. Die technologische Durchdringung der gesell-
schaftlichen Beziehungen äußert sich gerade auch in der Architektur, welche wiederum die 
Räume menschlicher Beziehungen präformiert. 
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• einer Stärkung der bürgerschaftlichen Macht (empowerment) in den 
Fragen und Dingen der technologischen Innovationen; 

• einer Stärkung demokratischer Evaluation, Auswahl und Regierung; 
• einer Förderung unterstützender Institutionen. 

In dem Bereich demokratischer Verfahren zu RD & D schlägt Sclove eine 
stärkere Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern vor, sowohl bei univer-
sitärer wie bei öffentlich geförderter industrieller Forschung, insbesondere 
unter dem Aspekt der frühzeitigen Eruierung nicht intendierter Konsequen-
zen (nonfocal consequences). Als Komplement erscheint auf der Ebene der 
RD & D-policy die gleichberechtigte Mitarbeit von Nicht-Experten in der 
Initiierung von Forschungs-Agenden und Technikbewertung (Beispiele 
hierzu s. Sclove 1995: 211-212). Jede Forderung nach quantitativer und 
qualitativer Ausweitung der bürgerschaftlichen Mitbestimmung in for-
schungsbezogenen Prozeduren und bei der Festlegung von Agenden wirft 
nicht nur das Problem der Zulassung dieser Mitbestimmung auf seiten der 
heutigen Eliten, sondern zugleich das der Ertüchtigung auf seiten der Bür-
gerinnen und Bürger auf. Ein solches civic technological empowerment be-
zieht sich indessen keineswegs – wie heute immer wieder seitens vieler 
Naturwissenschaftler eingefordert – allein und exkludierend gemeint auf eine 
naturwissenschaftliche Alphabetisierung der einzelnen,573 sondern minde-
stens ebenso und zugleich auf die Etablierung gemeinschaftlicher Vorhaben 
und Räume, um die Infrastrukturen, ökonomischen Prozesse und politi-
schen Abläufe zu gestalten und zu begleiten. Sclove sieht eine derartige 
Stärkung und Befähigung bürgerschaftlichen Engagements im Zusammen-
hang mit einer von ihm als erstrebenswert angesehenen kommunalen Selb-
ständigkeit in wirtschaftlichen Fragen (Sclove 1995: 215-216). 

Ein dritter Kernbereich ist die Stärkung demokratischer Beurteilungs-, 
Auswahl- und Gestaltungsprozeduren. Scloves allgemeine Prämisse auch 
für diesen Aspekt ist, daß es nicht vorrangig um die Hinderung negativer 
Implikationen, sondern vor allem um die Mehrung und Öffnung von Optio-
nen gehe, aber eben nicht um Optionen überhaupt, sondern um deren de-

                                                      
573  Vgl. kritisch hierzu Henry H. Bauer 1992. 
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mokratische Rückbeziehung.574 Diese Aufgabe kann bearbeitet werden 
durch eine systematische Suche nach nicht intendierten Konsequenzen 
technologischer Innovationen oder Praktiken, durch eine entsprechende 
Erweiterung der Praxis der TA und durch eine Öffnung der bundesstaatli-
chen und föderalen Politik für bürgerschaftliche Mitbestimmung. Damit 
soll die Evaluation und Demokratisierung überörtlicher technologischer 
Kontexte und Komplexe ermöglicht werden.575 Es liegt auf der Hand, daß 
solche weitreichenden Restrukturierungen einer unterstützenden Verbin-
dung zu wissenschaftlichen Institutionen bedürfen. Diese soll organisiert 
und gebündelt werden durch ein lokal basiertes, aber regional und überre-
gional kooperierendes Netz von Community Research, Policy, and As-
sistance Centers (CoRPACs).576 

Diese vier Kernelemente, die hier unvermeidlich nur skizziert, nicht in 
extenso dargestellt werden können, sind in der Scloveschen Konzeption 
umgeben von zwei weiteren Stufen. Die erste betrifft und charakterisiert 
awareness & mobilization. Dazu gehören die Erfassung örtlicher Bedürf-
nisse und Ressourcen, die Ausbildung, Durchführung und öffentliche Kom-
munikation von Sozialforschung, die Verbindungen zu politischen Kräften 
und die Bildung von Koalitionen sowie die Schaffung von mehr Zeit zur 
Verhandlung allgemeiner, das heißt politischer Angelegenheiten. Während 
damit Bedingungen und Formen bürgerschaftlichen Engagements beschrie-
ben sind, geht es in der zweiten Stufe um supporting macroconditions. Zu 
diesen gehören die Demokratisierung von Unternehmen, Bürokratie und 
staatlichen Strukturen, die Einordnung des Militärs in demokratische Prä-
rogative, schließlich die Entwicklung eines weltweiten politisch-ökonomi-

                                                      
574  Vgl. hierzu Scloves Auseinandersetzung mit dem unvermeidlichen Anwurf eines techno-
logical arrestment (Sclove 1995: 230). 
575  Sclove schlägt die Überleitung der heutigen Praxis eines Environmental Impact State-
ments (EIS), das ähnlich der deutschen Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist, zu einem 
obligatorischen Social and Political Impact Statement (SPIS) vor, damit die systematisch 
angeleitete Suche nach Implikationen institutionalisiert wird (Sclove 1995: 219-225). 
576  Sclove sieht etwa 1 % der Ausgaben der Bundesregierung und Unternehmen zur Finan-
zierung des CoRPAC-Netzes vor, das wären etwa 1,5 Mrd. US-Dollar jährlich; wobei die 
Nettokosten insgesamt nicht hoch sein müßten, “insofar as many envisioned functions 
would be performed by reorganizing and redeploying existing institutions rather than by 
creating new ones” (Sclove 1995: 229). 
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schen Beziehungsgefüges, das mit stark-demokratischen Imperativen kon-
gruent ist. 

Von einem Ausgangspunkt eher akademischer Art577 befaßt sich Rainer 
Schmalz-Bruns mit Möglichkeiten einer Fortentwicklung demokratischer 
Politik in Richtung einer „anspruchsvolleren Politik der Problemlösung“ 
(Schmalz-Bruns 1995: 207)578 auch in bezug auf technologische Innovatio-
nen.579 Schmalz-Bruns konstatiert vier Defizienzen der praktizierten reprä-
sentativ-staatlichen Politik: Wahrnehmungsschwäche, Konzentrationsschwäche, 
Realitätsverlust und Ressourcenschwäche. Die Diagnose dieser Schwächen 
verleitet ihn nun allerdings nicht dazu, einen general-strukturellen Alterna-
tivweg argumentativ zu verfolgen, zum Beispiel den einer Direktdemokra-
tisierung; dagegen sprechen für Schmalz-Bruns Gründe der Gleichheit und 
der Effektivität.580 Unter diesen Prämissen eröffnen sich ihm solche argu-
mentierbaren Wege, „die es erlauben, die Demokratie zwischen den Klip-
pen einer blaß und unplausibel gewordenen elitären Demokratie einerseits 
und einer mit unrealistischen Erwartungen zu einem verbindlichen Form-
prinzip generalisierten Modell direkter Demokratie hindurchzuführen“ 
(ebd.: 161). Eine derartige Vermittlung zwischen der erkannten Schwäche 
repräsentativdemokratischer Praxis und den veränderten Anforderungen an 
materiale Politik ohne Aufgabe von Rationalitäts- und Effektivitätsansprü-
chen erfordert die Thematisierung der institutionellen Prozeduren und Struk-
turen; sie „nötigt dazu, die institutionellen Mittel selber, mittels derer die 
Gesellschaft auf sich als Ganze einwirken kann, unmittelbar zum Gegen-
stand der öffentlichen Willensbildung zu machen. Das impliziert nicht nur 
eine öffentliche Dauerreflexion auf die thematische und gesellschaftliche 
Reichweite und Wirkungen demokratischer Verfahren, sondern es sollte zu 
einer Selbstqualifizierung der Demokratie […] führen“ (ebd.: 161-162). 
                                                      
577  Diese Zuordnung soll keineswegs abwertend gemeint sein, sondern den Unterschied zu 
Sclove charakterisieren, dessen Buch sein vieljähriges praktisches Engagement deutlich 
anzumerken ist. 
578  Wobei unklar bleibt, was eigentlich als „Problemlösung“ anzusehen wäre. 
579  Schmalz-Bruns benennt seinen Analysebereich zwar nicht explizit so, aber da er sich 
gegenständlich zumeist auf die Umwelt- oder Technologiepolitik bezieht, erscheint mir eine 
solche Benennung vertretbar. 
580  Diesen Fragenkreis verfolge ich hier nicht weiter, wiewohl die von Schmalz-Bruns dar-
gelegten Gründe mir theoretisch wie praktisch nicht durchschlagend erscheinen. 
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Kennzeichen der von Schmalz-Bruns verfolgten reflexiven Demokratie 
sind die folgenden: 
• Der demokratische Prozeß soll eine reflexivere Gestalt erhalten, in der 

„jeweils spezifizierte Antworten auf die Grundfragen nach dem ‚Wer‘ 
der Beteiligung, dem ‚Wie‘ des Problemlösungs- und Entscheidungsver-
fahrens und dem ‚Was‘ der legitimen Reichweite politischer Entschei-
dungen“ erlaubt sind (ebd.: 163). 

• Es werden „vor dem Hintergrund einer sich beschleunigenden Globali-
sierung wie der zunehmenden Selbstformatierung relevanter policy-
Netzwerke“ (ebd.: 163) flexible assoziative Strukturen benötigt, „die ei-
ne variable Organisation von Politik in unterschiedlichen funktionalen 
Bereichen, auf unterschiedlichen Ebenen und in einer Vielzahl von Be-
zugssystemen” (ebd.: 163-164) ermöglichen. 

• Fragen der Partizipation der Bevölkerung sind gleich gewichtig zu der 
Beachtung der Möglichkeit von Vernünftigkeit der Ergebnisse von Wil-
lensbildungsprozessen. Deshalb wird von dem spekulativen Ideal der 
Bildung eines homogenen Willens Abschied genommen zugunsten einer 
Ordnung, die „tiefgestaffelte, mehrstufig aufeinander bezogene Prozesse 
der Willensbildung vorsieht“ (ebd.: 164). 

• Mit einem solchen Zugang kann eine ausgewogene Klärung von Fragen 
der „entscheidungsbezogenen Effektuierung demokratischer Teilhabe“ 
wie „der Verbesserung der politischen Problemlösungskapazität und der 
Qualität der Ergebnisse politischer Prozesse“ angestrebt werden, „ohne 
die zivilgesellschaftliche Ressourcenbasis differenzierter Willensbil-
dungsprozesse überzustrapazieren und den Eigensinn und Eigenwert ei-
nes autonomen zivilgesellschaftlichen Handlungszusammenhanges zu 
unterminieren“ (ebd.: 164). 

• Da die problematischen Fragen der politischen Willensbildung nicht 
a priori deutlich sind, wird sich erst unterwegs herausstellen, welche 
Konstellationen und Koalitionen sich zu ihrer Bearbeitung zusammen-
finden und in welcher Weise diese Bearbeitung stattfinden könnte. 

Schmalz-Bruns sucht in der Figur einer reflexiven Demokratie nach einem 
Gegenmittel zur Sektoralisierung und daraus folgenden Ineffizienz heutiger 
demokratisch-staatlicher und korporatistischer Politikstile; diese will er 
„durch eine Politisierung und Demokratisierung des Zusammenspiels un-
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terschiedlicher Formen von Demokratie aufbrechen“ (ebd.: 164-165). Im 
Verlauf der Untersuchung setzt sich Schmalz-Bruns mit den Möglichkeits- 
und Erfolgsbedingungen verschiedener Vermittlungsverfahren auseinander, 
immer gespiegelt zu seiner normativen Grundthese, die Mängel der existen-
ten Demokratie könnten durch mehrstufige und verschränkte Verfahren 
einer assoziationspolitischen Modernisierung überwunden werden und zu 
einer neuen Gestaltungs- und Problemlösungskapazität führen, in der Legi-
timität, Effizienz und Effektivität positiv zu korrelieren vermöchten. Der 
institutionelle Entwurf einer partizipativ orientierten Politik würde sich 
danach konstruktiv ausrichten nach der Phasierung des policy-Zyklus (vgl. 
hierzu Héritier 1993; kritisch Fischer 1995; Fischer & Forrester 1993), 
allerdings mit drei Modifikationen: Als erstes ist in der Konstitutionsphase 
auch Gegenstand der Debatte, in welchen institutionellen Konstruktionen 
die weiteren Prozesse ablaufen sollten, wobei, zweitens, auch gesellschaft-
liche Kräfte derartige Prozesse initiieren können sollen; und drittens gehör-
te zur Verhandlungssache auch die Festlegung, nach welcher Regel Ent-
scheidungen zu treffen wären. Nach diesen Ergänzungen bestünde, so 
Schmalz-Bruns, der „spezifisch[e] problem- und entscheidungsbezogene 
‚demokratische Diskurs‘ im engeren Sinne“ (Schmalz-Bruns 1995: 230) 
aus sechs Phasen: 

a) Problemdefinition, 
b) Klärung moralisch relevanter Aspekte, 
c) Spezifizierung der Kosten, der Folgen wie auch der normativen 

Implikationen alternativer Entwicklungspfade, 
d) kollektive Erarbeitung einer integrierten Perspektive, 
e) Festlegung der Entscheidungsregeln und 
f) Entscheidung und Implementation (vgl. ebd.: 230).581 

Für den thematischen Zusammenhang und das erkenntnisleitende Interesse 
der vorliegenden Arbeit ist an den Schmalz-Brunsschen Überlegungen vor 
allem interessant die argumentative Orientierung und Fundierung der de-
mokratischen Denkbarkeit einer Synthese von Modi des Argumentierens 
und Entscheidens in Abhängigkeit von den Eigenarten der zu bearbeitenden 

                                                      
581  Schmalz-Bruns bezieht sich in seinen Überlegungen vielfach auf Tom R. Burns’ und 
Reinhard Ueberhorsts Buch Creative Democracy (Burns & Ueberhorst 1988). 
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Problematik. Diese Sichtweise wäre nicht allein unter pragmatischen As-
pekten vorteilhaft, sondern berücksichtigt auch die inhärente Unmöglich-
keit einer monistischen Theorie von Demokratie. Schließlich läßt sie Raum 
für Fortentwicklungen, indem sie sowohl materiale wie institutionelle Vor-
abfestlegungen zu vermeiden sucht. Offen bleibt in der von Schmalz-Bruns 
vorgelegten Sicht, wie das Problem der Generierung von policy-Problemen 
demokratisch zu denken wäre. Die von ihm durchgeführte policy-Orientie-
rung setzt das In-die-Welt-Setzen von technologischen Innovationen schon 
voraus. Etwas polemisch und mit einem Begriff aus der Umweltpolitik ge-
sagt, würde eine solche Orientierung sich wieder oder immer noch im Be-
reich einer nachsorgenden technologischen Demokratie bewegen, auch 
wenn die Nachsorge deutlich früher und umgreifender ansetzen würde als 
das heute der Fall ist. Die von mir im Abschnitt 3.3.5 vorgetragenen Über-
legungen zur Wahrnehmung von Verantwortung in der Verknüpfung von 
Wissenschaften und demokratischer Politik zielen just auf eine denkbare 
Lösung dieser Schwierigkeit. Auch die Implikationen heutiger ökonomi-
scher Verhältnisse und Strukturen für die von Schmalz-Bruns bedachte 
Politikinnovation bleiben bei seinem reflexiv-demokratischen Modell weit-
gehend außer Betracht. 

3.5 Zukunft von Demokratie angesichts der  
modernen Biologie 

Wenn zutrifft, daß der rasante Aufstieg der modernen Biotechnologie als ein 
zentraler Forschungssektor der Industriestaaten seit den 1960er Jahren poli-
tisch durchgesetzt worden ist mit Mitteln der oligarchisch-repräsentativen 
Demokratie, wenn zugleich zutrifft, daß die Gegenstandsbereiche, zu deren 
Modifikation biotechnische Methodiken taugen oder gezielt entwickelt 
werden, auch die Menschen selbst in fast allen Lebensphasen und vielerlei 
Lebensbezügen betreffen können, so ist damit zunächst die Frage beant-
wortet, ob die Biotechnologie ein Problem der Demokratie ist. Es bleibt die 
nicht minder gewichtige Frage, auf welche Weise dieses prozedierende 
Problem demokratisch behandelt werden könnte. Hoffentlich deutlich ge-
worden ist aus meinen Analysen, daß der liberal-repräsentative Weg, so 
real durchsetzungsfähig er bislang war, jedenfalls kein Zukunftsmodell dar-
stellt. Dieser Weg von technologiepolitischer Innovationsförderung, der es 
unter Zuhilfenahme vieler Subventionen und begleitender Gesetzgebung 
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der Industrie und den Spitzen der Wissenschaften überläßt, zu definieren, 
was getan und was gelassen werden soll, hat einen ganzen Rucksack unge-
löster Fragen angesammelt, unter anderem auch die nach der moralischen 
und politischen Rechtfertigung für das weitere Vorangehen. Am augenfäl-
ligsten erscheint dieses Dilemma in bezug auf die humanmedizinischen 
Techniken. Nicht weit dahinter tauchen aber Fragen der Ernährung – in In-
dustrieländern wie auch dem „Rest“ der Welt – auf. Und durch diesen 
grundlegenden Zusammenhang wird begründet, daß die Fragen nach einer 
Veränderung des Weges im Umgang mit der modernen Biotechnologie, mit 
Freiheit, Kontrolle und Verantwortlichkeit, nicht solche nach einer verän-
derten Wissenschaft und Wissenschaftspolitik, sondern solche nach einer 
veränderten Gesellschaftspolitik, also nach Demokratie sind. 

Die gesellschaftliche Problematik der modernen Biotechnologie ergibt 
sich nämlich nicht entweder aus ihren Konstitutionsbedingungen und Verfah-
ren oder aus ihren Konsequenzen und Anwendungen, sondern just aus deren 
Zusammenhängen. Die biotechnologischen Innovationen in ihrer Janusköp-
figkeit sind nicht allein eine weitere Drehung der industriegesellschaftlichen 
Spirale, sondern zugleich eine solche, die mit ihren gesellschaftsprägenden 
Implikationen nach ihrer Vereinbarkeit mit grundlegenden normativen An-
sprüchen zu befragen ist; nach menschenrechtlichen ebenso wie nach lang-
fristig gesunden ökonomischen wie nach inter- und multinationalen. 

Die frühe Zeit der modernen Biotechnologie weist auf der Herstellungs-
seite alle Merkmale der hermetisch-gouvernementalen Konstellation auf: 
die Formulierung weitreichender Programmatik aus wissenschaftlichen 
Expertenkreisen, die enge Verzahnung dieser mit regierungsseitigen und 
forschungsfinanzierenden Institutionen, die Beteiligung der weiteren Öf-
fentlichkeit lediglich als Objekt von Positivkommuniqués. Weder in den 
Wissenschaften noch in den politischen Institutionen noch erst recht in 
einer breiteren Öffentlichkeit stand das Vorhaben überhaupt zur Debatte. 
Dieses dreifache Demokratiedefizit wurde seinerseits erst zu einem Thema 
nach der Veröffentlichung der ersten erfolgreichen gentechnischen Trans-
formation und auch dann nur gebrochen.582 Bis heute hat sich die Biotech-

                                                      
582  Die Diskussion fokussierte stark auf die Sicherheitsfragen, die zunächst unter den Betei-
ligten aufkamen. Aber, wie ich gezeigt habe, gab es auch frühe Stimmen, die die menschen-
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nologie-Debatte thematisch ausgeweitet und inhaltlich differenziert. Der 
ursprünglich und in der größeren Publizität lange plakativ dominierenden 
Sicherheitsproblematik haben sich langsam, aber wachsend Fragen nach 
der gesellschaftlichen Nützlichkeit wie auch nach der moralischen Begrün-
detheit zugesellt. Diese Ausweitung ist allerdings weit von der wünschens-
werten Konsequenz entfernt, daß in den Entscheidungsprozeduren die nicht 
szientifisch definierten gesellschaftlichen Belange auch eine relevante Rol-
le spielten. Nahezu das Gegenteil ist der Fall. In den USA ist mit der pau-
schalen Entregulierung von transgenen Nutzpflanzen seit 1996 nachdrück-
lich demonstriert worden, daß ein Interesse der öffentlichen Institutionen an 
einer sorgfältigen Beobachtung dieses Großexperimentes, geschweige denn 
an einer versuchten Kontrolle, nicht existiert. Nahezu gleichzeitig, jeden-
falls gleichgerichtet, ist mit der Schließung der einzigen parlamentsbezoge-
nen Einrichtung zur Aufnahme allgemeinerer Aspekte in die Technologie-
debatte nochmals bestätigt worden, daß die Signale auf „Durchfahren“ 
stehen und nicht auf gemeinschaftliche Politikentwicklung orientiert sind. 
Die Demokratiedefizite der Herstellungsseite erweisen sich auf diese Weise 
zugleich als solche der Implikationsseite. Mögliche Instrumentarien zur 
Exploration von gesellschaftlichen Bedürfnissen in bezug auf technologi-
sche Innovationen, zur Definition von Zielen und zur Begrenzung von 
Handlungen wurden eliminiert oder marginalisiert. Und andere allgemeine 
öffentliche Mechanismen, innerhalb derer Fragenkreise wie die von Sicher-
heit, gesellschaftlichem Nutzen und demokratischer Angemessenheit ver-
handelt werden könnten, gibt es nicht, und/oder sie werden jedenfalls nicht 
durch republikanische Bedingungen in Aktion gesetzt, schon gar nicht hin-
sichtlich zu treffender allgemein verbindlicher Entscheidungen.583 Man 

                                                      
rechtlichen und demokratiepolitischen Implikationen gesehen und formuliert haben; vgl. 
dazu Abschnitt 1.2.1. 
583  Die Folgen des Fehlens solcher öffentlicher Mechanismen und das Vermeiden ihrer 
Gestaltung kann man an dem Disput um die Patentierbarkeit von lebendem „Material“ 
ablesen. Weder in den Nationalstaaten noch auf EU-Ebene ist in dem Disput ernsthaft ver-
sucht worden, die gesetzliche Grundlage so klarzustellen, daß von daher eindeutig würde, ob 
die Patentierung von Organismen oder Teilen von diesen zulässig sein soll oder nicht. Statt-
dessen ist jahrelang über die Interpretation der bestehenden Gesetze debattiert worden, 
wodurch die systematische Defensive der Opponenten a priori unvermeidbar war. So hat 
nach dem EU-Parlament im Sommer 1999 auch die Große Beschwerdekammer des Europä-
ischen Patentamtes im Dezember desselben Jahres einem Vorbringen der Firma Novartis 
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könnte sogar sagen, daß in den 1990er Jahren die politisch-institutionelle 
Regulierung gegenläufig zur Ausweitung der öffentlichen Auseinanderset-
zung und auch Willensbekundung verlaufen ist. Diese Gegenläufigkeit fin-
det sich auch in den Wissenschaften selbst. Die partielle Öffnung für Impli-
kationsfragen in den 1980er Jahren ist von einer deutlichen Prononcierung 
des Voranschreitens überlagert worden.584 Und die für wissenschaftliche 
Implikationsarbeiten unerläßlichen institutionellen,585 kommunikativen und 
gratifikatorischen Zusammenhänge und Ressourcenaufwendungen sind 
eher reduziert als gepflegt worden.586 

Für die zukünftigen Demokratiefragen, die von der modernen Biotech-
nologie ausgehen, ist die sich erweiternde Lücke zwischen der Herstellung 
von Tatsachen und der öffentlichen Verhandlung über die gesellschaftliche 
Wünschbarkeit der Herstellung der Tatsachen nicht nur eine Fortsetzung 
schon eingeschliffener Verfahrens- und Verhaltensweisen, sondern ein 
spezifisches neues Grundlagenproblem sowohl für die Wissenschaften wie 
für die Gesellschaft. Die Grundpolitika der Biotechnologie, nämlich 
– die unkontrollierte, größeren Teils auch unbeobachtete Freilassung trans-

gener Organismen,587 

                                                      
stattgegeben, so daß jetzt transgene Nutzpflanzensorten patentierbar sind. Der Inhalt dieses 
Entscheids ist eine besonders gemeinwohlaverse Variante der Patentierung von Lebendigem 
(vgl. dazu schon Lukes 1990b). 
584  Diese Prononcierung beinhaltet zweierlei: zum einen die Befestigung der Behauptung, 
bisherige Implikationsforschung hätte außer Marginalien nichts ergeben, und zum zweiten 
die Stärkung der ideologischen Formierung, die Fragen nach Implikation schon als fort-
schrittsfeindlich und unverantwortlich abzustempeln trachtet. 
585  In Deutschland zum Beispiel ist in den vergangenen zehn Jahren an Universitäten keine 
solche Einrichtung geschaffen worden; außerhalb auch nur eine einzige, nämlich die „Euro-
päische Akademie zur Erforschung von Folgen wissenschaftlich-technischer Entwicklun-
gen“ in Bad Neuenahr, die indessen ihre Gründung der speziellen Situation und Konstellati-
on im Gefolge der Vergrößerung Deutschlands nach 1990 verdankt. 
586  So hat in der Forschungsförderung der EU wie auch in Deutschland eine Umorganisation 
der Zuständigkeiten für die Finanzierung von Implikationsforschungsvorhaben stattgefun-
den derart, daß nunmehr die Fachprogramme auch Implikationsprojekte mitfinanzieren sol-
len. Diese abstrakt vernünftige Struktur könnte indessen deutlich in Richtung Marginalisie-
rung der Implikationsfragen wirken, nicht nur aus Ressourcenkonkurrenzgründen, sondern 
auch, weil die Gutachtenden aus dem jeweiligen Fach kommen. 
587  Dazu gehören nicht nur Nutzpflanzen, sondern inzwischen auch Fische, zum Beispiel 
Lachse. Nicht, daß gar keine Beobachtungen stattfänden. Aber diese sind systematisch unge-
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– die tendenzielle Entkoppelung der Menschen von ihrer intergenerativen 
und individuellen Biographie,588 

– die Genetisierung sozialer Beziehungen und 
– die Entöffentlichung von öffentlich finanzierter Wissenschaft, 

stellen jedes für sich, und erst recht alle zusammen, hohe Anforderungen an 
die Denk- und Handlungsmöglichkeiten eines demokratischen Umgangs. 
Dabei stellen die biotechnischen Spezifika589 bisherige Grundannahmen 
demokratischer Verfassungen, Existenz und Lebensform in Frage; dies 
allerdings zumeist im Zusammenhang und in Synergie mit den vielfältigen 
industriegesellschaftlichen und demokratischen Deformationen des Status 
quo. Durch die Keimbahntherapie werden Entscheidungen über das So-
Sein zukünftiger Bürgerinnen und Bürger getroffen, denen jegliche Mitwir-
kung an diesen Entscheidungen prinzipiell verwehrt ist. Durch das Klonen 
von Menschen werden diese ihrer a-priorischen Einzigartigkeit als Ergebnis 
des Zusammenkommens von Mutter und Vater entkleidet. Durch Xe-
notransplantationen werden Menschen nicht mehr als Personen gesehen, 
deren Individualität in ihrem Dasein, ihrem biographischen Gewordensein 
und also auch in ihrer Endlichkeit besteht, sondern als Ensemble von Orga-
nen, die ebensogut durch tierische ersetzt werden können. Tangiert und 
fraglich werden mit solchen biotechnischen Fortschritten zum Beispiel das 
Selbstbestimmungsrecht, der Schutz der Familie, das Recht auf Unver-
sehrtheit von Leib und Leben. Die Protagonisten der biotechnischen Ergän-
zung der Industriegesellschaften bauen in ihrer Strategie der Durchsetzung 
lukrativer Neuerungen auf den Verkümmerungen menschlichen Selbstbe-
wußtseins, dem Fehlen republikanischer Praktiken und Traditionen und der 
Prädominanz klaustrischer Machtausübung auf, die sich in langen Jahren 
und Jahrzehnten angesammelt haben. Sie haben bislang mit einem solchen 
Vorgehen durchaus Erfolge gehabt – dies allerdings nicht auf Grund stim-

                                                      
nügend, sporadisch und hinsichtlich der Aussagefähigkeit ihrer Ergebnisse zumeist nicht 
deutlich, wie in der vorliegenden Arbeit mehrfach dargestellt; vgl. zur Situation in den USA 
zum Beispiel Schütte et al. 1998. Wenn indessen Ergebnisse deutlich sind, wie die farm 
scale evaluations in Großbritannien, dann werden sie kommunikativ neglegiert. 
588  Durch Praktiken wie präkonzeptionelle Diagnostik, Xenotransplantation, Gentherapie, 
Klonierung. 
589  Besonders die ersten drei der genannten Punkte. 
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miger Begründungen und sinnvoller Aktivitäten, sondern auf Grund effek-
tiver Machtkoordination. Die Antagonisten hingegen haben etwas derarti-
ges wie eine Machtkoordination bis heute nicht erreichen können.590 Zu 
sehr waren die jeweiligen Teile mit ihren speziellen Anliegen befaßt, als 
daß sie in der Lage gewesen wären, einen Kern von gemeinsamen Zielen 
und demokratischen Schritten zu formulieren, der eine Bedingung von tat-
sächlicher Einflußnahme aus einer oppositionellen Position heraus ohne 
institutionelle und gouvernementale Macht ist. 

Durch die unauflösliche und keineswegs zufällige Verbindung zwischen 
der Art und Weise der Durchsetzung des Fortschreitens der Biotechnologie 
und dem Inhalt dieses Fortschreitens bedingt stellen sich demokratiebezo-
gene Fragen sowohl traditioneller als auch neuartig-spezieller Provenienz: 
– Wer bestimmt die gesellschaftliche Entwicklung? 
– Wie werden gesellschaftliche Mittel verteilt und verwendet? 
– Welche Rolle soll Unternehmen in der Gesellschaft zukommen? 
– Wie soll eine Gesellschaft mit ihrer Mitwelt umgehen? 
– Welche Welt sollten die heute Lebenden ihren Kindern und Kindeskin-

dern überlassen? 
– Was macht ein menschenwürdiges Leben aus? 
– Wie können Gesundheit und Krankheit verstanden werden, individuell 

und gesellschaftlich? 
– Was wäre ein menschengemäßer Umgang mit Ernährung? 

Aus den angeführten Beispielsfragen soll erhellen, daß Demokratie im An-
gesicht der modernen Biotechnologie nicht allein in einer Verlebendigung 
verschütteter oder eingeschlafener demokratischer Verfassungsnormen, in 
einer Verbreiterung und Vertiefung von bürgerschaftlicher Mitregierung 
bestehen sollte und kann, sondern zugleich eine unausweichliche Neuver-

                                                      
590  Es ist interessant zu sehen, daß aus der Versicherungswirtschaft von einer „unheiligen 
Allianz“ gesprochen wird, wenn sich, wie in den USA geschehen, Bauern gegen die Mono-
polisierungsbestrebungen der Monsanto Corp. auf dem Rechtsweg zu wehren versuchen 
oder wenn Jeremy Rifkin und die FET eine internationale Klage zu lancieren versuchen ge-
gen die weltweiten rapiden Konzentrationsbestrebungen in der Saatgut-Industrie. Diese 
Weltsicht repräsentiert deutlich, in welch verrückter Perspektive Unternehmen heute die 
Rechte von Menschen gegenüber denen von Wirtschaftsunternehmen sehen (vgl. Neue Zür-
cher Zeitung 1999b; dort wird der Biotechnologie-Risikospezialist Thomas K. Epprecht bei 
der Schweizer Rück zitiert). 
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handlung etlicher bislang als ontologische Konstanten angesehener Voraus-
setzungen der Demokratie beinhalten muß. Neben und in diese anthropolo-
gischen Aspekte von Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit eingewoben 
tritt der ökologische Aspekt. Indem nicht mehr gewiß ist, daß die natürli-
chen Voraussetzungen heutiger demokratischer Verfassungen in Zukunft 
insgesamt und/oder in wichtigen Teilen noch existieren werden, wenn der 
heutige naturgesellschaftliche Stoffwechsel überwiegend fortgeführt wird, 
stellt sich die demokratische Frage, mit welchem Recht durch unser politi-
sches Tun und Lassen die Entfaltungsmöglichkeiten von Demokratie, das 
heißt vor allem der Menschenrechte, so gravierend beeinflußt und begrenzt 
werden dürfen.591 Diese Frage stellt sich als Verantwortungsproblem nicht 
erst zukünftigen Generationen, sondern uns Heutigen. Auch wenn durch die 
bisherige Geschichte evident ist, daß die moderne Biotechnologie an der 
Entstehung der hauptsächlichen ökologischen Probleme gar keinen Anteil 
hat, so ist ebenso evident, daß die weitere Entwicklung der Biotechnologie 
nicht von ihrem industriegesellschaftlichen Kontext losgelöst werden kann, 
respektive daß ökologische Implikationen biotechnischer Entwicklungen 
auftreten können. 

Nun möchte ich mit dem Hinweis auf die Größe der Aufgabe und Her-
ausforderung einer demokratischen zukünftigen Praxis im Angesicht der 
Biotechnologie keineswegs aporetischer Resignation oder apokalyptischer 
Endzeitstimmung zuargumentieren. Es gibt für beide Haltungen zwar 
ernsthafte Gründe,592 aber keine solchen, die demokratietheoretisch oder 
demokratiepolitisch zwingend wären. Was not tut, ist eine veränderte nor-
mative und institutionelle Gewichtung und Einbindung von Freiheit in und 
gegenüber Grundwerten wie Gleichheit, Gerechtigkeit und Teilhabe. Philip 
Pettit hat Freiheit als einen Zustand von non-domination beschrieben und 

                                                      
591  Damit sind nicht irgendwelche heutig verwendeten Technologien wie Automobile o. ä. 
gemeint, sondern elementare Bedingungen wie zum Beispiel sauberes Wasser, lebende Wäl-
der, produktive Böden, biologische und kulturelle Vielfalt. 
592  Vgl. zum Beispiel die Einschätzung von Dennis L. Meadows, der zu dem Ergebnis 
kommt, „dass sich angesichts der vorherrschenden politischen, ökonomischen und kulturel-
len Wertvorstellungen ein Zusammenbruch – ein nicht zu kontrollierendes Absinken der 
Weltbevölkerung und der industriellen Tätigkeit – nicht mehr vermeiden lässt. Mit anderen 
Worten: Nach meiner Überzeugung ist es für eine dauerhaft tragbare Entwicklung zu spät“ 
(Meadows 1999: I). 
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gegen negative (non-interference) und positive Freiheit (self-mastery) ab-
gesetzt (Pettit 1997). Von diesem Rahmen aus entwickelt er ein Konzept 
der bestreitbaren Demokratie (contestatory democracy), in dem die Freiheit 
von willkürlicher Behandlung durch die politischen Gewalten verbunden 
wird mit einer Kultur der öffentlichen Vorbereitung von Entscheidungen 
und einem abgestuften System von Ein- und Widerspruchsmöglichkeiten 
für einzelne ebenso wie für Organisationen gegenüber getroffenen Ent-
scheidungen. Mir scheint, daß eine solche Konzeption weiterführende 
Antwortmöglichkeiten auf die Implikationen technologischer Innovationen 
enthält. Denn hier wird klar gesehen, daß, wie es für technologische Inno-
vationen auch gilt, weichenstellende Entscheidungen und Handlungen nicht 
nur im Verfolg von heroic debates (Pettit 1997: 196) passieren, sondern 
auch und zugleich im alltäglichen Handeln. 

“But we have seen […] that under any system of government, no 
matter how constitutionalist and non-manipulable, there are going 
to be sites at which public authorities make decision and exercise 
power. And we have argued that such decision-making is not to 
jeopardize people’s freedom as non-domination, than it must be 
effectively contestable. Specifically, it must be subject to the con-
straints of a contestatory form of democracy: a democracy that 
follows deliberative patterns of decision-making, that includes all 
the major voices of difference within the community, and that re-
sponds appropriately to the contestation raised against it” (Pettit 
1997: 200). 

Recht ähnliche Überlegungen formulieren Amy Gutman und Dennis 
Thompson, indem sie als Bedingungen ihrer deliberativen Demokratie 
Wechselseitigkeit, Öffentlichkeit und Verantwortlichkeit (reciprocity, pub-
licity, accountability), als deren Gehalt aber Freiheit und Möglichkeit (li-
berty, opportunity) formulieren (Gutman & Thompson 1996). Wiederum 
ähnliche Konzeptionen finden sich bei James S. Fishkin, der den Aspekt 
der Gleichheit (equality) betont (Fishkin 1991), und bei Joshua Cohen (Co-
hen 1997a und 1997b). Ian Shapiro arbeitet mit dem Konzept der demokra-
tischen Gerechtigkeit (democratic justice), indem er breite Beteiligung bei 
Entscheidungsvorbereitungen und -abläufen (inclusive participation) und 
die Möglichkeit, getroffenen Entscheidungen zu widersprechen (opposition 
and suspicion of hierarchy), als konstitutiv ansieht. Diese tragenden Säulen 
beschreibt er an Hand wichtiger Lebensstationen und -situationen von Kin-
dern, Erwachsenen, Arbeitenden, Älteren und Sterbenden (Shapiro 1999). 
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Ein solchermaßen normativ wie zugleich prozedural rück- und einge-
bundenes Freiheitsverständnis erscheint mir als ein Eckstein für zukünftige 
Möglichkeiten von Demokratie. Von hier aus ist die Freiheit der Wissen-
schaften nahezu selbstverständlich eine Freiheit nicht von der gesellschaft-
lichen Demokratie, sondern eine Freiheit zur Entwicklung von Problemlö-
sungsvorschlägen, deren Applikabilität, demokratische Qualitäten und 
Nebenwirkungen sowohl bei der Erarbeitung wie im Blick auf ihre mögli-
che Verwirklichung öffentlich und mit breitestmöglicher Beteiligung aller 
Interessierten – im Sinne von stakeholders – zu erwägen sind.593 In dieser 
Perspektive gibt es keine prätendierte Interessengleichrichtung von Wissen-
schaften und Industrien. Märkte sind Regulative zum Austausch von Gü-
tern und Dienstleistungen, nicht jedoch die zentralen Gestaltungsmecha-
nismen von Angeboten und Nachfragen in der Gesellschaft. Diese werden 
vielmehr durch die öffentlichen Verhandlungen über die wichtigen Fragen 
der gesellschaftlichen Bedürfnisse und Notwendigkeiten definiert. Das 
bedeutet auch die bewußte und offene Hineinnahme der bislang oft klan-
destinen moralischen Dimensionen in die Prozesse der Produktentwicklung 
und -vermarktung und damit eine Beteiligung der Unternehmen an den 
demokratischen öffentlichen Verhandlungen.594 

Zu jeglicher demokratischen Entwicklung gehört ein wesentliches Ele-
ment, das bei aller Raffinesse von institutionellen und normativen Reform-
szenarien bisweilen vergessen wird: die Interessiertheit und Bereitschaft 
einzelner Menschen, sich zu engagieren. Ohne diese Quelle versiegen alle 
lebendigen und quirligen Bäche und Flüsse der Demokratie, selbst wenn 
das Gerüst demokratischer Institutionen nicht zerstört wird. Wenn der Hu-
manismus, wie Agnes Heller und Ferenc Fehér (Fehér & Heller 1995) ge-
schrieben haben, menschheitsgeschichtlich eine Versöhnung von Körper 

                                                      
593  Der 2005 verstorbene Sir Joseph Rotblat, der für seine Verdienste gemeinsam mit der 
Pugwash-Bewegung 1995 den Friedensnobelpreis bekam, hat als Physiker einen hippokrati-
schen Eid für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vorgeschlagen: “I promise to work 
for a better world, where science and technology are used in socially responsible ways. I will 
not use my education for any purpose intended to harm human beings or the environment. 
Throughout my career, I will consider the ethical implications of my work before I take 
action. While the demands placed upon me may be great, I sign this declaration because I 
recognize that individual responsibility is the first step on the path to peace” (Rotblat 1999). 
594  Vgl. hierzu Enzing et al. 1998 für einige größere Unternehmen in der EU. 
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und Geist intendiert hat und auch, so finde ich ergänzenswert, von Indivi-
dualität und Sozialität, so findet sich hier ein Erbe, das neu zu erringen ist 
angesichts der modernen Biotechnologie. Von dieser her geht es nämlich 
erneut um Hegemonie, diesmal allerdings nicht um die geistige bzw. geist-
liche über die körperliche Existenz, sondern jetzt von der anderen Seite her, 
der biologischen. Insbesondere Konstrukte der humangerichteten Biotech-
nologie fokussieren in einer Vorstellungswelt, die Klaus Michael Meyer-
Abich einen „geheimen Willen zur Erlösung“ (Meyer-Abich 1999) genannt 
hat. Ganz ähnlich schreibt Edward O. Wilson von den zwei faustischen 
Entscheidungen, die getroffen worden sind bzw. getroffen werden müssen: 

“The first faustian choice was actually made centuries ago, when 
humanity accepted the Ratchet of Progress. The more knowledge 
people acquire, the more they are able to increase their numbers 
and to alter the environment, whereupon the more they need new 
knowledge just to stay alive. In a human-dominated world, the 
natural environment steadily shrinks, offering correspondingly 
less and less per capita return in energy and resources. Advanced 
technology has become the ultimate prosthesis. Take away elec-
tric power from a tribe of Australian Aborigines, and little or 
nothing will happen. Take it away from residents of California, 
and millions will die. So to understand why humanity has come to 
relate to the environment in this way is more than a rhetorical 
question. Greed demands an explanation. The Ratchet should be 
constantly re-examined, and new choices considered.  
The second Mephistophelean promise, generated by the first and 
strangely echoing the original Enlightenment, is due within a few 
decades. It says: You may alter the biological nature of the human 
species in any direction you wish, or you may leave it alone. Ei-
ther way, genetic evolution is about to become conscious and 
volitional, and usher in a new epoch in the history of life” (Wilson 
1998: 302). 

Analytisch muß ein solcher Befund nicht unbedingt überraschen, wenn man 
bedenkt, daß die vielbesprochene Säkularisierung der vergangenen Jahr-
hunderte, vor allem in Europa und Nordamerika, nicht etwa die Abschaf-
fung, sondern tatsächlich eine Ersetzung der alten Kirchenreligionen durch 
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wissenschaftliche Religionen gewesen sein könnte (Nowotny 1999).595 Für 
die demokratietheoretische und -politische Auseinandersetzung mit den 
Fragen von Verantwortung, Kontrolle und Freiheit im Kontext technologi-
scher Innovationen aber ist eine solche Einsicht in die tiefgehenden außer-
wissenschaftlichen Triebkräfte moderner Technologien zentral bedeutsam, 
weist sie doch nochmals darauf hin, daß nicht Massen oder Kräfte, sondern 
Menschen gesellschaftliche Geschichte prägen. Und zugleich weist sie 
darauf hin, daß die Menschen ihre moralischen Maßstäbe im Umgang mit 
technologischen Innovationen ebenso wie in ihrem alltäglichen Leben im-
mer neu erringen und definieren müssen.596 Das schützt keinesfalls vor 
Irrtümern, aber es ist der einzige Weg, der mit demokratischen Ansprüchen 
vereinbar ist. Alle anderen führen in mehr oder minder bequeme Welten 
der Entmündigung, Oligarchie und Diktatur. 

So bleibt am Ende ein uneindeutiges Fazit, was die Aussichten der De-
mokratie angeht. Die Aufgaben und auch die Möglichkeiten konstruktiver 
Aktivitäten sind deutlich. Aber ihre Erledigung ist nicht nur schwierig und 
ungewiß in der Durchsetzung, sondern auch offen, was das Ergebnis angeht. 

“The information revolution and the advent of genetic engineering 
will reshape power relations in ways we can barely glimpse today. 
[…] Life has more imagination than we; it will continue to chal-
lenge democratic justice so long as human societies endure” (Sha-
piro 1999: 230). 

                                                      
595  Eine solche Charakterisierung betrifft nicht nur die kapitalistischen Länder; in den ehedem 
sozialistischen Staaten war diese Art von Ikonenwechsel zum offenen Programm erhoben. 
596  Heute verfügen in vielen Ländern der OECD nahezu 50 % der Jahrgänge jüngerer Men-
schen über weiterführende Bildungsabschlüsse. So gute Voraussetzungen einer mündigen 
bürgerlichen politischen Beteiligung gab es niemals zuvor. 
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